
Verfassungsbeschwerde und Antrag auf Wiederherstellung der Aufschiebenden
Wirkung meines Widerspruchs im einstweiligen Rechtschutz

des Herrn Ralph Boes, Spanheimstr. 11, 13667 Berlin

wegen der Entscheidungen
1. Beschluss des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 07.06.2018
    (AZ: L 31 AS 671/18 B ER) (Anlage 1)
2. Minderungsbescheid des Jobcenters Berlin Mitte vom 20.02.2018 (Anlage 2)
3. Widerspruchsbescheid des Jobcenters Berlin Mitte vom 11.04.2018 (Anlage 3)

Ich erhebe hiermit
Verfassungsbeschwerde

gegen
1. Beschluss des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 07.06.2018
    (AZ: L 31 AS 671/18 B ER) (Anlage 1)
2. Minderungsbescheid des Jobcenters Berlin-Mitte vom 20.02.2018 (Anlage 2)
3. Widerspruchsbescheid des Jobcenters Berlin-Mitte vom 11.04.2018 (Anlage 3)

Gerügt wird die Verletzung der Grundrechte aus Art. 1 Abs. I GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG,
Art. 12 Abs. 1 GG und Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, Art. 3 Abs. 3 Satz 3 GG.

Zudem beantrage ich,

die aufschiebende Wirkung meines Widerspruchs gegen den
Minderungsbescheid des Jobcenters Berlin Mitte vom 20.02.2918 (100%
Sanktionierung) im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes
wiederherzustellen, um schweren Nachteil von meinen grundrechtlichen
verbürgten Rechten (Leben, körperliche Unversehrtheit, Menschenwürde)
abzuwenden.

I. Begründung:

Ich erhalte vom Jobcenter Berlin Mitte Leistungen nach dem Zweiten Buch des
Sozialgesetzbuches (SGB II).
Nachdem ich den Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung am 11. Mai 2017
abgelehnt habe, ersetzte das Jobcenter die Eingliederungsvereinbarung mit
Verwaltungsakt vom 11. Mai 2017. Der Verwaltungsakt sollte ab dem 11. Mai 2017 bis auf
weiteres gelten.
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Der Eingliederungsverwaltungsakt vom 11.05.2017 (Anlage 4) schrieb u.a. meine Pflicht
fest, während seiner Gültigkeit im Turnus von 2 Monaten – beginnend mit dem Erlass als
Verwaltungsakt – jeweils mindestens 8 (pro Woche eine) Bewerbungsbemühungen um
sozialversicherungspflichtige und geringfügige Beschäftigungsverhältnisse zu
unternehmen und hierüber im Anschluss erstmals am 14. Juli 2017 und anschließend
immer zum 14. jedes zweiten Folgemonats entsprechende Nachweise vorzulegen. Im
Gegenzug verpflichtete sich das Jobcenter die Bewerbungsaktivitäten durch Übernahme
von angemessenen nachgewiesenen Kosten für schriftliche per Post versandte
Bewerbungen nach Maßgabe des § 16 Abs. 1 SGB II i.V.m. § 44 SGB III, zu unterstützen.
Die Erstattung der Bewerbungskosten erfolge in pauschalierter Form mit € 5 pro
nachgewiesener Bewerbung bis zu einem jährlichen Höchstbetrag von € 260. Bei E-Mail
Bewerbungen erfolge eine pauschalierte Erstattung i.H.v. € 1 pro Bewerbung. In der
Rechtsfolgenbelehrung wurde ich über die Möglichkeit der Verhängung von Sanktionen
und deren Ausgestaltung belehrt.
Das Jobcenter bewilligte mir – wegen der Ausübung einer selbständigen
Dozententätigkeit vorübergehend – mit Bescheid vom 8. Dezember 2017 Leistungen nach
dem SGB II für die Zeit vom 1. Januar 2018 bis zum 30. Juni 2018 in Höhe von monatlich
€ 789,98.

Nachdem ich weder am 14. Juli 2017, am 14. September 2017 noch am 14. November
2017 Bewerbungsbemühungen nachgewiesen hatte, hörte das Jobcenter mich mit
Schreiben vom 8. Dezember 2017 zu einer beabsichtigten Sanktion an und wies mich
darauf hin, dass voraussichtlich ein Wegfall des Auszahlungsanspruchs für 3 Monate
eintreten werde, da es sich um eine wiederholte Pflichtverletzung handele. Ein
konkreter Pflichtverstoß wurde in diesem Anhörungsschreiben nicht genannt.
Auf ein vorangegangenes Schreiben zur Androhung von Sanktionen 28.07.2018 hatte ich
mir Schreiben vom 13.08.2018 geantwortet:

“Sehr geehrter Herr H…,
herzlichen Dank, dass Sie mir vor Einleitung einer 200-Prozent-Sanktion die
Möglichkeit einer Anhörung geben.
Bei allem, was angesichts des Grundkonfliktes mit Ihrer Behörde auch sonst nicht
stimmig ist, gehe ich davon aus, dass der der angedrohten Sanktion zugrunde
liegende Eingliederungs-Verwaltungsakt ungültig ist.
In diesem Verwaltungsakt wird als "Unterstützung durch das Jobcenter"
angeboten:
1Das Jobcenter unterstützt Ihre eigenen Bewerbungsaktivitäten durch Übernahme
von angemessenen nachgewiesenen Kosten (...) sofern Sie diese zuvor beantragt
haben.
Das "Angebot" verlangt, dass ich die Kosten der Bewerbung vorstrecke (und sie nur
unter bestimmten Bedingungen zurück erhalte) – und passt damit nicht auf meine
Situation:
Schon allgemein ist der Regelbedarf in Hartz IV ausschließlich zur Deckung der
Lebenshaltungskosten
und weder für Bewerbungskosten noch zur Auslage von Bewerbungskosten zu
verwenden.
Im von Ihnen angemahnten Zeitraum war ich zudem zu 60 Prozent sanktioniert.
D.h., ich habe, weil Sie mich, wohin auch immer, "erziehen" wollen, mit nur 40
Prozent des absoluten Lebensminimums zurecht kommen müssen.
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Von jemandem, der derart sanktioniert ist, das Vorstrecken / die Auslage von
Bewerbungskosten zu verlangen, ist absurd.
Man auferlegt ihm Pflichten, die er nicht erfüllen kann.
Das Geld für Bewerbungen ist schlicht nicht da.
Ich fordere Sie deshalb auf, die Sanktionierung zu unterlassen. Mit freundlichem
Gruß
RB”
Die Vollstreckung der Sanktion wurde dann auch wortlos unterlassen. Am
08.12.2017 kam dann die nächste Sanktionsandrohung/Anhörung.

Da ich zum angemahnten Zeitraum nicht nur um 60 % sondern sogar um 100 %
sanktioniert gewesen war, habe ich am 17.12.2017 geantwortet:

“Sehr geehrter Herr H...,
herzlichen Dank, dass Sie mir vor Einleitung einer neuen 100-Prozent-Sanktion die
Möglichkeit einer Anhörung geben.
Ich erinnere an mein Schreiben vom 13.08.2017 und füge folgende Änderungen ein:
In Absatz 6, Zeile 1 wird die 60 durch eine 100 ersetzt. in Absatz 6, Zeile 2 wird die
40 durch eine 0 ersetzt.
Das sich dann ergebende Bild gibt Ihnen meine Antwort. Mit freundlichem Gruß,
RB”

Mit Minderungsbescheid vom 20. Februar 2018 sanktionierte mich das Jobcenter zu
100% (vollständig Streichung von Regelbedarf und Leistungen für Unterkunft und
Heizung) für die Zeit vom 1. März 2018 bis zum 31. Mai 2018 und hob den vorläufigen
Bewilligungsbescheid vom 8. Dezember 2017 insoweit ganz auf. Auch in diesem
Sanktionierungsbescheid wurde der konkret geahndete Pflichtverstoß – nämlich wohl
der fehlende Nachweis der Bewerbungsbemühungen am 14. Dezember 2017 - nicht
genannt.
Zur Begründung dieser neuen 100% Sanktion führte das Jobcenter an, dass

“die Zumutbarkeit der Verpflichtung von Eigenbemühungen nicht an der fehlenden
Eigenleistungsfähigkeit scheitert“.

Gegen den mir am 24. Februar 2018 zugestellten Bescheid habe ich am 23. März 2018
Widerspruch eingelegt und zudem am 26. März 2018 beim Sozialgericht Berlin die
Anordnung der aufschiebenden Wirkung meines Widerspruchs beantragt. Mit
Widerspruchsbescheid vom 11. April 2018 ist mein Widerspruch zurückgewiesen worden.
Gegen den mir am 10. April 2018 zugestellten Beschluss habe ich am 13. April 2018
Beschwerde beim Landessozialgericht Berlin-Brandenburg eingelegt.
Mit Beschluss vom 5. April 2018 ordnete das Sozialgericht Berlin die aufschiebende
Wirkung meines Widerspruchs vom 23. März 2018 gegen den Sanktionsbescheid des
Jobcenters vom 20. Februar 2018 an. Der ihm zugrundeliegende, formell
bestandskräftige Eingliederungsverwaltungsakt erweise sich bei inzidenter
Rechtmäßigkeitsprüfung als rechtswidrig. Er erweise sich bei summarischer Prüfung als
rechtswidrig, weil das Fehlen einer Befristung oder zumindest einer festen
Überprüfungsfrist ermessenfehlerhaft gewesen sei.

Der Minderungsbescheid selbst sei gleichfalls rechtswidrig, da er keinen konkreten
Pflichtverstoß benenne.
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Gegen diesen Beschluss hat das Jobcenter am 13. April 2018 Beschwerde zum
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg erhoben. Das Landessozialgericht Berlin-
Brandenburg hat am 10. Juni 2018 die Gewährung der aufschiebenden Wirkung
verworfen. Es führt aus, dass der Eingliederungsverwaltungsakt vom 11.05.2017 (S.
Anlage 4) zwar möglicherweise rechtswidrig sei, wofür einiges spräche, wegen seiner
Bestandskraft könne dies aber nicht inzident überprüft werden.
Außerdem stellte es fest, dass die von mir vorgebrachte Begründung, ich hätte mich
nicht bewerben können, weil durch die 100-Prozent-Sanktionierung kein Geld für das
Vorstrecken der Bewerbungskosten vorhanden gewesen sei, nicht stichhaltig sei.
Ich hätte ja durchaus Mittel gehabt, mich postalisch und per Fax mit Widersprüchen und
Klagen gegen Maßnahmen des Jobcenters zu wehren. Vor diesem Hintergrund sei nicht
verständlich, warum ich nicht auch die geforderten Bewerbungsbemühungen hätte
finanzieren können.
Die Entscheidung des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg ist gem. 177 SGG
unanfechtbar.

II. Rechtsauführungen

1. Zulässigkeit
Der Rechtsweg ist erschöpft, weil ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung des
Landessozialgerichts Berlin nicht mehr gegeben ist. Die Entscheidung ist gem. § 177 SGB
unanfechtbar.
Die Monatsfrist des § 93 BverfGG ist gewahrt. Die Verfassungsbeschwerde ist damit im
Hinblick auf die Rüge der Verletzung von Grundrechten zulässig.

2. Begründetheit
a) Verstoß gegen Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 und Abs. 3 GG durch Ablehnung
der Inzidenzprüfung
Verwaltungshandeln muss dem Rechstaatsprinzip entsprechen. Es muss daher
grundsätzlich einer richterlichen Kontrolle zugänglich sein. Diese muss das
Verwaltungshandeln prinzipiell nicht nur auf seine völlige Nichtigkeit sondern auch auf
seine Rechtmäßigkeit überprüfen können. Dies gilt insbesondere in
grundrechtssensiblen Bereichen.
Leistungskürzungen des Jobcenters spielen sich im grundrechtssensiblen Bereich ab: sie
berühren insbesondere die Menschenwürde, wie sie Ausdruck gefunden hat in dem vom
Bundesverfassungsgericht festgestellten Grundrecht auf Gewährleistung eines
menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG i. V. m. dem
Sozialstaatsprinzip aus Art. 20 Abs. 1 GG (a). Sie tangieren zudem die negative
Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG (b) und das Recht auf Leben und körperliche
Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG (c).
Der streitgegenständliche Änderungsbescheid beruht auf der Ermächtigungsgrundlage
des § 31 a Abs. 1 S. 3 SGB II I.V.m. § 31 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB II.

Bei einem Leistungskürzungen auslösenden Pflichtenverstoß eines Leistungsempfängers
gem. § 31 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB II wird von der herrschenden Meinung – auch im Lichte



5

der Grundrechtssensibilität der Thematik - angenommen, dass bei einem Widerspruch
oder einer Klage gegen einen Minderungsbescheid inzident zu prüfen sei, ob auch der
zugrundeliegende Eingliederungsverwaltungsakt rechtmäßig sei. Erweise sich der
Eingliederungsverwaltungsakt als rechtswidrig, so führe dies zur Rechtswidrigkeit einer
Minderung oder sonstigen Sanktion. Insofern komme es dabei nicht darauf an, ob der
Eingliederungsverwaltungsakt durch Fristablauf schon bestandskräftig geworden sei
oder nicht.
So auch Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 24. November 2017, L
7 AS 1519/15 B ER, Rn. 40; zitiert nach juris; Sonnhoff, in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SBG
II, 4. Aufl. 2015, § 31 Rn. 55; Eicher/Luik/Knickrehm/Hahn, SGB II, 4. Aufl. 2017, § 31, Rn.
21 m.w.N.
In diesem Sinne hatte auch das Sozialgericht Berlin im vorliegenden Fall entschieden
und war zu der Erkenntnis gelangt, dass der Eingliederungsverwaltungsakt rechtwidrig
sei.
Die Gegenansicht nimmt eine Inzidenzprüfung nur dann vor, wenn eine Bestandskraft
noch nicht gegeben ist.
Das Landessozialgericht hat wegen der Bestandskraft des
Eingliederungsverwaltungsaktes eine Inzidenz-Prüfung verweigert. Soweit bereits ein
solcher Antrag – ohne eine Entscheidung der zuständigen Behörde – die gerichtliche
Prüfung des bestandskräftigen Eingliederungsverwaltungsakts ermöglichen soll, begegne
diese Auffassung erheblichen Bedenken und sei abzulehnen, denn erst die getroffene
Korrekturentscheidung nach §§ 44 ff SGB X bewirke die formale Rechtsfolge der
Durchbrechung der Bindungswirkung des ursprünglichen Verwaltungsaktes nach § 77
SGG. Der bloße Antrag auf Überprüfung der Rechtmäßigkeit eines bestandskräftigen
Bescheides beseitige seine materielle Bestandskraft noch nicht.

Das LSG stützt sich hier unausgesprochen auf die vom Jobcenter zitiere Entscheidung des
BSG, Urteil vom 23. Juni 2016, B 14 AS 30/15 R, die das Jobcenter derart zitiert,

“dass eine Eingliederungsvereinbarung über die Prüfung, ob Nichtigkeitsgründe
vorliegen [hinaus / RB], nicht auch daraufhin zu prüfen ist, ob sie rechtswidrig ist”.

Tatsächlich hat das BSG in seinem Urteil B 14 AS 30/15 R nicht entschieden, “dass eine
Eingliederungsvereinbarung über die Prüfung, ob Nichtigkeitsgründe vorliegen [hinaus /
RB], nicht auch daraufhin zu prüfen ist, ob sie rechtswidrig ist”, sondern nur festgestellt,
dass es im besonderen ihm vorliegende Fall „auf Grund der Gesamtnichtigkeit der EGV“
auf eine weitere Überprüfung ihrer Rechtmäßigkeit nicht mehr ankomme.

Die Ablehnung einer Inzidenz-Prüfung ist mit Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem
Rechtsstaatsprinzip nicht zu vereinbaren.
§ 44 SGB bestimmt, dass rechtswidrige, nicht begünstigende Verwaltungsakte von der
Behörde zurückgenommen werden MÜSSEN:

“Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht
unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich
als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht
erbracht oder Beiträge zu Unrecht erhoben worden sind, ist der Verwaltungsakt,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung für die Vergangenheit
zurückzunehmen.”

Zwar ist es grundsätzlich gem. § 44 III SGB X die Behörde, die zum Aus-der-Welt-Schaffen
des rechtswidrigen Verwaltungsaktes verpflichtet ist. Wenn die Behörde sich nun aber
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unberechtigt weigert, eine notwendige Rücknahme durchzuführen, ist der in
grundrechtssensiblen Bereichen getroffene Bürger völlig schutzlos gestellt. Die Behörde
kann sich rechtswidrig und willkürlich weigern, einen rechtswidrigen
Eingliederungsverwaltungsakt zurückzunehmen und damit ein bereits laufendes – bei
zutreffend festgestellter Rechtswidrigkeit des Eingliederungsverwaltungsaktes
grundsätzlich aussichtsreiches - Anfechtungsverfahren gegen einen auf dem
Eingliederungsverwaltungsakt fußenden Sanktionsbescheid ins Leere laufen lassen.
Einer missbräuchlichen Untätigkeit der Behörde könnte kein Riegel vorgeschoben
werden.
Vorliegend deutet das Landessozialgericht an, dass es die Rechtsauffassung des
Sozialgerichts zur Rechtswidrigkeit des Eingliederungsverwaltungsaktes teilen würde,
sollte es – entgegen seiner Ansicht – zu einer Entscheidung über die Rechtmäßigkeit des
Verwaltungsaktes berufen sein.
Eine Besserstellung einer freiwillig abgeschlossenen Eingliederungsvereinbarung
gegenüber einem - weil als Hoheitsakt den Betroffenen per se stärker belastenden -
Eingliederungsverwaltungsakt ist im Hinblick auf die Zielrichtung der Schutznorm des §
44 SGB X nicht denkbar.
Auch unter Aspekten der Prozessökonomie ist die Ansicht des Landessozialgerichts nicht
zu halten. Entfiele die bislang geübte Inzidenz-Überprüfung, so wären
Leistungsempfänger genötigt, grundsätzlich gegen JEDEN Eingliederungsverwaltungsakt
vorsorglich Widerspruch bzw. Klage zu erheben, um sich im weiteren Verlauf gegen auf
diesen fußende Sanktionen vorgehen zu können. Dies würde die Sozialgerichte mit einer
extremen Vielzahl unnötiger “Sicherheits”-Klagen beschäftigen.

Kommt eine Eingliederungsvereinbarung nach § 15 Abs. 2 SGB II nicht zustande, sollen
die ansonsten in der Eingliederungsvereinbarung zu treffenden Regelungen nach § 15
Abs. 3 S. 3 SGB II durch Verwaltungsakt getroffen werden. Der die Vereinbarung
ersetzende Verwaltungsakt hat denselben Inhalt aufzuweisen wie die
Eingliederungsvereinbarung, soll also die in § 15 Abs. 2 S. 2 SGB II vorgesehenen
Bestimmungen enthalten. Insbesondere soll der Eingliederungsverwaltungsakt danach
regeln, welche Bemühungen erwerbstätige Leistungsberechtigte in welcher Häufigkeit
zur Eingliederung in Arbeit mindestens unternehmen sollten und in welcher Form diese
Bemühungen auch nachzuweisen sind. Nach § 15 Abs. 3 S. 1 SGB II soll die
Eingliederungsvereinbarung regelmäßig, spätestens jedoch nach Ablauf von 6 Monaten,
gemeinsam überprüft und fortgeschrieben werden. Für den hier vorliegenden Fall der
Ersetzung einer Eingliederungsvereinbarung durch Verwaltungsakt fehlt im Gesetz zwar
eine ausdrückliche Regelung. Insofern sei laut Sozialgericht Berlin davon auszugehen,
dass dem Jobcenter ein Ermessen im Hinblick auf die Geltungsdauer und
Überprüfungspflichten eines Eingliederungsverwaltungsaktes zukomme.

Soweit ein Leistungsträger ermächtigt ist, nach seinem Ermessen zu handeln, ist sein
Handeln rechtswidrig, wenn er die gesetzlichen Grenzen dieses Ermessens überschritten
oder von dem Ermessen in einer dem Zweck des Ermessens nicht entsprechenden Weise
Gebrauch gemacht hat (§ 54 Abs. 2 S. 1 SGG sowie § 39 Abs. 1 Sa. 1 SGB I zu
Ermessensleistungen). Das Gericht hat also zu prüfen, ob der Träger sein Ermessen
überschritten oder ob er von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht
entsprechenden Weise Gebrauch gemacht habe (so mit Verweis auf § 54 Abs. 2 S. 2 SGG:
BSG, Urteil vom 29. April 2015, B 14 AS 19/14 R, Rn. 35 m.w.N., zitiert nach juris; zu den
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Ermessenfehlern siehe auch: Keller, in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG. 11. Aufl.
2014, § 54 Rn. 26 ff).

Im vorliegenden Fall hat das Jobcenter zwar Ermessenserwägungen im Hinblick auf die
Geltungsdauer und Überprüfungsfristen für den Eingliederungsverwaltungsakt
angestellt; diese sind indes unzureichend, weil relevante Ermessensgesichtspunkte nicht
berücksichtigt worden sind. Das Jobcenter ist verpflichtet, bei seiner
Ermessensentscheidung im Hinblick auf die Geltungsdauer des
Eingliederungsverwaltungsaktes zu berücksichtigen, dass der Gesetzgeber für den Fall
einer Eingliederungsvereinbarung in aller Regel einen Zeitraum von höchstens 6
Monaten ohne Überprüfung für angemessen hält
(noch weitergehend Berlit, in LPK-SGB II, 6. Aufl. 2017, § 15 Rn. 62, wonach bei einem
Eingliederungsverwaltungsakt der in § 15 Abs. 3 S. 1 geregelte
Überprüfungsmechanismus nicht greife und die Regelüberprüfungs(höchst)frist, die
Höchstfrist für die einseitig festzulegende Laufzeit wäre; vergleiche auch Bayrisches
Landessozialgericht, Beschluss vom 8. Juni 2017, L 16 AS 291/17 B ER, wonach ein
Eingliederungsverwaltungsakt rechtswidrig sei, wenn die gesetzlich vorgeschriebene
Überprüfungsfrist von 6 Monaten ohne Ermessenausübung überschritten werde).
Daher hätte das Jobcenter im vorliegenden Fall den Gültigkeitszeitraum des
Eingliederungsverwaltungsaktes entweder auf 6 Monte beschränken oder zumindest
einen zwingenden 6-monatigen Überprüfungsturnus (mit entsprechender Anhörung
meinerseits) vorsehen müssen. Einen solchen Überprüfungsturnus sehen auch die
Fachlichen Weisungen des Jobcenters vor (vergleiche Fachliche Weisungen zu § 15 SGB
II, Stand 20. Oktober 2016, Rn. 15.46).
Ein längerer Gültigkeits- und Überprüfungsturnus dürfte – so auch das Sozialgericht -
nur ausnahmsweise zulässig sein, z.B. wenn mit einer Veränderung der Verhältnisse mit
hoher Wahrscheinlichkeit nicht zu rechnen sei. Hiervon sei jedoch im vorliegenden Fall
schon deshalb nicht auszugehen, weil einerseits durch die von mir aktiv ausgeübte
Dozententätigkeit immer Änderungen meiner Lebensverhältnisse möglich sind,
andererseits die mir auferlegte aktive Suche nach Stellenangeboten zu einer
Arbeitsgelegenheit beim Träger Bildungsmarkt Waldenser GmbH ab dem 1. Juni 2017
auch nach Vorstellung des Jobcenters zu einer Veränderung der Verhältnisse habe führen
können. Es liegt also ein Ermessensfehlgebrauch vor.

An der Rechtmäßigkeit des Minderungsbescheids bestehen aber auch insoweit Zweifel –
so auch das Sozialgericht - als er gegen das Bestimmtheitsgebot nach § 33 SGB X
verstoßen könnte. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts muss der
Verfügungssatz eines Verwaltungsaktes nach seinem Regelungsgehalt in sich
widerspruchsfrei sein und den Betroffenen bei Zugrundelegung der
Erkenntnismöglichkeiten eines verständigen Empfängers in die Lage zu versetzen, die in
ihm getroffene Rechtsfolge vollständig, klar und unzweideutig zu erkennen und sein
Verhalten daran auszurichten (BSG, Urteil vom 29. November 2012, B 14 AS 196/11 R,
Rn. 16 zitiert nach juris; BSG, Urteil vom 10. September 2013, B 4 AS 89/12 R, Rn. 15,
zitiert nach juris). Der Wille der Behörde muss dabei für die Beteiligten des
Verwaltungsverfahrens unzweideutig erkennbar und darf nicht unterschiedlichen
subjektiven Interpretationen zugänglich sein (BSG, Urteil vom 29. Januar 1997, 11 Rar
43/96, Rn. 15, zitiert nach juris). Wie sich aus dem Wortlaut von § 31 b Abs. 1 S. 1 SGB II
ergibt, muss ein Minderungsbescheid auch eine Feststellung der Pflichtverletzung
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enthalten. Daher muss sich dem Minderungsbescheid – notfalls durch Auslegung – der
feststellende Verfügungssatz entnehmen lassen, welche Pflichtverletzung vorliegt und
was Grund für die Minderung sein solle. Diese Anforderung ist vorliegend nicht erfüllt.
Dem Minderungsbescheid lässt sich nicht entnehmen, welcher Pflichtenverstoß in
welchem Zeitraum als Grund für die Minderung herangezogen wird. Nach dem
Eingliederungsverwaltungsakt vom 11. Mai 2017 bin ich unter anderem verpflichtet
gewesen, während der Gültigkeitsdauer des Eingliederungsverwaltungsaktes im Turnus
von 2 Monaten jeweils mindestens 8 (pro Woche eine) Bewerbungsbemühungen um
sozialversicherungspflichtige und geringfügige Beschäftigungsverhältnisse zu
unternehmen und hierüber im Anschluss an den oben genannten jeweiligen Zeittraum
Nachweise vorzulegen. Den erstmaligen Nachweis sollte ich zum 14. Juli 2017 und
anschließend immer zum 14. jedes zweiten Folgemonats vorlegen. Die Vorlage von
Unterlagen war daher nach dem Eingliederungsverwaltungsakt fällig zum 14. Juli 2017,
zum 14. September 2017, zum 14. November 2017 sowie zum 14. Januar 2018. Dem
Änderungsbescheid lässt sich bei dieser Sachlage lediglich entnehmen, dass mit dem
Eingliederungsverwaltungsakt vom 11. Mai 2017 festgelegt worden ist, dass ich
Bemühungen zur Aufnahme einer Arbeit nachweisen muss. Als Eigenbemühungen  sind 8
Bewerbungen bestimmt worden. Ich sei trotz schriftlicher Belehrung über die
Rechtsfolgen der Vereinbarung nicht nachgekommen, da ich die vereinbarten
Bewerbungsbemühungen nicht nachgewiesen habe. Dem Änderungsbescheid lässt sich
hingegen nicht entnehmen, durch welches Verhalten in welchem Zeitraum genau ich die
Pflichtverletzung begangen haben soll. Es wird nämlich insbesondere nicht mitgeteilt, in
welchen Monaten ich ausreichende Eigenbemühungen unterlassen haben soll. Dies wäre
aber erforderlich gewesen, da insbesondere die Nichtvorlage von
Bewerbungsnachweisen zum 14. Juli 2017, zum 14. September 2017, zum 14. November
2017 sowie zum 14. Januar 2018 jeweils gesonderte Pflichtverletzungen darstellen
würden, die auch jeweils gesonderte Sanktionen rechtfertigten könnten, sofern man die
Rechtsmäßigkeit des Eingliederungsverwaltungsaktes unterstellt. Bei dieser Sachlage
darf der Minderungsbescheid nicht offen lassen, auf welchen Zeitraum sich der
sanktionierte Pflichtenverstoß genau bezieht, weil anderenfalls offenbliebt, für welchen
der möglichen Pflichtverstöße der vorliegende Minderungsbescheid eine Sanktionierung
vornimmt. Die genaue Angabe des sanktionierten Pflichtverstoßes und des Zeitraums, in
dem der Pflichtverstoß begangen worden sein solle, wäre ferner auch deswegen
erforderlich gewesen, weil hiervon die Rechtmäßigkeit des Minderungsbescheids
abhängt. So ist nach § 31 b Abs. 1 S. 5 SGB II die Feststellung der Minderung nur
innerhalb von 6 Monaten ab dem Zeitpunkt der Pflichtverletzung zulässig. Die
Berechnung der Frist ist aber nur möglich, wenn der Minderungsbescheid hinreichend
genau mitteilt, in welchem Zeitraum der Pflichtenverstoß erfolgt sein soll. Die
hinreichende Bestimmtheit ergibt sich vorliegend auch nicht aus der
Entstehensgeschichte des Minderungsbescheids. Zwar bin ich mit Anhörungsschreiben
vom 6. Dezember 2017 zum möglichen Eintritt einer Sanktion angehört worden. Das
Anhörungsschreiben ist jedoch erkennbar lückenhaft. Weder werden die
Eigenbemühungsverpflichtungen, gegen die verstoßen worden sein soll, mitgeteilt, noch
lassen sich dem Anhörungsschreiben entnehmen, wann der entsprechende
Pflichtenverstoß aufgetreten sein soll.
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Das Landessozialgericht hat angenommen, dass die Rechtsfehlerbehaftetheit des
Minderungsbescheids durch den Widerspruchsbescheid eine „Heilung“ erfahren habe,
weil es sich lediglich um einen “Begründungsfehler" gehandelt habe.

Dies überzeugt nicht. Eine Sanktion kann nur binnen einer Frist von 6 Monaten mit einer
Minderung belegt werden. Wenn der Betroffene Zweifel an der Rechtmäßigkeit des
Sanktionsbescheides hat, so kann er diesen binnen eines Monats mit Rechtsmitteln
angreifen.

Wenn die Behörde nun im Rahmen eines Widerspruchsverfahrens durch nachgereichte
Begründungen nach Belieben Pflichtverstöße herausgreifen und damit nach Gutdünken
Fristen in Gang setzen könnte, so wäre der Willkür Tür und Tor geöffnet. Der Betroffene
hätte keine Möglichkeit mehr, selbst mit anwaltlicher Unterstützung auf Basis des
Sanktionsbescheides die Erfolgsaussichten eines Widerspruchs, einer Klage
einzuschätzen. Ließe man solche “Heilungen” von rechtswidrig-unbestimmten
Verwaltungsakten zu, so könnte die Behörde willkürlich einen zeitlich später gelegenen
oder sogar gänzlich anderen Pflichtenverstoß im Nachhinein als Begründung für einen
schlampig erstellten Sanktionsbescheid heranziehen, der ihr Vorgehen plötzlich
legitimieren würde. Dies widerspricht allen Anforderungen an ein geregeltes, an Recht
und Gesetz gebundenes Verwaltungshandeln. Die Behörde könnte auf dieser Basis
minimalste Sanktionsbescheide nach dem Motto “Sie werden wegen Ihres
Pflichtverstoßes sanktioniert” erlassen und später Begründungen nach Belieben und an
dem Erfordernis orientiert, um die Rechtmäßigkeit ihres Handelns herbeizuführen,
erlassen. Grade in einem derart grundrechtssensiblen Bereich wie der Gewährung
staatlicher Beihilfe zum Lebensunterhalt ist für Behördenwillkür kein Raum.

b) Verletzung der Grundrechte durch Nichtanerkennung des wichtigen Grundes der
fehlenden Leistungsfähigkeit
Ich war zum fraglichen Zeitpunkt zu 100% sanktioniert. Ich hatte daher überhaupt kein
Geld zur Verfügung, weder für Wohnung, noch für Essen, noch für die
Krankenversicherung. Es ist rechtsfehlerhaft aus der Tatsache, dass ich zu meiner
Rechtewahrung gegen den allein schon wegen seines Fußens auf einem rechtswidrigen
Eingliederungsverwaltungsakts rechtswidrigen Sanktionsbescheid Klage einlegen
musste, abzuleiten, dass ich insoweit über Mittel verfügt hätte, auch Bewerbungen zu
finanzieren. Das Gericht sollte zum einen wissen, dass online Bewerbungen speziell in
den für mich angesichts meines fortgeschrittenen Lebensalters, Ausbildungsstand etc. in
Betracht kommenden Beschäftigungsgebieten quasi keine Chancen haben. Für
erfolgreiche Offline-Bewerbungen benötigt man jedoch nicht nur Papier, wie für eine
Klage, sondern auch Bewerbungsmappen und aktuelle Fotos. Dafür ist ein Betrag von € 5
pro Bewerbung ohnehin am unteren Rand kalkuliert. Für die Klagen sind mir die Mittel
(Papier, Porto, Fax, Drucker) von Unterstützern meines Hartz-IV Widerstandes
zweckgebunden zur Verfügung gestellt worden. Von Seiten des Vereins „Bürgerinitiative
bedingungsloses Grundeinkommen e.V.“ durfte ich zudem kostenlos das Internet nutzen.
Für ein den von ihm unterstützten Widerstand brechendes Bewerbungsschreiben hätte
mir der Verein weder sein Internet kostenlos zur Verfügung gestellt, noch hätte er mich
mit Papier und Porto etc. für Offline-Bewerbungen unterstützt. Ich hätte also Papier,
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Mappe, Foto, Porto selbst finanzieren müssen bzw. das Geld aufbringen müssen, das
erforderlich gewesen wäre, in einem Internetcafe Job-Recherchen durchzuführen und
online Bewerbungen zu schreiben. Dafür war bei einer 100%-Sanktionierung kein Raum.
Ich bin daher durch die Entscheidung des Landessozialgerichts in meinen Grundrechten
verletzt.

c) Verfassungswidrigkeit der §§ 31 ff. SGB II
Leistungskürzungen gemäß §§ 31 ff. SGB II verstoßen gegen das Grundrecht auf
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG i. V. m.
dem Sozialstaatsprinzip aus Art. 20 Abs. 1 GG (a). Sie verletzen weiterhin die negative
Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG (b) und das Recht auf Leben und körperliche
Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG (c).
a) Verstoß gegen Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG
Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums ergibt
sich aus Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG:
Urteil des Ersten Senats des BVerfG vom 9.2.2010 – 1 BvL 1/09; Urteil des Ersten Senats
des BVerfG vom 18.7.2012 – 1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11.
Es handelt sich um ein verfassungsunmittelbares Leistungsgrundrecht:
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012; Starck, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, 6. Auflage,
2010, Art. 1 Rn. 41; Herdegen, in: Maunz/Dürig, GG, Stand: 66. Lieferung 2012, Art. 1,
Rn. 121; Hufen, Staatsrecht II, Grundrechte, 3. Auflage 2011, S. 150; Berlit, Minderung
der verfügbaren Mittel – Sanktionen und Aufrechnung im SGB II, ZFSH/SGB 2012, 562.
Dieses Grundrecht ist „dem Grunde nach unverfügbar und muss eingelöst werden“,
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 133.
Es folgt aus Art. 1 Abs. 1 GG und hat
„als Gewährleistungsrecht in seiner Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG neben dem absolut
wirkenden Anspruch aus Art. 1 Abs. 1 GG auf Achtung der Würde jedes Einzelnen
eigenständige Bedeutung.“
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 133.
Die anspruchsgewährenden Aspekte des Grundrechts ergeben sich aus Art. 1 Abs. 1 GG,
wohingegen das Sozialstaatsprinzip einen Gestaltungsauftrag an den Gesetzgeber
enthält:
„Art. 1 Abs. 1 GG begründet diesen Anspruch. Das Sozialstaatsgebot des Art. 20 Abs. 1 GG
wiederum erteilt dem Gesetzgeber den Auftrag, jedem ein menschenwürdiges
Existenzminimum zu sichern, wobei dem Gesetzgeber ein Gestaltungsspielraum bei den
unausweichlichen Wertungen zukommt, die mit der Bestimmung der Höhe des
Existenzminimums verbunden sind.“
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 133.

aa) Konkretisierung des Grundrechtsumfangs durch den Gesetzgeber
Das Grundrecht bedarf der
„Konkretisierung und stetigen Aktualisierung durch den Gesetzgeber, der die zu
erbringenden Leistungen an den jeweiligen Entwicklungsstand des Gemeinwesens und
den bestehenden Lebensbedingungen auszurichten hat. Dabei steht ihm ein
Gestaltungsspielraum zu.“
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Leitsatz 2.
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Hierbei ist zu beachten, dass das Bundesverfassungsgericht den Gestaltungsspielraum
des Gesetzgebers und das Anpassungserfordernis lediglich auf den konkreten Umfang
des Leistungsanspruchs bezieht, wohingegen es den individuellen Anspruch darauf für
„unmittelbar“ verfassungsrechtlich erklärt. Der Anspruch ist damit durch den
Gesetzgeber von vornherein bloß noch der Höhe nach zu konkretisieren, wohingegen er
„dem Grunde nach von der Verfassung vorgegeben“ ist [Hervorh. d. Verf.].
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 135, 138.
Bei der Ausgestaltung des (verfassungsunmittelbaren) Leistungsanspruchs ist der
Gesetzgeber nicht völlig frei. Er hat strenge Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zu
erfüllen, die sowohl Form als auch Inhalt der Ausgestaltung betreffen:
„Die Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums muss durch einen
gesetzlichen Anspruch gesichert sein. Dies verlangt bereits unmittelbar der Schutzgehalt
des Art. 1 Abs. 1 GG. Ein Hilfebedürftiger darf nicht auf freiwillige Leistungen des
Staates oder Dritter verwiesen werden, deren Erbringung nicht durch ein subjektives
Recht des Hilfebedürftigen gewährleistet ist. Die verfassungsrechtliche Gewährleistung
eines menschenwürdigen Existenzminimums muss durch ein Parlamentsgesetz erfolgen,
das einen konkreten Leistungsanspruch des Bürgers gegenüber dem zuständigen
Leistungsträger enthält.“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 136.
„Der gesetzliche Leistungsanspruch muss so ausgestaltet sein, dass er stets den
gesamten existenznotwendigen Bedarf jedes individuellen Grundrechtsträgers deckt.“
[Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 137.
„Zur Konkretisierung des Anspruchs hat der Gesetzgeber alle existenznotwendigen
Aufwendungen folgerichtig in einem transparenten und sachgerechten Verfahren nach
dem tatsächlichen Bedarf, also realitätsgerecht, zu bemessen […].“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 139.
Entscheidend ist demnach, dass der Gesetzgeber „seine Entscheidung an den konkreten
Bedarfen der Hilfebedürftigen ausrichtet“:
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 93.
Der gesetzliche Leistungsanspruch muss sich seiner Höhe nach also an den tatsächlich
bestehenden existenznotwendigen Bedarfen orientieren.
Daneben macht das Bundesverfassungsgericht weitere Vorgaben zum Umfang des
Leistungsanspruchs. Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen
Existenzminimums umfasst danach nicht nur die physische Existenz des Menschen,
sondern auch ein Mindestmaß an soziokultureller Teilhabe am gesellschaftlichen Leben:
vgl. BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 135.
Diese Entscheidung trägt der aktiven Schutzverpflichtung des Staates Rechnung, die den
Einzelnen ausgrenzenden Reaktionen der Gesellschaft entgegenzuwirken hat. Das folgt
bereits aus der konstituierenden Bedeutung der Menschenwürde gemäß Art. 1 Abs. 1 GG.
Hieran ist der Gesetzgeber gebunden, wenn er seinem Ausgestaltungsauftrag bei der
Bestimmung des menschenwürdigen Existenzminimums nachkommt. Er muss demnach
neben dem physischen Überleben auch die soziale Teilhabe der Hilfebedürftigen sichern:
vgl. BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 137; Starck, in: Mangoldt/Klein/Starck,
GG, 6. Auflage, 2010, Art. 1, Rn. 41.

bb) Verfassungsgerichtliche Kontrolle des Grundrechts
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Sowohl das Ausgestaltungsverfahren durch den Gesetzgeber, als auch der Umfang des
Grundrechts unterliegen der verfassungsgerichtlichen Kontrolle.
Das Bundesverfassungsgericht prüft zunächst, ob der Gesetzgeber „die erforderlichen
Tatsachen im Wesentlichen vollständig und zutreffend ermittelt“ hat und ob sich das
Berechnungsverfahren nachvollziehen lässt:
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 143.
Aufgrund eines Verstoßes gegen dieses Verfahren hat das Bundesverfassungsgericht
sowohl die alten Regelsätze als auch die Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz für verfassungswidrig erklärt. Denn die Leistungshöhe war
„weder nachvollziehbar berechnet worden noch ist eine realitätsgerechte, auf Bedarfe
orientierte und insofern aktuell existenzsichernde Berechnung ersichtlich.“ [Hervorh. d.
Verf.]
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 106.
Darüber hinaus nimmt das Bundesverfassungsgericht auch eine Überprüfung der Höhe
der zur Deckung des menschenwürdigen Existenzminimums gewährten Leistungen im
Wege einer Evidenzkontrolle vor:
vgl. BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 152 ff.; BVerfG, 1 BvL 10/10 vom
18.7.2012, Abs.-Nr. 107 ff.
Auf diese Weise hat das Bundesverfassungsgericht zuletzt die Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz für verfassungswidrig erklärt und – wie in seiner
Entscheidung vom 9.2.2010 bereits bezüglich der Leistungen für einen laufenden
besonderen Bedarf – übergangsweise selbst (höhere) Leistungen festgesetzt:
vgl. BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 107 ff., 124 ff.
Für den Regelsatz nach den alten SGB-II-Normen hatte es hingegen eine evidente
Unterschreitung nicht festgestellt,„weil die Regelleistung zur Sicherung der physischen
Seite des Existenzminimums zumindest ausreicht und der Gestaltungsspielraum des
Gesetzgebers bei der sozialen Seite des Existenzminimums weiter ist.“
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 152.
Die hier durch das Bundesverfassungsgericht vorgenommene Trennung in ein physisches
und soziokulturelles Existenzminimum ist nur in zweierlei Hinsicht von Bedeutung. Zum
einen räumt es dem Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des physischen
Existenzminimums einen engeren Gestaltungsspielraum ein als bei der Regelung der
soziokulturellen Teilhabe,
vgl. BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 138.
Zum anderen hat das Bundesverfassungsgericht offenbar die Evidenzkontrolle bezüglich
des Leistungsumfangs des einheitlichen Grundrechts zum Zeitpunkt seiner „Regelsatz-
Entscheidung“ (ggf. mangels anderweitiger Daten) nur am physischen Existenzminimum
orientiert:
vgl. BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 152.

cc) Einheitliches Grundrecht
Rechtsdogmatisch lässt sich das Gewährleistungsrecht auf ein menschenwürdiges
Existenzminimum indes nicht in einen (physischen) „Kernbereich“ und einen darüber
hinaus gehenden (soziokulturellen) „Randbereich“ aufteilen.
Zu teilweise abweichenden Ansichten in der Literatur s. Anhang.
Vielmehr beinhaltet es eine
„einheitliche grundrechtliche Garantie, die sowohl die physische Existenz des Menschen
[…] als auch die Sicherung der Möglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher
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Beziehungen und zu einem Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen
und politischen Leben umfasst.“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 90.
Der gesetzliche Leistungsanspruch muss „stets den gesamten existenznotwendigen
Bedarf jedes individuellen Grundrechtsträgers“ [Hervorh. d. Verf.] decken.
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 137.
Es sind im Übrigen keinerlei Kriterien ersichtlich, nach denen eine Aufteilung oder
Differenzierung in „Kern“ und „Randbereich“ des Existenzminimums willkürfrei denkbar
wäre und praktisch durch den Gesetzgeber entsprechend zugeteilt werden könnte..
Auf den Umstand der Unteilbarkeit der Leistungen hat die Bundesregierung infolge der
„Regelsatz-Entscheidung“ des Bundesverfassungsgerichts vom 9.2.2010 hingewiesen:
„Im Leistungsrecht des SGB II und des SGB XII wird entsprechend ein Regelbedarf
anerkannt, der insbesondere Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat,
Haushaltsenergie sowie persönliche Bedürfnisse des täglichen Lebens umfasst. Bei den
sich ergebenden Regelbedarfen handelt es sich um die Summen statistisch
nachgewiesener durchschnittlicher regelbedarfsrelevanter Verbrauchs-ausgaben.
Erbracht werden die Regelbedarfe als monatlicher Pauschalbetrag, der ein monatliches
Budget darstellt. In diesem Pauschalbetrag lässt sich naturgemäß eine trennscharfe
Unterscheidung von ,physischen` oder ,soziokulturellen` Bedarfen nicht vornehmen. Die
Verwendung dieses Betrages liegt zudem in der alleinigen Verantwortung der
Leistungsberechtigten. Rückschlüsse darauf, wofür Leistungsberechtigte dieses
monatliche Budget ausgeben, sind deshalb nicht möglich. Eine Heranziehung der
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe zur Bestimmung verschiedener Existenzminima
ist daher weder erforderlich noch sinnvoll.“ [Hervorh. d. Verf.]
Bundestags-Drucksache 17/6833, Antwort Kleine Anfrage, S. 4.
Auch das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen ist einer „Aufspaltung“ des
Existenzminimums kürzlich entgegen getreten:
„Eine derartige Aufspaltung des Existenzminimums in einen unantastbaren physischen
Kernbereich und einen ganz oder teilweise vernachlässigungsfähigen gesellschaftlich-
kulturellen Teilhabebereich ist jedoch mit dem einheitlichen Gewährleistungsumfang des
Grundrechts unvereinbar. Denn bietet Art. 1 Abs. 1 i.Vm. Art. 20 Abs. 1 GG - so
ausdrücklich das BVerfG (vgl. a.a.O. Rn. 90 und 129) - eine einheitliche grundrechtliche
Garantie auf die zur Wahrung eines menschenwürdigen Existenzminimums notwendigen
materiellen Voraussetzungen, so lässt dies keinen Raum für eine Reduzierung des
Grundrechts auf einen Kernbereich der physischen Existenz. Das Minimum für die
Existenz bezeichnet vielmehr bereits denklogisch einen nicht unterschreitbaren Kern.
Der gesamte Leistungsumfang des Existenzminimums muss somit zugleich sein
Mindestinhalt sein (so auch Neskovic/Erdem, Zur Verfassungswidrigkeit von Sanktionen
bei Hartz IV - Zugleich eine Kritik am Bundesverfassungsgericht, in SGb 2012, S. 134 ff.,
137), der ,in jedem Fall und zu jeder Zeit` gewährleistet sein muss.“ [Herv. d. Verf.]
Landessozialgericht NRW, L 20 AY 153/12 B ER, 24.4.2013, Rn. 55.

dd) Ausgestaltung durch §§ 20 ff. SGB II
Der Gesetzgeber hat mit den §§ 20 ff. SGB II, 28 ff. SGB XII eine Bestimmung der
Bedarfshöhe vorgenommen. Ausgehend von einer Bedarfsberechnung erkennt er in §§ 20
ff. SGB II pauschalierte Geldleistungen zu:
vgl. Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen nach § 28 SGB XII, insb. § 8 RBEG i. V. m.
§ 20 Abs. 2-4 SGB II; auch: Hannes in Gagel, SGB II, § 20 Rn. 3.
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Dabei ist nicht ersichtlich, dass der Regelsatz des ALG II etwa als Bonussystem
ausgestaltet worden wäre, bei dem eine Sanktion lediglich zur Absenkung der Leistungen
auf die Höhe des Existenzminimums führen würde, also nur „pflichtwidrig“ handelnde
Leistungsbezieher auf das Minimum reduziert würden und alle übrigen Hilfebedürftigen
Leistungen erheblich oberhalb dieses Niveaus erhielten.
Eine solche Konstruktion, nach der der reguläre Sozialhilfeanspruch noch um 20 bis 30
% auf die „Höhe des zum Leben Unerlässlichen“, gesenkt werden könnte, wurde von
einigen Gerichten bei der Anwendung der früheren Vorschrift des § 25 BSHG
angenommen,
z. B. Hess. VGH, 6 S 307/89 vom 4.4.1989, Rn. 5; VGH Ba-Wü, 7 S 1755/99 vom
11.10.1999, Rn. 12,
und findet sich mitunter auch noch in der Kommentarliteratur zum SGB II, indem
unterhalb des gesetzlichen Existenzminimums noch ein „Kernbereich“, meist eine Art
„physisches Existenzminimum“ konstruiert wird;
näheres dazu s. Anhang.
Dann müsste der volle Regelsatz des Arbeitslosengeldes II nach §§ 20 SGB II über das
menschenwürdige Existenzminimum hinausgehen,
vgl. dazu Berlit, ZFSH SGB 10/2012, S. 561 ff. (564).
Gegen die Annahme, der Gesetzgeber habe eine Regelleistung festlegen wollen, die
irgendwo (undefiniert und undefinierbar) oberhalb des Existenzminimums angesiedelt
ist, spricht jedoch entscheidend die mit der Einführung der Regelbedarfe des SGB II
durch den Gesetzgeber vorgenommene Bedarfsberechnung im Sinne einer Festsetzung
der für das physische Überleben und die kulturelle Teilhabe unbedingt zu
gewährleistenden Bedarfe. Sinn und Zweck der Neufassung der SGB-II-Leistungsnormen
war die Erfüllung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts nach einem
transparenten Berechnungsverfahren zur Bestimmung der Leistungen zur Sicherung des
menschenwürdigen Existenzminimums:
vgl. Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur
Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, S. 1, A. Problem und Ziel;
Hannes in Gagel, SGB II, § 20 Rn. 5, 10 ff., 90.
Ausweislich der vorgenommenen Berechnungen, die ihren Niederschlag in den
Festsetzungen des Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes gefunden haben, handelt es sich um
Bedarfe, die zur Deckung des gesellschaftlich anerkannten Minimums erforderlich sind,
also eben so ausreichen (sollen). Die mindestens erforderlichen Bedarfe für eine
menschenwürdige Existenz können aber weder logisch noch begrifflich weiter
unterschritten werden.
Eine exakte Berechnung durch Heranziehung statistischer Verbraucherausgaben hat zu
einer (möglicherweise nicht einmal ausreichenden) Festsetzung von Leistungen geführt.
Die Leistungshöhen im SGB II und SGB XII für Ein- und Mehr-Personen-Haushalte und
für Kinder sowie die Mehrbedarfszuschläge entsprechen dieser Berechnung, ohne dass
dabei ein zusätzlicher, nicht durch die Berechnung selbst intendierter Betrag als
„Bonuszuschlag“ oberhalb des vom Gesetzgeber als erforderlich angesehenen
Pauschalbetrags gewährt wird.
Von der Intention des Gesetzgebers, mit den Regelsätzen des SGB II gerade das
menschenwürdige Existenzminimum zu sichern, geht auch das
Bundesverfassungsgericht aus:
„Die Normen des Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes sind ausweislich der Stellungnahme
der Bundesregierung in diesem Verfahren die einzig verfügbare, durch den Gesetzgeber
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vorgenommene und angesichts seines Gestaltungsspielraums wertende Bestimmung der
Höhe von Leistungen zur Sicherstellung eines menschenwürdigen Existenzminimums.“
[Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 126.

ee) Mangelnde Ausgestaltung durch §§ 31 ff. SGB II
Die § 31a i. V. m. § 30, § 31b SGB II und § 32 SGB II [§ 32 ggf. streichen!] verstoßen
bereits durch die Kopplung der Leistungsgewährung an ein bestimmtes Verhalten des
Betroffenen gegen das Grundrecht aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1
GG.
Die Sanktionsnormen sind nämlich ganz offenkundig nicht zum Zwecke und unter
Berücksichtigung einer Bedarfsberechnung eingefügt worden. Bezüglich der nach einer
Sanktion verbleibenden Leistung liegt keine Bedarfsbestimmung vor: Die Leistung ist in
keiner Weise gesetzlich berechnet oder auch nur in Bedarfspositionen festgelegt. Dies
stellt einen mangelhaften gesetzgeberischen Ausgestaltungsakt dar.
Normen, die eine pauschale prozentuale Kürzung pro (jede) Pflichtverletzung vorsehen,
berechnen keinen tatsächlichen Bedarf, sondern ignorieren ihn. Bei einer
Leistungskürzung nach § 31a SGB II/§ 32 SGB II [§ 32 ggf. streichen!] besteht keinerlei
Zusammenhang zwischen der restlichen Leistung und dem gegenwärtigen Bedarf der
Hilfebedürftigen. Der Sanktionsmechanismus ist vielmehr unabhängig von real
existierenden Bedarfen. Der Gesetzgeber hat die volle Erbringung der durch ihn
berechneten Leistung stattdessen an Mitwirkungspflichten, d. h. an ein bestimmtes
Verhalten der Betroffenen, gekoppelt:
vgl. Gesetzesbegründung, Bundestags-Drucksache 17/3404, S. 110, 112, Vorbemerkung zu
den §§ 31 bis 32.
Teile der Literatur sehen darin gleichwohl „Grundrechtsausgestaltungen, die sich nicht
den Anforderungen an die Rechtfertigung eines Grundrechtseingriffs stellen müssen.“
[Hervorh. d. Verf.],
so Burkiczak, Zwischenruf zu Nešković/Erdem, Zur Verfassungswidrigkeit von
Sanktionen bei Hartz IV, SGb 6/12, S. 324 ff., Nr.1 b.
Andere weisen hingegen auf den Eingriffscharakter hin:
Nešković/Erdem, Für eine verfassungsrechtliche Diskussion über die Menschenwürde
von Hartz-IV-Betroffenen, in: SGb 2012, 326 ff. (326 f.).
Sanktionen können jedenfalls „nur zulässig sein, wenn die Leistungsgewährung an
bestimmte, über die bloße aktuelle Hilfebedürftigkeit hinausgehende Voraussetzungen
geknüpft werden darf.“ [Hervorh. d. Verf.],
Lauterbach, ZFSH/SGB 2011, 584.
Doch dies ist mit dem Bundesverfassungsgericht klar zu verneinen. Einzig und allein der
Bedarf ist der Maßstab, nach dem der Gesetzgeber den Leistungsanspruch zu berechnen
hat. Der Gesetzgeber darf den Umfang des Existenzminimums nicht nach Gutdünken
bestimmen, sondern hat nach verfassungsgerichtlich überprüfbaren Kriterien eine
nachvollziehbare Bedarfsberechnung vorzunehmen.
Der Leistungsanspruch „hängt von den gesellschaftlichen Anschauungen über das für ein
menschenwürdiges Dasein Erforderliche, der konkreten Lebenssituation des
Hilfebedürftigen sowie den jeweiligen wirtschaftlichen und technischen Gegebenheiten
ab und ist danach vom Gesetzgeber konkret zu bestimmen.“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 138.
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Das Bundesverfassungsgericht hat bereits in einer früheren Entscheidung in Bezug auf
die Versagung von Sozialhilfe aufgrund mangelnder Angaben des Leistungsberechtigte zu
seiner Notlage i. S. d. § 60 SGB I ausgeführt:
„Diese Pflicht [des Staates zur Sicherstellung eines menschenwürdigen Lebens, d. Verf.]
besteht unabhängig von den Gründen der Hilfebedürftigkeit (vgl. BVerfGE 35, 202
<235>). Hieraus folgt, dass bei der Prüfung der Voraussetzungen eines Anspruchs auf
Leistungen zur Sicherung des Existenzminimums, soweit es um die Beurteilung der
Hilfebedürftigkeit der Antragsteller geht, nur auf die gegenwärtige Lage abgestellt
werden darf.“
BVerfG vom 12.5.2005 - 1 BvR 569/05, Rn. 28.
In einem auf sein Grundsatzurteil vom 9.2.2010 folgenden Beschluss betreffend die
Einkommensanrechnung, führt das Bundesverfassungsgericht aus, die Verfassung
gebiete nicht die Gewährung von
„bedarfsunabhängigen, voraussetzungslosen Sozialleistungen. Der Gesetzgeber hat
vielmehr einen weiten Spielraum, wenn er Regelungen darüber trifft, ob und in welchem
Umfang bei der Gewährung von Sozialleistungen, die an die Bedürftigkeit des
Empfängers anknüpfen, sonstiges Einkommen des Empfängers auf den individuellen
Bedarf angerechnet wird“ (vgl. BVerfGE 100, 195 <205>).“ [Hervorh. d. Verf.].
BVerfG, 1 BvR 2556/09 vom 7.7.2010, Rn. 13.
Damit lässt es gerade nicht die Kopplung des Leistungsanspruchs an irgendeine beliebige
Voraussetzung zu. Im Gegenteil geht das Bundesverfassungsgericht weiterhin von einem
unmittelbaren Zusammenhang zwischen dem tatsächlichen Bedarf des Betroffenen und
der Leistungserbringung aus: Voraussetzung für die Leistungsgewährung ist die
gegenwärtige Bedürftigkeit. Der Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers umfasst nicht
die Anknüpfung an willkürliche Tatbestandsvoraussetzungen, sondern lediglich „die
Beurteilung der tatsächlichen Verhältnisse ebenso wie die wertende Einschätzung des
notwendigen Bedarfs“ [Hervorh. d. Verf.].
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 138.
Durch eine Leistungskürzung wird im Ergebnis ein verminderter Bedarf zuerkannt. Doch
durch das die Sanktionen auslösende Verhalten ist der Hilfebedürftige nicht mit einem
Mal weniger bedürftig. Die Mittel, die er für die physischen Existenz und zu einem
Mindestmaß an sozialer Teilhabe benötigt, bleiben die gleichen, die er vor dem
vorgeworfenen Verhalten benötigt hat.
Vgl. Nešković/Erdem, Für eine verfassungsrechtliche Diskussion über die
Menschenwürde von Hartz-IV-Betroffenen, in: SGb 2012, 326 ff. (327).
Wird eine mangelhafte und/oder mangelnde Berechnung des existenznotwendigen
Bedarfs vorgenommen, ist das Grundrecht in einer (unzulässigen) Weise bestimmt
worden, welche selbst gegen das Grundrecht verstößt:
vgl. BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 144.
Das Bundesverfassungsgericht hat hinsichtlich der mangelhaften Berechnung der alten
Hartz-IV-Regelleistungen ausgeführt:
„Schätzungen ‚ins Blaue hinein` laufen [...] einem Verfahren realitätsgerechter
Ermittlung zuwider und verstoßen deshalb gegen Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem
Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG.“
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 171.
Wenn bereits Gesetzesvorschriften, die auf einer nicht nachvollziehbaren Berechnung
(aber immerhin auf einer Bedarfsschätzung) beruhen, gegen das Grundrecht auf
Sicherung eines Existenzminimums verstoßen, muss dies erst recht für Normen gelten,
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die die Höhe der Leistung überhaupt nicht an den Bedarf, sondern an ein Verhalten des
Bedürftigen koppeln.
Vgl. Nešković/Erdem, Zur Verfassungswidrigkeit von Sanktionen bei Hartz IV - Zugleich
eine Kritik am Bundesverfassungsgericht, SGb 2012, 136 ff. (139).
Unabhängig davon, ob der Gesetzgeber die Leistungsgrenzen unter Umständen noch
enger ziehen oder Leistungen für soziale Teilhabe komplett aberkennen dürfte,
so offenbar Burkiczak - BeckOK, SGB II § 31a Rn. 12 f. und Davilla, SGb 2010, 557, 558 f.,
könnten negative Abweichungen vom (einfach-)gesetzlich zuerkannten
Leistungsanspruch überhaupt nur dann verfassungsgemäß sein, wenn sie ihrerseits den
Umfang des Grundrechts in zulässiger Weise ausgestalten. Dies ist der Fall, wenn sie
selbst ein bedarfsberechnendes Parlamentsgesetz darstellen.
Vgl. Nešković/Erdem, Zur Verfassungswidrigkeit von Sanktionen bei Hartz IV, SGb 2012,
136 ff. (139).
Es ist deswegen auch nur unter ganz bestimmten Bedingungen möglich, für verschiedene
Personengruppen unterschiedliche Leistungsumfänge zur Deckung des
Existenzminimums zu definieren:
„Werden hinsichtlich bestimmter Personengruppen unterschiedliche Methoden zugrunde
gelegt, muss dies allerdings sachlich zu rechtfertigen sein. (...) Eine Differenzierung ist
nur möglich, sofern deren Bedarf an existenznotwendigen Leistungen von dem anderer
Bedürftiger signifikant abweicht und dies folgerichtig in einem inhaltlich transparenten
Verfahren anhand des tatsächlichen Bedarfs gerade dieser Gruppe belegt werden kann.“
[Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 97, 99.
Diese Voraussetzung ist bei der Gruppe der von Leistungskürzungen Betroffenen nicht
erfüllt. Aus diesem Grund ist eine gleiche Ausgestaltung des Leistungsanspruchs
geboten.
Schon gar nicht erfolgt eine abweichende Ausgestaltung des Grundrechts durch eine im
Einzelfall vorgenommene Sachleistungsvergabe nach § 31a Abs. 3 SGB II.
Zum einen stellt die „Berechnung zur Höhe ergänzender Sachleistungen“ in den
Hinweisen der Bundesagentur für Arbeit, die durch Addition der Bedarfe für „Ernährung
und Körperpflege“ zu einer „Gesamtgutscheinhöhe“ von 176 Euro (ca. 46 % des
Regelbedarfs) gelangt,
vgl. BA-Hinweise zu §§ 31 ff. SGB II, Anlage 3 und Anlage 4,
nicht einmal irgendeine (schon gar keine nachvollziehbare) Bedarfsberechnung durch
Parlamentsgesetz dar. Zum anderen darf es augenscheinlich nicht der Verwaltung
obliegen, im einzelnen Sanktionsfall den konkreten Umfang der Leistungen und damit
den Inhalt des Grundrechts auf Zusicherung eines menschenwürdigen
Existenzminimums nach mehr oder weniger freiem Ermessen einzuschätzen.
Der Umfang des menschenwürdigen Existenzminimums wird im Falle einer durch einen
Hilfebedürftigen begangenen „Pflichtverletzung“ demnach nicht hinreichend bestimmt
bzw. ohne sachlichen, bedarfsabhängigen Grund niedriger beziffert. Dabei ist es die aus
dem Grundrecht entspringende Pflicht des Gesetzgebers, den Leistungsanspruch durch
ein Parlamentsgesetz
„in einem transparenten und sachgerechten Verfahren realitätsgerecht sowie
nachvollziehbar auf der Grundlage verlässlicher Zahlen und schlüssiger
Berechnungsverfahren zu bemessen“,
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Leitsatz 3.
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ff) Sanktionen als unzulässiger Eingriff
Bei den Sanktionsnormen handelt es sich auch nicht um einen zulässigen Eingriff in das
Grundrecht aus Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG. Denn es ist von Verfassung wegen
verwehrt, existenzsichernde Leistungen – von denen nach der Entscheidung des BVerfG
vom 9.2.2010 und angesichts eines anhängigen Vorlageverfahrens (SG Berlin, S 55 AS
9238/12) nicht einmal als gewiss gelten kann, dass sie das Existenzminimum überhaupt
decken,
vgl. dazu Münder, Verfassungsrechtliche Bewertung des Gesetzes zur Ermittlung von
Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch
vom 24.3.2011 – BGBl. I S. 453, in: Soziale Sicherheit, Zeitschrift für Arbeit und Soziales
der Hans-Böckler-Stiftung, Sonderheft, September 2011 – trotz nachgewiesener
Bedürftigkeit durch die Verwaltung im Einzelfall zu kürzen. Im Gegenteil verlangt Art. 1
Abs. 1 GG, der

„die Menschenwürde jedes einzelnen Individuums ohne Ausnahme schützt, dass das
Existenzminimum in jedem Einzelfall sichergestellt wird.“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 205.
Das Gewährleistungsrecht des Einzelnen ergibt sich nach Auffassung des
Bundesverfassungsgerichts unmittelbar aus Art. 1 Abs. 1 GG:
„Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums ergibt
sich aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG. (...) Art. 1 Abs. 1 GG
begründet diesen Anspruch.“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 133.
„Dieser objektiven Verpflichtung aus Art. 1 Abs. 1 GG korrespondiert ein
Leistungsanspruch des Grundrechtsträgers, da das Grundrecht die Würde jedes
individuellen Menschen schützt (vgl. BVerfGE 87, 209 <228>) und sie in solchen
Notlagen nur durch materielle Unterstützung gesichert werden kann.“ [Hervorh. d.
Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 134.
„Die Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums muss durch einen
gesetzlichen Anspruch gesichert sein. Dies verlangt bereits unmittelbar der Schutzgehalt
des Art. 1 Abs. 1 GG.“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 136.
„Der Leistungsanspruch aus Art. 1 Abs. 1 GG ist dem Grunde nach von der Verfassung
vorgegeben.“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 138.
Bei der Menschenwürde ist jedoch jeder Eingriff ein ungerechtfertigter, d. h. zugleich
ihre Verletzung. Für eine zulässige Einschränkung des Grundrechts ist demnach kein
Raum.
Vgl. nur BVerfG vom 3.6.1987 – 1 BvR 313/85, BVerfGE 75, 369, 380; Hillgruber, BeckOK,
GG Art. 1 Rn. 11; Nešković/Erdem, Zur Verfassungswidrigkeit von Sanktionen bei Hartz
IV, SGb 2012, 136 ff. (140) m. w. N.
Die für die Bundesrepublik Deutschland schlechthin konstituierende unantastbare
Menschenwürde des Art. 1 Abs. 1 GG ist einem gerechtfertigten Eingriff unzugänglich.
Ein Sanktionsregime, das die „Verweigerung des Überlebensnotwendigen, sei es auch
nur vorübergehend, vorsieht, ist deshalb verfassungswidrig“.
Schnath, NZS 2010, 297, 301.
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Das (einmal durch den Gesetzgeber ausgestaltete) Grundrecht aus Art. 1 Abs. 1 GG i. V.
m. Art. 20 Abs. 1 GG ist „unverfügbar“.
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 133.
Legt der Gesetzgeber in Erfüllung seiner grundrechtlichen Verpflichtung zur
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums eine bestimmte Höhe des
Existenzminimums fest, dann nimmt er damit eine Konkretisierung/Inhaltsbestimmung
des Grundrechts vor, an der sich Kürzungen im Einzelfall messen lassen müssen.
Vgl. Nešković/Erdem, Zur Verfassungswidrigkeit von Sanktionen bei Hartz IV, SGb 2012,
136 ff. (140); dieselben, Für eine verfassungsrechtliche Diskussion über die
Menschenwürde von Hartz-IV-Betroffenen, in: SGb 2012, 326 ff. (327).
Das so berechnete „Minimum für die Existenz“ bezeichnet „bereits denklogisch einen
nicht unterschreitbaren Kern. Der gesamte Leistungsumfang des Existenzminimums
muss somit zugleich sein Mindestinhalt sein“, der „in jedem Fall und zu jeder Zeit“
gewährleistet sein muss.“
Landessozialgericht NRW, L 20 AY 153/12 B ER vom 24.4.2013, Rn. 55 m. w. N.
Jegliche Be- und Einschränkung dieses Anspruchs – aus welchen Gründen auch immer –
bedeutet unweigerlich eine Einschränkung des Leistungsrechts und verletzt das
Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums. Dies gilt
insbesondere für eine bedarfsunabhängige Verminderung des Anspruchs.

Sanktionen gemäß §§ 31a, 32 SGB II führen dazu, dass das vom Gesetzgeber festgelegte
Existenzminimum für den Zeitraum der Sanktion unterschritten wird. Hierbei wird zum
einen vollkommen vom Bedarf abstrahiert und zum anderen die Vorgabe des
Bundesverfassungsgerichts unterlaufen, nach der „Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit
Art. 20 Abs. 1 GG verlangt, dass das Existenzminimum in jedem Fall und zu jeder Zeit
sichergestellt sein muss“ [Hervorh. d. Verf.],
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 120,
und „zu jeder Zeit die Erfüllung des aktuellen Bedarfs sicherzustellen“ ist,
BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 140.
Jede Unterschreitung dieses unverfügbaren Anspruchsinhalts stellt eine Verletzung des
Grundrechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1
Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG dar.
Es kann für Eingriffe in das Grundrecht schlechthin keine Rechtfertigung geben. Dabei
kann es dahinstehen, welche beispielsweise haushälterischen Auswirkungen die
Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzminimums staatlicherseits hat. Der
Staat hat die Verpflichtung, seine aus der Menschenwürde und dem Sozialstaatsprinzip
erwachsenden Aufgaben zu erfüllen und die entsprechenden Mittel zur Verfügung zu
stellen,
vgl. Bryde, Steuerverweigerung und Sozialstaat, in: Aschke/Hase/Schmidt-De/Caluwe
(Hg.), Selbstbestimmung und Gemeinwohl, Festschrift für Friedrich von Zezschwitz zum
70. Geburtstag, 2005, S. 326 ff.; Nešković/Erdem, Zur Verfassungswidrigkeit von
Sanktionen bei Hartz IV, SGb 2012, 140.

gg) Evidente Bedarfsunterschreitung
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Darüber hinaus liegt jedenfalls bei allen Sanktionen von über 30 % der Regelleistung
zusätzlich ein Verstoß gegen das Grundrecht aus Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG
aufgrund einer evidenten Unterschreitung des zum Leben Notwendigen vor.
Hat der Gesetzgeber nämlich erst einmal Leistungen zur Deckung des Existenzminimums
festgelegt, so muss er sich daran messen lassen. Der durch den Gesetzgeber zuerkannte
Leistungsanspruch ist nunmehr unmittelbar verfassungsrechtlich geschützt. Nach einer
Inhaltsbestimmung erstreckt sich der verfassungsrechtliche Schutz und damit die
(Evidenz-) Kontrolle des Bundesverfassungsgerichts auf den inhaltlich konkretisierten
Umfang des Grundrechts.
Vgl. Nešković/Erdem, Für eine verfassungsrechtliche Diskussion über die
Menschenwürde von Hartz-IV-Betroffenen, in: SGb 2012, 326 ff. (329).
Entsprechend hat das Bundesverfassungsgericht bei seiner Entscheidung über die
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz die Leistungen nach dem SGB II als
Maßstab für seine Evidenzkontrolle herangezogen und für seine Übergangsregelung auf
das Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz zurückgegriffen:
vgl. BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 107 ff., 126 ff.
Dabei hat es ausgeführt:
„Die Normen des Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes sind ausweislich der Stellungnahme
der Bundesregierung in diesem Verfahren die einzig verfügbare, durch den Gesetzgeber
vorgenommene und angesichts seines Gestaltungsspielraums wertende Bestimmung der
Höhe von Leistungen zur Sicherstellung eines menschenwürdigen Existenzminimums.“
[Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 126.
Unter diesem Maßstab führt bereits eine erhebliche Abweichung vom dem festgelegten
Regelsatz zu der Annahme einer evidenten Unterschreitung des Existenzminimums, ohne
dass es auf die Deckung des zum physischen Überleben Notwendigen noch ankäme.
So offenbart nach dem Bundesverfassungsgericht
„ein erheblicher Abstand von einem Drittel zu Leistungen nach dem Zweiten und
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, deren Höhe erst in jüngster Zeit zur Sicherung des
Existenzminimums bestimmt wurde [...], ein Defizit in der Sicherung der
menschenwürdigen Existenz.“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 112.
Bereits die erste in § 31a Abs. 1 S. 1 SGB II festgelegte Sanktionsstufe, bei der durch die
Verwaltung unter keinen Umständen ein Ausgleich durch Sachleistungen vorgenommen
werden kann, beträgt 30 %. Schon in dieser Unterschreitung um nahezu ein Drittel der
Regelleistung liegt eine evidente Unterschreitung, erst recht bei allen höheren
Sanktionsstufen.
Zwar ist bei Sanktionen ab 40 % gemäß § 31 Abs. 3 S. 1 SGB II die Gewährung von
Sachleistungen und geldwerten Leistungen als Kompensationsmöglichkeit vorgesehen.
Eine solche Kompensation wird jedoch nur bis zu einer Grenze von aktuell 172 Euro
gewährt,
vgl. BA-Hinweise zu §§ 31 ff. SGB II, Anlage 3 und Anlage 4.
Dies entspricht nicht einmal 50 % des Regelbedarfs nach § 20 SGB II.
Eine Sachleistungsvergabe kann höchstens zur relativen Abmilderung der (von Grund
auf verfassungswidrigen) Folgen einer Leistungskürzung führen, den
Verfassungsverstoß selbst jedoch nicht beseitigen.
Darüber hinaus ist die Gewährleistung von Sachleistungen von der Antragstellung durch
den Betroffenen abhängig. Das bedeutet, es braucht ein aktives Verhalten des
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Bedürftigen als Zwischenschritt, um überhaupt eine Kompensationsmöglichkeit zu
erreichen. Selbst dann liegt die Entscheidung über die Bewilligung nach § 31a Abs. 1 S. 1
SGB II noch im Ermessen der Verwaltungsbehörde.
Zur Unmöglichkeit einer verfassungskonformen Auslegung s. unter 3.
Das Bundesverfassungsgericht fordert jedoch eine Festsetzung der Bedarfshöhe durch
ein Parlamentsgesetz:
vgl. BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Abs.-Nr. 136.
Abgesehen davon, dass es nicht nachvollziehbar ist, wieso von Gesetzes wegen die
Kompensation der Leistungskürzung durch Sachleistungen erst bei Santionen über 30 %
in Betracht kommt, entspricht es auch nicht dem rechtsstaatlichen
Bestimmtheitserfordernis, über die Gewährleistung der Sachleistungen und damit über
die erheblichen, strafähnlichen Folgen einer Sanktion einzelne Verwaltungsbehörden ins
Blaue hinein entscheiden zu lassen.
Solches Verwaltungshandeln ist jedenfalls nicht geeignet, den von Verfassung wegen
gebotenen Leistungsanspruch in jedem Einzelfall sicherzustellen und damit eine
evidente Unterschreitung des Existenzminimums abzuwehren.
Zur Unmöglichkeit einer verfassungskonformen Auslegung s. unter 3.

hh) Keine Selbsthilfeobliegenheit zum Erwerb des Existenzminimums
Der Unverletzlichkeit des Grundrechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen
Existenzminimums steht auch nicht entgegen, dass die Sanktionsreglungen der §§ 31a,
32 SGB II dem sozialpolitischen Selbsthilfegrundsatz entsprechen. Nach diesem Prinzip
sollen erwerbsfähige Menschen ihrerseits alle Mittel ausschöpfen und Maßnahmen
ergreifen, um ihre Hilfebedürftigkeit zu beenden und letztlich dem (Erwerbs-
)Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen zu können.
Der Gesetzgeber hat die Einfügung der Sanktionsnormen in das SGB II mit diesem
Grundsatz begründet:
„Das Prinzip des Fördern und Forderns besagt, dass eine Person, die mit dem Geld der
Steuerzahler in einer Notsituation unterstützt wird, mithelfen muss, ihre Situation zu
verbessern. Eine Person, die hilfebedürftig ist, weil sie keine Arbeit findet, kann mit der
Unterstützung der Gemeinschaft rechnen. Im Gegenzug muss sie alles unternehmen, um
ihren Lebensunterhalt wieder selbst zu verdienen.“
Bundestags-Drucksache 17/3404, S. 110.
Die sozialpolitische Entscheidung des Gesetzgebers, sein gesetzgeberisches Handeln an
diesem Prinzip zu orientieren, ist verfassungsrechtlich nicht geboten. Es findet seinen
Niederschlag lediglich in einfachgesetzlichen Regelungen. Solche müssen im
Kollisionsfall mit verfassungsrechtlichen Vorgaben zurückstehen. Das gilt in besonderem
Maße bei einer Kollision mit dem nicht beschränkbaren Grundrecht auf Gewährleistung
eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 20 Abs. 1
GG.
Das Bundesverfassungsgericht hat ausdrücklich ein Menschenrecht konkretisiert:
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 88.
Die Erfüllung eines Menschenrechts darf nicht von Bedingungen abhängen. Denn die
Menschenwürdegarantie gilt absolut. Das Bundesverfassungsgericht weist ausdrücklich
darauf hin:
„Die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht zu
relativieren.“
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 121.
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Die Menschenwürde kann auch arbeitsmarktpolitisch oder fiskalpolitisch nicht
relativierbar sein.
Vgl. Nešković/Erdem, Zu den Auswirkungen der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts zum Asylbewerberleistungsgesetz auf die
verfassungsrechtliche Beurteilung von Sanktionen bei Hartz IV, 30.7.2012,
http://www.wirtschaftundgesellschaft.de/2012/07/menschenrecht-auf-existenz-ein-
gastbeitrag-von-wolfgang-neskovic-und-isabel-erdem/ (abgerufen am 12.7.2013)
Im Hinblick auf die Unantastbarkeit der Menschenwürde „darf ihre Beeinträchtigung
nicht als Druckmittel eingesetzt werden.“ [Hervorh. d. Verf.]
SG Altenburg, S 21 AY 3362/12 ER vom 11.10.2012; ähnlich SG Düsseldorf, S 17 AY 81/12
ER vom 19.11.2012, Rn. 11.
Das Bundesverfassungsgericht hat bereits 2005 entschieden, dass die Pflicht zur
Sicherstellung eines menschenwürdigen Lebens „unabhängig von den Gründen der
Hilfebedürftigkeit“ besteht.
BVerfG, 1 BvR 569/05 vom 12.5.2005, Rn 28.
Aus alledem folgt zwingend, dass selbst bewusste Zuwiderhandlungen von
Leistungsberechtigte gegen den Selbsthilfegrundsatz insoweit hingenommen werden
müssen, als es um den Kernbereich der menschenwürdigen Existenz, d. h. Leistungen zur
Deckung des menschenwürdigen Existenzminimums geht. Dem Gesetzgeber bliebe es
unbenommen, in anderen Bereichen der (Sozial-)Leistungsvergabe das „Solidarprinzip“
zwischen dem Einzelnen und der Gesellschaft mittels Selbsthilfeobliegenheiten
durchzusetzen. Doch im Bereich des unverfügbaren Existenzminimums kann es keine
Obliegenheit des Grundrechtsträgers geben, sich durch sein Verhalten den Anspruch auf
die Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzminimums erst zu erwerben.
Die hiergegen teilweise angeführten Warnungen vor einer „allgemeinen
Mindestsicherung“ und das Argument der Unfinanzierbarkeit vorbehaltloser
Sozialleistungen, indem eine Kollision mit dem Lebensstandard der übrigen Bevölkerung
und demnach der „Rückgriff auf das Existenzminimum der dann noch verbliebenen
Steuerzahler“ drohe,
s. stellvertretend BSG-Urteil vom 22.4.2008 – B 1 KR 10/07, juris Rn. 31,
ist angesichts des vorhandenen Reichtums in unserer Gesellschaft realitätsfern und läuft
zudem auf eine unzulässige Abwägung „Menschenwürde gegen Menschenwürde“ hinaus.
Vgl. Nešković/Erdem, Zur Verfassungswidrigkeit von Sanktionen bei Hartz IV, SGb 2012,
S. 134 ff. (140).
Neben der Unverfügbarkeit des Existenzminimums wird bei dieser Argumentation häufig
die gesellschaftliche Realität verkannt.
Es liegen bisher keine Zahlen darüber vor, inwieweit die in § 31 SGB II kodifizierten
Pflichten Hilfebedürftige in Erwerbsarbeit befördern, also zur Erleichterung des
Sozialsystems überhaupt geeignet sind. Im Gegenteil spricht einiges gegen diese
Annahme: Oft werden Leistungsberechtigten befristete oder gering bezahlte Tätigkeiten
oder teure Fortbildungsmaßnahmen zugewiesen, deren Erfolge zur Integration in den
ersten Arbeitsmarkt als gering eingeschätzt werden. Die damit verbundenen Zahlungen
an die Träger solcher Maßnahmen belasten den Steuerzahler erheblich:
vgl. z. B. Bericht des WDR „Sinnlos zur Weiterbildung verdonnert“, vom 31.1.2013:
http://www1.wdr.de/themen/wirtschaft/hartzvier112.html (abgerufen am 12.7.2013)
Unter den gegenwärtigen Bedingungen sind auf dem ersten Arbeitsmarkt schlicht nicht
genug akzeptabel bezahlte Arbeitsplätze vorhanden: Die Zahl derer, die nicht oder
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unzureichend verdienen und so das Sozialsystem belasten, übersteigt die Anzahl
verfügbarer ausreichend entlohnter Arbeitsstellen um ein Vielfaches:
vgl. nur Statistik der BA: http://www.sozialpolitik-aktuell.de/tl_files/sozialpolitik-
aktuell/_Politikfelder/Arbeitsmarkt/Datensammlung/PDF-Dateien/abbIV32.pdf
(abgerufen am 12.7.2013)
Dieses Missverhältnis führt zwangsläufig dazu, dass die jeweils Erwerbstätigen durch
ihre Einzahlung in die Sozialsysteme das Überleben einer gewissen Zahl nicht
einzahlender Mitbürger dauerhaft mit gewährleisten. Ob es sich dabei um Personen
handelt, die vorübergehend oder auf längere Zeit keinen Zugang zum Arbeitsmarkt
finden oder ob es sich um Personen handelt, die aufgrund wenig aussichtsreicher
Perspektiven (Alter, Behinderung, Betreuungsaufgaben oder Ausbildungsdefizite) oder
aufgrund mangelnder Bereitschaft zur Teilnahme an einer Maßnahme oder Aufnahme
einer Arbeit oder wegen unzureichender Eigenbemühungen dem Arbeitsmarkt entzogen
sind, macht vom Standpunkt der staatlichen Finanzierbarkeit keinen Unterschied.
Angesichts der sehr niedrigen Regelleistungen des SGB II im Vergleich zum
Durchschnittseinkommen der erwerbstätigen Bevölkerung kann auch nicht angenommen
werden, dass ohne Sanktionstatbestände ein solcher Anstieg der Arbeitslosigkeit zu
verzeichnen wäre, dass das deutsche Sozialsystem notstandsähnlich gefährdet würde.
Die Folgen von disziplinierenden Sanktionen können zudem durchaus kostenintensiver
für das Sozialsystem sein als ein unveränderter Leistungsbezug eines Minimalbeitrags.
Der durch die Sanktionsdrohung erzeugte Druck führt zu einem Anstieg der psychischen
und physischen Krankheiten; durch Leistungskürzungen kommt es außerdem verstärkt
zu Mietschulden und sogar Räumungen von Hilfebedürftigen Mietern. Sanktionierte sind
zum Teil auf Suppenküchen oder Obdachlosenunterkünfte angewiesen.
Vgl. zu den sozialen Auswirkungen von Sanktionen Grießmeier, Der disziplinierende
Staat, 2012, S. 48 ff.; Ames, Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen nach § 31 SGB
II, 2009, S. 158.
Die daraus resultierenden steigenden Gesundheits- und andere Kosten belasten das
Sozialsystem zusätzlich.
Soziale Hilfen komplett zu entsagen und Bedürftige gegebenenfalls verhungern zu
lassen, ist in einem Sozialstaat schlicht unzulässig und verfassungswidrig. Dann muss es
aber bereits denknotwendig eine unterste Grenze staatlicher Leistungen geben, die
jedem Menschen „unabhängig von den Gründen der Hilfebedürftigkeit“,
BVerfG vom 12.5.2005 - 1 BvR 569/05, Rn. 28,
zugestanden werden. Es muss sich um Leistungen handeln, die für seine
menschenwürdige Existenz unbedingt notwendig sind. Dies ist eine sozialstaatliche
Verpflichtung. Zur Erfüllung dieser Aufgabe hat der Staat „nicht nur das Recht, sondern
auch die Pflicht, sich mit den notwendigen Mitteln auszustatten.“
Bryde, Steuerverweigerung und Sozialstaat, in Aschke/Hase/Schmidt-De/ Caluwe (Hg.),
Selbstbestimmung und Gemeinwohl, Festschrift für Friedrich von Zezschwitz zum 70.
Geburtstag, 2005, S. 326 ff.
Diese Wertentscheidung des Grundgesetzes ist unabänderlich, da sowohl die
Menschenwürde aus Art. 1 Abs. 1 GG als auch das Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1
GG unter dem Schutz der Ewigkeitsklausel des Art. 79 Abs. 3 GG stehen.
Soweit einfachgesetzliche Regelungen – aus welchen Gründen auch immer, seien sie
willkürlich, migrationspolitisch oder sozialpolitisch intendiert – nicht nur zu einer
verzögerten Auszahlung (z. B. wegen verspäteter Antragstellung), sondern zu einer
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absoluten Unterschreitung dieses Existenzminimums führen, sind sie daher
verfassungswidrig.

ii) Absehen von Verhältnismäßigkeitsprüfung
Die Frage einer möglichen (Un-)Verhältnismäßigkeit der Leistungskürzungen nach §§ 31
ff. SGB II, etwa durch den starren Absenkungsmechanismus oder schärfere Sanktionen
für Unter-25-Jährige, stellt sich damit gar nicht mehr.
Zur Diskussion in der Literatur um die Verhältnismäßigkeit s. Anhang.

jj) Zwischenergebnis:
Indem sie zu einer absoluten Unterschreitung unter das von Verfassung wegen gebotene
und durch einfachgesetzlichen Leistungsanspruch konkretisierte menschenwürdige
Existenzminimum führen, verletzen die § 31a i. V. m. § 31, 31 b, § 32 SGB II [ggf. § 32
streichen!] das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen
Existenzminimums.

b) Verstoß gegen Art. 12 Abs. 1 GG
§ 31a i. V. m. § 31 Abs. 1 Nr. 2 und § 31b SGB II verstoßen darüber hinaus gegen die
Berufsfreiheit gemäß Art. 12 Abs. 1 GG.

aa) Eingriff in den Schutzbereich
Art. 12 Abs. 1 GG konkretisiert das Grundrecht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit
nach Art. 2 Abs. 1 GG und zielt auf eine möglichst freie und unreglementierte berufliche
Betätigung.
Vgl. BVerfGE 103, 172 (183).
Art. 12 Abs. 1 GG umfasst dabei sowohl die Berufswahl- und Berufsausübungsfreiheit als
auch die freie Wahl des Arbeitsplatzes. Dabei ist auch die negative Berufsfreiheit vom
Schutzbereich des Art. 12 Abs. 1 GG umfasst. Das bedeutet, es steht jedem
Grundrechtsträger frei, eine bestimmte Arbeit nicht zu ergreifen. Es liegt in der
Entscheidungsgewalt des Einzelnen, für sich zu entscheiden, einer bestimmten
beruflichen Tätigkeit nicht nachzugehen. Das Bundesverfassungsgericht bezeichnet dies
als
„die notwendige Kehrseite der positiven Freiheitverbürgung, bezogen auf das Ziel, einen
Lebensbereich von staatlichen Eingriffen und Manipulation freizuhalten“.
BVerfGE 58, 358 (364).
§ 31 Abs. 1 Nr. 2 SGB II normiert als Pflichtverletzung, wenn eine i. S. d. SGB II
zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit gemäß § 16 d SGB II oder ein gemäß §
16 e SGB II gefördertes Arbeitsverhältnis nicht aufgenommen, nicht fortgeführt oder
deren Anbahnung verhindert wird. Diese Pflichtverletzung führt zur Sanktionierung des
Leistungsempfängers.
Die Sanktionierung, die zur – ihrerseits selbstständig verfassungswidrigen – Kürzung
des menschenwürdigen Existenzminimums führt, stellt für den Leistungsberechtigten
einen erheblichen Einschnitt dar.
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Die Drohwirkung, die eine Sanktionierungsmöglichkeit nach §§ 31 ff. SGB II entfaltet, ist
geeignet, den freien und selbstbestimmten Entscheidungsprozess zu beeinträchtigen. Es
ist naheliegend und vom Gesetzgeber gerade beabsichtigt, dass der Leistungsempfänger
eine Beschneidung seiner Mittel vermeiden will. Das führt dazu, dass er de facto
genötigt wird, jede i. S. d. Gesetzes zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit
gemäß § 16 d SGB II oder ein gemäß § 16 e SGB II gefördertes Arbeitsverhältnis
aufzunehmen, unabhängig davon, ob dies seinem Willen oder seinem Verständnis von
guter bzw. akzeptabler Arbeit entspricht.
Die Sanktionsandrohung übt auf den Leistungsberechtigten einen faktischen Zwang aus,
der einer imperativen Verpflichtung zur Aufnahme einer nicht gewollten Tätigkeit
gleichkommt. Besonders augenscheinlich wird dieser Zwang im Fall einer 100 %
Sanktion, wenn eine i. S. d. SGB II zumutbare Beschäftigungsmöglichkeit nicht genutzt
wird.
Diese Folgen des § 31a i. V. m. § 31 Abs. 1 Nr. 2 SGB II greifen ganz erheblich in die
negative Berufsfreiheit gemäß Art. 12 Abs. 1 GG ein.
Ähnlich Berlit, Handbuch Existenzsicherungsrecht, 2013, Kapitel 23 (Sanktionen), Rn. 15
f.

bb) Keine verfassungsrechtliche Rechtfertigung
Der mittelbare Arbeitszwang ist auch nicht gerechtfertigt.
Ziel der verhängten Sanktion ist die Arbeitsmarktannäherung des Pflichten verletzenden
Leistungsempfängers. Hierfür sind die Sanktionsnormen schon nicht geeignet.
Die Verhängung von Sanktionen erweist sich im Gegenteil für das Ziel der
Arbeitsmarktannäherung als kontraproduktiv und eher erschwerend, denn fördernd:
vgl. Ames, Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen nach § 31 SGB II, 2009, S. 162 f.,
168; Grießmeier, Der disziplinierende Staat, 2012, S. 43; Berlit, in: Münder, LPK-SGB II,
§ 31a, Rn. 7; derselbe, Minderung der verfügbaren Mittel – Sanktionen und Aufrechnung
im SGB II, ZFSH/SGB 2012, 567.
Schon gar nicht lassen sich Sanktionen gemäß §§ 31a i. V. m. § 31 Abs. 1 Nr. 2 und § 31b
SGB II als mildestes Mittel und somit erforderlich qualifizieren.
Um die Erreichung des einfachgesetzlichen Ziels der Arbeitsmarktannäherung
sicherzustellen, käme es naheliegender Weise in Betracht, den Betreffenden durch
individuell abgestimmte Unterstützungsangebote wie zusätzliche Beratungen und
freiwillige Weiterbildungsmaßnahmen zu fördern und bei der Arbeitssuche behilflich zu
sein.
Auch entsprechen die Sanktionsregelungen der §§ 31 ff. SGB II nicht dem mildesten
Mittel, da keine Notwendigkeit bestünde,Sanktionen strikt über drei Monate zu
verhängen. Die Sanktionsfrist, die § 31b Abs. 1 S. 3 SGB II etabliert, wird selbst dann
nicht verkürzt, wenn die pflichtverletzende Handlung unmittelbar nachgeholt wird.
Vgl. dazu Däubler, info also 2/2005, S. 51 ff. (53).
Für eine fördernde Wirkung sind die Regelungen zu Zeitdauer und Umfang der
Leistungsminderung in jedem Fall zu unflexibel.
Vgl. hierzu: Berlit, in: Münder, LPK-SGB II, § 31a, Rn. 5.; Loose, Sanktionierung von
Pflicht und Obliegenheitsverletzungen im Bereich der Grundsicherung für
Arbeitsuchende, ZFSH/SGB 2010, S. 345; Däubler, info also 2/2005, S. 51 ff. (53).
Indem sie durch ein Anknüpfen an Unterlassenstatbestände und eine Addition und
Aufeinanderfolge von Einzelsanktionen als Rechtsfolge eine einmalige oder auch
unbegrenzte Sanktionsmöglichkeit eröffnen, genügen die Sanktionsregelungen außerdem
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nicht den Bestimmtheitsanforderungen. Denn die dauerhafte Nichtvornahme der
Mitwirkung, d. h. ein und dasselbe Verhalten einer Person (z. B. anhaltende
Unerreichbarkeit oder Arbeitsverweigerung) kann als beliebig viele
„Pflichtverletzungen“ im Sinne des § 31 SGB II zählen und damit sanktionsauslösend
sein. Denn eine „Pflichtverletzung“ stellt juristisch reines Unterlassen dar. Die Pflichten
sind jedoch allgemein formuliert, die konkreten Verhaltensanforderungen ergeben sich
nicht aus dem Gesetz selbst. So liegt ein sanktionsbewehrtes Unterlassen nicht etwa
objektiv zu einem gesetzlich bestimmten Pflichterfüllungszeitpunkt vor. Welche Pflicht
konkret besteht und in welchem Maße eine Sanktionierung erfolgt, hängt vielmehr
einzig und allein von der Art und der Anzahl der Aufforderungen ab, die der jeweilige
persönliche Sachbearbeiter an den Bedürftigen richtet. Bei besonders „motivierten“
Sachbearbeitern werden in gleichem Zeitraum mehr und andere „Pflichten“ bestehen
und daher Pflichtverletzungen zu verzeichnen sein. Ein fortgesetztes Unterlassen kann
eine Zeit lang (z. B. bei „großzügigen“ Eingliederungsvereinbarungen) pflichtgemäß
sein, mit der Folge, dass der Bedürftige unverändert im vollen Leistungsbezug steht.
Wenn aber im selben Zeitraum eine Aufforderung oder ein Arbeitsangebot ergeht, wird
dasselbe Verhalten als einmalige Pflichtverletzung gewertet. Das reine Unterlassen kann
einige wenige Sanktionen auslösen, es kann aber ebenso gut jahrelange
Vollsanktionierung nach sich ziehen. Dies liegt nicht an einer abweichenden
Überprüfung von objektivem Fehlverhalten; bereits der tatbestandliche Umfang der
Pflichtigkeit, der die Grundlage eines Fehlverhaltens durch Unterlassen bildet, bedarf
erst einer Konkretisierung durch die Verwaltung. Im Vorhinein steht für den
Leistungsberechtigten somit gesetzlich nicht fest, welche konkreten Auswirkungen sein
Verhalten nach sich zieht.
Dass darin ein Verstoß gegen das Bestimmtheitsgebot zu erblicken ist, liegt auf der
Hand. Dabei sind gerade bei den Sanktionsnormen der §§ 31 ff. SGB II, die ein
erhebliches Drohpotenzial entfalten und insoweit Strafcharakter haben, die
Anforderungen an die Bestimmtheit besonders hoch.
Schließlich wären die §§ 31 ff. SGB II – selbst bei unterstellter Geeignetheit und
Erforderlichkeit – auch unangemessen. Die Konsequenzen der Sanktionen stehen völlig
außer Verhältnis zum verfolgten Ziel.
100-%-Sanktionen ohne Sachleistungskompensation gemäß §§ 31 ff. SGB II können dazu
führen, dass Beitragserstattungen für den Kranken- und Pflegeversicherungsschutz
entfallen. Gleichzeitig bleibt in diesen Fällen zunächst die Krankenversicherungspflicht
bestehen, so dass dem Beitragspflichtigen zwangsläufig Schulden entstehen, da die
Beiträge nicht geleistet werden können. Werden die Beiträge über zwei Monate nicht
bezahlt, besteht nur noch ein Anspruch auf die „Notversorgung“ gem. § 16 Abs. 3a S. 2
1.HS SGB V.
In der Vergangenheit führten Leistungskürzungen immer wieder zu gesundheits-
beeinträchtigenden, sogar lebensbedrohlichen Situationen bei Sanktionierten.
Ein depressiver 20-jähriger Sanktionierter starb an Unterversorgung der Organe in
seiner Wohnung. Die Mutter gab an, dass sie sich keine Nahrungsmittel hätten kaufen
können:
http://www.sueddeutsche.de/panorama/speyer-arbeitsloser-verhungert-in-seiner-
wohnung-1.666139 (abgerufen am 12.7.2013)
http://www.tagesspiegel.de/weltspiegel/arbeitsloser-in-speyerverhungert/835784.html
(abgerufen am 12.7.2013)
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Ein Sanktionierter musste wegen Unterernährung in ein Krankenhaus eingeliefert
werden. Eine andere Sanktionierte habe sich aus Not an Lebensmitteln prostituiert:
vgl. Grießmeier, Der disziplinierende Staat, 2012, S. 47 f.
Sanktionierung treibt nicht selten die Betroffenen in die Delinquenz oder Depressionen:
vgl. Ames, Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen nach § 31 SGB II, 2009, S. 161 f.;
Grießmeier, Der disziplinierende Staat, 2012, S. 48 ff. m. w. N.
Auch hinsichtlich der Nicht-Übernahme der Kosten für die Unterkunft bestehen
erhebliche Probleme für die Betroffenen. Einige haben aufgrund einer 100-%-
Sanktionierung mit einer Räumungsklage zu kämpfen:
vgl. Grießmeier, Der disziplinierende Staat, 2012, S. 51.
Bei der Beantragung von Sachleistungen zur Kompensation sehen sich die Betroffenen
einer nicht vertretbaren Situation ausgesetzt. Die Einlösung von
Lebensmittelgutscheinen wird von den Betroffenen als demütigend erlebt. Sie suchen
sich Geschäfte, in denen sie die kassierenden Personen nicht kennen, und wenig
frequentierte Kassen. Dass die Kassierer häufig nicht wissen, wie mit den
Lebensmittelgutscheinen umzugehen ist, wird als besonders diskriminierend erlebt:
vgl. Ames, Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen nach § 31 SGB II, 2009, S. 157.
Die psychischen Auswirkungen der Sanktionen sind massiv. Es kommt u. a. zu
Schlafstörungen und Depressionen. Bereits die bloße Möglichkeit einer Sanktionierung
belastet die Psyche stark:
vgl. Grießmeier, Der disziplinierende Staat, 2012, S. 48 f.
Oftmals wird auf die Situation der Sanktionierung dadurch reagiert, dass Rechnungen
nicht beglichen werden:
vgl. Ames, Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen nach § 31 SGB II, 2009, S. 159.
Die Gefahr der Verschuldung ist hoch. Konsequenzen können dabei der Verlust des
Bankkontos, Sperrung des Telefons und der Verlust des Wohnraums sein:

vgl. Grießmeier, Der disziplinierende Staat, 2012, S. 54 f.
Als Strategien zur Erlangung von Bargeld werden beschrieben: Betteln,
Flaschensammeln, Hilfsarbeit an der Grenze zur Schwarzarbeit, finanzielle
Unterstützung durch Familie und Freunde, Delinquenz, Kauf von billigen
Wasserflaschen, um über das Pfand an Bargeld zu kommen:
vgl. Grießmeier, Der disziplinierende Staat, 2012, S. 54; Ames, Ursachen und
Auswirkungen von Sanktionen nach § 31 SGB II, 2009, S. 158.
Die Sanktionierung einer Person hat Auswirkungen auf die gesamte
Bedarfsgemeinschaft. Dies ist bei der Miete für die Wohnung offenkundig, da der
Mietanteil der sanktionierten Person wegfällt und von den anderen kompensiert werden
muss. Bei unter-25-jährigen Leistungsberechtigten, die aufgrund des § 22 Abs. 5 SGB II
in der familiären Bedarfsgemeinschaft leben, verschärft sich diese Situation noch. Die
Konsequenzen bestehen regelmäßig darin, dass die anderen Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft die sanktionierte Person mit ihren eigenen Regelleistungen bei
ihren sonstigen Kosten unterstützen, um ihr Überleben und nicht zuletzt den
gemeinsamen Wohnraum zu sichern. Dass eine personenbezogene Maßregelung so von
Gesetzes wegen auf den Rest der Familie „abgewälzt“ wird, dürfte in vielen Fällen auch
einen Verstoß gegen Art. 6 Abs. 1 GG begründen.
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Vgl. dazu Geiger, Wie sind die personenübergreifenden Sanktionsfolgen auf der
Grundlage der geltenden Fassung von § 31 SGB II zu verhindern?, info also 1/2010, S. 1
ff.; Däubler, info also 2/2005, S. 51 ff. (53).
Das Bemühen, noch weniger Geld auszugeben, hat zur Folge, dass die Betroffenen sich
stärker isolieren und ihren Aktionsradius auf die eigene Wohnung fokussieren:
vgl. Ames, Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen nach § 31 SGB II, 2009, S. 160.
Da die Datenlage höchst ungenügend ist, kann davon ausgegangen werden, dass es sich
bei den bisher gesammelten Fällen nur um einen geringen Teil der tatsächlich
vorliegenden ähnlichen Vorkommnisse, sozusagen um die „Spitze des Eisbergs“ handelt.
Vgl. Grießmeier, Der disziplinierende Staat, 2012, S. 34 ff.
Die Folgen, die eine Sanktionierung mit sich bringen kann, sind jedenfalls massiv und
betreffen existentielle Bereiche menschlichen (Über-)Lebens wie die Versorgung mit
Lebensmitteln, die ärztliche Versorgung oder Existenz von Wohnraum. Die Betroffenen
werden durch die Sanktionen gezwungen, sich sozial zu isolieren, ungesund zu ernähren
und sind durch die Unterschreitung des Existenzminimums in ihrem physischen und
psychischen Wohlbefinden derart eingeschränkt, dass ihre körperliche Unversehrtheit
nicht mehr gewährleistet ist. Diese unverhältnismäßigen Folgen werden durch
Sanktionen zumindest in Kauf genommen.
Nicht zuletzt handelt es sich um ein widersprüchliches Verhalten des Gesetzgebers zur
vermeintlichen Erreichung eines einfachgesetzlichen sozialpolitischen Ziels („Fördern
und Fordern“). Staatliches Handeln – in Form von Leistungskürzungen nach §§ 31 ff. SGB
II – führt dazu, dass im Einzelfall nicht mehr kontrollierbare Zustände wie Krankheit,
Hunger, Wohnungslosigkeit, Delinquenz herbeigeführt werden, für die am Ende
zwangsläufig der öffentliche Haushalt einspringen muss. Die Übernahme von
Mietschulden bei Hilfebedürftigen wird in § 22 Abs. 8 SGB II geregelt. Das bedeutet: Im
Anschluss an eine auch die Kosten der Unterkunft betreffenden Sanktion, muss der Staat
für dieselben Schulden zuzüglich angehäufter Zinsen, Mahngebühren und ggf.
Räumungskosten aufkommen, die er durch die Nichtauszahlung seiner ALG-II-Leistung
gerade hervorgerufen hat. Solche Sanktionen wären also bereits mit Blick auf die
öffentlichen Haushalte unbedingt zu vermeiden.

cc) Zwischenergebnis:
Der Eingriff in die Berufsfreiheit gemäß Art. 12 Abs. 1 GG ist daher nicht gerechtfertigt.
§ 31a i. V. m. §§ 31 Abs. 1 Nr. 2, 31b SGB II verstößt auch gegen Art. 12 Abs. 1 GG.

c) Verstoß gegen Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG
Sanktionen nach § 31a i. V. m. § 31 und § 31b SGB II, verstoßen, wenn sie zu einer
Lebensgefährdung oder Beeinträchtigung der Gesundheit der Sanktionierten führen,
darüber hinaus gegen das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit aus Art. 2
Abs. 2 S. 1 GG.

aa) Schutzpflicht zur Gewährleistung von Leben und körperlicher Unversehrtheit
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Wenn nämlich das Leben durch die Vorenthaltung lebensnotwendiger Mittel unmittelbar
bedroht ist, ergibt sich aus dem Recht auf Leben ein Anspruch, vor dem Verhungern oder
dem Erfrieren bewahrt zu werden, wenn die öffentliche Gewalt zurechenbar Kenntnis
erlangt und sich ihr Handlungsmöglichkeiten bieten.
Vgl. Di Fabio – Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, 67. Ergänzungslieferung 2013,
Art. 2, Rn. 45; BVerwGE 1, 159 (161 f.), 5, 27 (31).
So wie das Recht auf Leben den Staat verpflichtet, ggf. Schutzmaßnahmen für das
menschliche Leben zu treffen, hat auch das Recht auf körperliche Unversehrtheit eine
Schutzpflichtendimension.
Vgl. Di Fabio – Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, 67. Ergänzungslieferung 2013,
Art. 2, Rn. 81.
Der Schutzbereich des Grundrechts auf körperliche Unversehrtheit umfasst unter
anderem die Freiheit vor Verletzung der körperlichen Gesundheit und vor Schmerzen.
Maßstab ist eine Zustandsbetrachtung des Körpers vor und nach einer bestimmten
Ursache.
Vgl. Di Fabio – Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, 67. Ergänzungslieferung 2013,
Art. 2, Rn. 55 f.
Zwar begründet das Grundrecht des Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG – anders als das unmittelbare
Leistungsgrundrecht aus Art. 1 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG – keine unmittelbaren
Ansprüche des Einzelnen auf staatliche Leistungen oder auch nur auf eine im
Allgemeinen angemessene Versorgung:
vgl. BVerwGE 1, 97 (104 f.); Di Fabio – Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, 67.
Ergänzungslieferung 2013, Art. 2, Rn. 94 f.
Doch hat das Bundesverfassungsgericht eine gewisse Schutzpflicht des Staates aus
diesem Grundrecht gleichwohl anerkannt: Der objektivrechtliche Gehalt des Art. 2 Abs. 2
S. 1 GG enthalte die Pflicht des Staates, „sich schützend und fördernd vor die in Art. 2
Abs. 2 GG enthaltenen Rechtsgüter zu stellen“.
BVerfGE 56, 54 (73).
Demnach gibt es jedenfalls einen engen (Kern-)Bereich, in dem sich aus Art. 2 Abs. 2 S. 1
GG (ggf. in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip) auch Leistungsansprüche für die
Gesundheitsversorgung ableiten lassen.
Vgl. Seewald, Gesundheit als Grundrecht, 1982, S. 86.

bb) Schutzpflichtverletzung
Wie oben bereits ausgeführt, führen Leistungskürzungen immer wieder zu
lebensbedrohlichen Situationen bei Sanktionierten.
Ein depressiver 20-jähriger Sanktionierter starb an Unterversorgung der Organe in
seiner Wohnung. Die Mutter gab an, dass sie sich keine Nahrungsmittel hätten kaufen
können:
http://www.sueddeutsche.de/panorama/speyer-arbeitsloser-verhungert-in-seiner-
wohnung-1.666139 (abgerufen am 12.7.2013)
http://www.tagesspiegel.de/weltspiegel/arbeitsloser-in-speyerverhungert/835784.html
(abgerufen am 12.7.2013)
Ein Sanktionierter musste in ein Krankenhaus wegen Unterernährung eingeliefert
werden:

vgl. Grießmeier, Der disziplinierende Staat, 2012, S. 47 f.
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100-%-Sanktionen ohne Sachleistungskompensation gemäß §§ 31 ff. SGB II können dazu
führen, dass Beitragserstattungen für den Kranken- und Pflegeversicherungsschutz
entfallen. Werden die Beiträge über zwei Monate nicht bezahlt, besteht nur noch ein
Anspruch auf die „Notversorgung“ gem. § 16 Abs. 3a S. 2 1. HS SGB V und eine ärztliche
Versorgung kann im Einzelfall nicht mehr gewährleistet sein.
Darüber hinaus entfällt bei Schwangeren der Mehrbedarf für Schwangerschaft und bei
Personen mit bestimmten Krankheiten der Mehrbedarf für kostenaufwändige Ernährung.
Die gesundheitsschädlichen Folgen, die eine Sanktionierung mit sich bringen kann,
ergeben sich aus der mangelhaften Versorgung mit Lebensmitteln, fehlender ärztlicher
Versorgung, und der Gefährdung durch Obdachlosigkeit. Die Betroffenen werden durch
die Sanktionen gezwungen, sich sozial zu isolieren, ungesund zu ernähren und sind
durch die Unterschreitung des Existenzminimums in ihrem physischen und psychischen
Wohlbefinden derart eingeschränkt, dass ihre körperliche Unversehrtheit und in
einzelnen Fällen möglicherweise auch ihr Leben nicht mehr geschützt ist.
Die Situation für Sanktionierte, insbesondere „Vollsanktionierte“ kann bezüglich der
Mittel zum physischen Überleben durchaus schlechter sein, als die von Strafgefangenen
in Haftanstalten, die in der Regel eine ausgeglichene Ernährung und Taschengeld
erhalten, auch wenn sie nicht zu einer Eigenfinanzierung imstande sind. Das in einer
Straftat liegende „Unrecht“ geht augenscheinlich weit über das einer „Pflichtverletzung“
nach § 31 SGB II hinaus. Ebenso augenscheinlich liegt in einem (weitreichenden) Entzug
der ALG-II-Leistung auf irgendeine wiederholte Handlung ohne ein irgendwie
ersichtliches Eigen- und Fremdgefährdungspotential eine völlig unangemessene
Gefährdung des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit der sich pflichtwidrig
verhaltenden Hilfebedürftigen.

cc) Zwischenergebnis:
Sofern das zum Überleben Notwendige durch staatliches Verwaltungshandeln
ausgleichslos gekürzt wird, liegt darin zusätzlich ein dem Staat zurechenbarer und
unverhältnismäßiger Eingriff in Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG.

d) Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG [diesen Punkt bitte bei Ü-25-Sanktionen streichen!]
§ 31a Abs. 2 i. V. m. §§ 31 ff. SGB II verletzt zudem den Gleichbehandlungsgrundsatz des
Art. 3 Abs. 1 GG.
Dem Staat und seiner öffentlichen Gewalt ist es untersagt, wesentlich Gleiches
willkürlich ungleich und wesentlich Ungleiches willkürlich gleich zu behandeln.
Vgl. BVerfGE 98, 365 (385).

aa) Ungleichbehandlung
Eine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes setzt die Ungleichbehandlung von
zwei vergleichbaren Sachverhalten voraus.
Vgl. Jarass, in: Jarass/Pieroth, Art. 3, Rn. 7.
Die Sanktionsregelungen des § 31a Abs. 1 und 2 SGB II differenzieren zwischen
Leistungsempfängern, die das 25. Lebensjahr vollendet haben, und solchen, die noch
unter 25 Jahre sind. Dabei werden Unter-25-Jährige gemäß § 31a Abs. 2 SGB II bei
Begehung von Pflichtverletzungen stärker sanktioniert als jene, die älter als 25 Jahre
sind. Hier werden also zwei Vergleichsgruppen, die Unter-25-Jährigen und die Über-25-
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Jährigen, im Leistungsbezug ungleich behandelt. Durch die Ungleichbehandlung ergibt
sich auch ein Nachteil für die Betroffenen, da die Regelungen für die Unter-25-Jährigen
eine schnellere und stärkere Sanktionierung vorsehen.
Insoweit kommt es bei vergleichbaren Sachverhalten – den Pflichtverletzungen nach § 31
SGB II – zu einer ungleichen Behandlung, nämlich zur Differenzierung der Sanktionshöhe
je nach Lebensalter.
bb) Keine verfassungsrechtliche Rechtfertigung
Diese Ungleichbehandlung ist nicht gerechtfertigt.
Sie kann nur durch einen „hinreichend gewichtigen Grund“ gerechtfertigt sein:
vgl. BVerfGE 100, 138 (174), Jarass, in: Jarass/Pieroth, Art. 3, Rn. 14.
Bei einer Ungleichbehandlung von Personengruppen gelten besonders strenge Maßstäbe:
„Da der Grundsatz, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, in erster Linie eine
ungerechtfertigte Verschiedenbehandlung von Personen verhindern soll, unterliegt der
Gesetzgeber bei einer Ungleichbehandlung von Personengruppen regelmäßig einer
strengen Bindung.“
BVerfGE 95, 267 (316).
Nach der Willkürformel liegt eine Ungleichbehandlung vor, „wenn sich für eine
gesetzliche Regelung kein sachlicher Grund finden lässt und sie deshalb als willkürlich
zu bezeichnen ist“.
Jarass, Art. 3, Rn. 26.
Dies ist der Fall, wenn eine gesetzliche Regelung evident unsachlich gleich oder ungleich
behandelt:
vgl. Osterloh, Sachs, Art. 3, Rn. 9.
Die Altersgrenze von 25 Jahren ist willkürlich. Ohne sachliche Begründung wird eine
Grenze ausgerechnet bei 25 Jahren gezogen. Unterhalb dieses Alters werden die in § 31
SGB II aufgeführten Pflichtverletzungen härter bestraft. Dabei stimmen die „Pflichten“
der Unter-25-Jährigen mit denen der Über-25-Jährigen überein. Das gleiche Verhalten
führt damit zu unterschiedlichen Ergebnissen, je nachdem, ob es vor oder nach dem 25.
Geburtstag erfolgt.
Das Bundesverfassungsgericht hat die unterschiedliche Behandlung von
Personengruppen beim Bezug von Arbeitslosengeld I (Leistungskürzung wegen
Meldeversäumnissen) bereits 1987 mit Hinweis auf den Gleichheitsgrundsatz für
unzulässig erklärt:
„Beide Personenkreise [Leistungsbezieher mit und ohne „wichtigen Grund“, d. Verf.]
unterscheiden sich nicht so erheblich voneinander, daß die beanstandete Regelung
vertretbar wäre. Der allgemeine Gleichheitssatz wird verletzt, wenn eine Gruppe von
Normadressaten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behandelt wird,
obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und solchem
Gewicht bestehen, daß sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen könnten (vgl. BVerfGE
71, 146 (154) = NJW 1986, 709).“
BVerfG, 10.02.1987 - 1 BvL 15/83, NJW 1987, 1929 f. (1930).
Dies muss erst recht bei denjenigen Bedürftigen gelten, denen nicht nur ein ähnliches,
sondern das gleiche Versäumnis zur Last gelegt wird.
Es sind zwischen den Gruppen der Über- und Unter-25-Jährigen keine Unterschiede
ersichtlich, die nach Art und Gewicht eine solche Differenzierung rechtfertigen könnten.
Es kann kaum angenommen werden, dass junge Erwachsene ausgerechnet exakt bis zum
25. Geburtstag eher zu pflichtwidrigem Verhalten neigen.
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In anderen Rechtsbereichen gibt es zwar auch pauschale Differenzierungen nach
Altersgruppen. Im Zivilrecht wird bezüglich der Geschäftsfähigkeit eine Grenze bei
Volljährigkeit gezogen. Dem Strafrecht wiederum ist es eigen, über die Anwendung von
Jugend- oder Erwachsenenstrafrecht zu entscheiden. Hier liegt die Altersgrenze
grundsätzlich ebenfalls bei Volljährigkeit. In beiden Fällen wird jedoch anhand der
mangelnden Reife/Einsichtsfähigkeit und damit anhand einer Eigenschaft differenziert,
die eng mit dem zu regelnden Rechtsgebiet zusammenhängt. Das junge Alter führt zudem
in beiden Fällen stets zu einer Besserstellung der Kinder und Jugendlichen. Die
mangelnde Unrechtseinsicht von Heranwachsenden kann im Strafrecht noch bis zum 21.
Lebensjahr zu einer Besserbehandlung führen, die Entscheidung darüber obliegt einem
Gericht in jedem Einzelfall. Im SGB II verhält es sich andersherum: Ohne nähere Prüfung
werden Betroffene aufgrund ihres Alters pauschal schlechter gestellt.
Hinzu kommt, dass der Gesetzgeber sich bei der Leistungsgewährung des SGB II im
Bereich der Leistungen zur Deckung des Existenzminimums bewegt. Dafür hat das
Bundesverfassungsgericht mit seiner Entscheidung vom 18.7.2012 zusätzliche Maßstäbe
auch im Hinblick auf die unterschiedliche Behandlung von Personengruppen gelegt.
Danach ist eine unterschiedliche Behandlung zwar nicht per se unzulässig, es ist aber
auch in diesem Zusammenhang entscheidend,
„dass der Gesetzgeber seine Entscheidung an den konkreten Bedarfen der
Hilfebedürftigen ausrichtet.“ [Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 93.
Ausdrücklich formuliert das Bundesverfassungsgericht:
„Werden hinsichtlich bestimmter Personengruppen unterschiedliche Methoden zugrunde
gelegt, muss dies allerdings sachlich zu rechtfertigen sein. [...] Eine Differenzierung ist
nur möglich, sofern deren Bedarf an existenznotwendigen Leistungen von dem anderer
Bedürftiger signifikant abweicht und dies folgerichtig in einem inhaltlich transparenten
Verfahren anhand des tatsächlichen Bedarfs gerade dieser Gruppe belegt werden kann.“
[Hervorh. d. Verf.]
BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012, Abs.-Nr. 97, 99.
Der Bedarf von Unter-25-Jährigen ist durch den Gesetzgeber aber gerade nicht gesondert
berechnet, sondern aufgrund bloßer Mutmaßungen über den angeblich erzieherischen
Effekt eingeführt worden.
Die Ungleichbehandlung soll nämlich dem Ziel dienen, bei jungen Erwerbsfähigen einer
Langzeitarbeitslosigkeit von vornherein entgegenzuwirken und diesen Personenkreis
besonders zu „fördern“:
vgl. Bundestags-Drucksache 15/15165, S. 61.
Doch die Regelungen sind dazu schon nicht geeignet. Es gibt nämlich keinerlei
Anhaltspunkte dafür, dass eine stärkere Disziplinierung tatsächlich zu einer besseren
Integration in den Arbeitsmarkt führt. Vorliegende Studien sprechen sogar eher für eine
gegenteilige Wirkung:
vgl. Berlit, Handbuch Existenzsicherungsrecht, 2013, Kapitel 23 (Sanktionen), Rn. 21 m.
w. N.
Ein besonderes Förderungselement durch Sanktionierung ist ebenfalls nicht plausibel. Es
kann auch nicht davon ausgegangen werden, dass Unter-25-Jährige einer schärferen
Sanktionierung bedürfen, weil sie sonst das gerügte Verhalten nicht änderten.
Vgl. Berlit, Das neue Sanktionensystem, ZFSH/SGB 2006, S. 16 f.
Die schärferen Sanktionen für Unter-25-Jährige sind darüber hinaus auch nicht
erforderlich.
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Vgl. Lauterbach, Verfassungsrechtliche Probleme der Sanktionen im
Grundsicherungsrecht, ZFSH/SGB 2011, S. 587.
Für eine bessere Unterstützung der Unter-25-Jährigen wäre es stattdessen möglich und
zielführender, eine bessere Betreuung und Fort- und Weiterbildung sowie
Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen oder zumindest einheitliche
Ausbildungsstandards zu gewährleisten.
Darüber hinaus scheitern die Regelungen an der Angemessenheit. Die
Ungleichbehandlung ist nicht verhältnismäßig. Der Rechtfertigungsgrund müsste, um
verhältnismäßig zu sein, „in angemessenen Verhältnis zu dem Grad der
Ungleichbehandlung“ stehen.
BVerfGE 102, 68 (87); Jarass, Art. 3, Rn. 27.
Die Folgen für die Unter-25-Jährigen sind jedoch enorm. Diesbezüglich kann auf die
bereits skizzierten Folgen von Sanktionen verwiesen werden. Diese verheerenden
Auswirkungen auf nahezu alle Bereiche des täglichen Lebens treffen Unter-25-Jährige
schneller und umfassender und noch dazu regelmäßig in der ersten Zeit eigenständiger
Lebensführung. Sie stehen in keinem angemessenen Verhältnis zu dem vorgeblichen
Zweck einer schnelleren Arbeitsmarkteingliederung.
An dieser Einschätzung der Verfassungswidrigkeit der härteren Sanktionen für Unter-
25-Jährige besteht – im Gegensatz zur grundsätzlichen Auffassung zu Sanktionen,
zum Meinungsstand diesbezüglich s. Anhang –
weitreichende Übereinstimmung in der rechtswissenschaftlichen Literatur:
vgl. Berlit, Handbuch Existenzsicherungsrecht, 2013, Kapitel 23 (Sanktionen), Rn. 83,
ders., ZFSH/SGB 2008, 3 (15) und ZfSH/SGB 10/2012, S. 561 ff. (576); Davilla, Die
schärferen Sanktionen im SGB II für Hilfebedürftige unter 25 Jahren – ein Plädoyer für
ihre Abschaffung, in: SGb 2010, 557, 559; Breitkreuz/Wolff-Dellen, SGb 2006, 206 (210);
Lauterbach, NJ 2008, 241 (247); Lauterbach in: Spellbrink, Das SGB II in der Praxis der
Sozialgerichte – Bilanz und Perspektiven, 2010, S. 11 (35 f.); Winkler in: Gagel, Stand
4/2010, § 31 SGB II, Rn. 174; Rixen in: Eicher/Spellbrink, 2. Aufl. 2008, § 31 SGB II, Rn.
53; Loose, ZfSH/SGB 2010, 340 (346).
Zuletzt hat sich der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge für eine rasche
Abschaffung der Ungleichbehandlung ausgesprochen:
vgl. Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, 11.6.2013, DV 26/12 AF III, S.
6 ff.

cc) Zwischenergebnis:
Die schärferen Sanktionen für Unter-25-Jährige nach § 31a Abs. 2 i. V. m. § 31, § 31b SGB
II verletzen zusätzlich den Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG.

3. Verfassungskonforme Auslegung
Die Leistungskürzungen nach § 31a i. V. m. § 31, 31b, 32 SGB II sind unter keinen
erdenklichen Gesichtspunkten verfassungskonform auslegbar.

a) Allgemeine Auslegungsgrundsätze
Eine Norm kann durch das Bundesverfassungsgericht nur dann für nichtig erklärt
werden, wenn keine nach anerkannten Auslegungsgrundsätzen zulässige und mit der
Verfassung zu vereinbarende Auslegung möglich ist:
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vgl. nur BVerfGE 118, 212 (234); BVerfGE 49, 148 (157).
Die verfassungskonforme Auslegung als normbewahrendes Instrument ist Aufgabe aller
Gerichte.
Vgl. Bethge in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, Bundesverfassungs-
gerichtsgesetz, 39. Ergänzungslieferung 2013, § 31bVerfGG, Rn. 258 f. m. w. N.
Lassen Wortlaut, Entstehungsgeschichte, Gesamtzusammenhang und Sinn und Zweck
einer gesetzlichen Regelung mehrere Deutungen zu, von denen jedenfalls eine zu einem
verfassungsgemäßen Ergebnis führt, muss eine Auslegung vorgenommen werden, die
mit dem Grundgesetz in Einklang steht:
vgl. BVerfGE 69, 1 (55); 95, 64 (93).
Die verfassungskonforme Auslegung darf sich dabei aber nicht über die
gesetzgeberischen Intentionen hinwegsetzen. Sie findet ihre Grenzen dort, wo sie zu
dem Wortlaut und zum klar erkennbaren Willen des Gesetzgebers in Widerspruch treten
würde:
vgl. ständige Rspr., insb. BVerfGE 99, 341 (358); 101, 312 (329); 101, 397 (408); 119, 247
(274).
Gesetzgeberische Grundentscheidungen dürfen nicht angetastet werden. Einem
eindeutigen Gesetz darf nicht ein entgegengesetzter Sinn gegeben werden. Es ist nicht
Sache der Rechtsprechung, ein Gesetz derart auf eine verfassungsgemäße Fasson
zurechtzustutzen, dass der Gesetzgeber es nicht wiedererkennt. Die
verfassungskonforme Auslegung darf nicht zu einer verdeckten Normreformation
führen:
vgl. BVerfGE 67, 299 (329); 95, 64 (93); 99, 341 (358); 118, 212 (234); BVerfGE 63, 131
(147 f.); Korioth – Schlaich/Korioth, Das Bundesverfassungsgericht, 9. Auflage 2012, 5.
Teil, Rn. 449; Bethge in: Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge,
Bundesverfassungsgerichtsgesetz, 39. Ergänzungslieferung 2013, § 31bVerfGG, Rn. 265.
Daher sind es in erster Linie unbestimmte Rechtsbegriffe, die eine Auslegung und
wertende Konkretisierung durch Verwaltung und Gerichte erfordern und zulassen.
Vgl. Aschke in: Bader/Ronellenfitsch, Beck'scher Online-Kommentar VwVfG, Stand:
1.4.2013, § 40, Rn. 24.

b) Keine verfassungskonforme Auslegung des § 31 a Abs. 1 und 2 SGB II
Bei Leistungskürzungen nach § 31a, § 31b, § 32 SGB II [ggf. § 32 streichen!] kommt eine
verfassungskonforme Auslegung nicht in Betracht, weil sie contra legem wäre.
Der Wortlaut des § 31a Abs. 1 und 2 SGB II und des § 32 SGB II [ggf. § 32 streichen!] ist
eindeutig, entspricht der in der Gesetzesbegründung offengelegten Absicht des
Normgebers und lässt keinen Beurteilungsspielraum zu.
Einzige Tatbestandsvoraussetzung für eine Sanktion ist eine Pflichtverletzung nach § 31
SGB II. Der in § 31 Abs. 1 S. 2 SGB II normierte unbestimmte Rechtsbegriff des
„wichtigen Grundes" kommt nicht als Abwägungskriterium in Betracht, da er nur zur
Definition der Pflichtverletzung führt, die anschließende Rechtsfolge sich aber allein
nach § 31a SGB II bestimmt. Eine Pflichtverletzung nach § 31 SGB II muss erst
festgestellt sein, bevor § 31a Abs. 1 und 2 SGB II zur Anwendung kommt. Im
Anwendungsbereich der Sanktionsnorm gibt es somit überhaupt keine
Entscheidungsmöglichkeit für die Verwaltung mehr.
Auch ist die Definition des „wichtigen Grundes“ bereits detailliert von der
Rechtsprechung (durch eine Analogie zum SGB III) vorgenommen worden. Als wichtige
Gründe gelten alle Umstände des Einzelfalls, die unter Berücksichtigung der
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berechtigten Interessen des Leistungsberechtigten in Abwägung mit etwa
entgegenstehenden Belangen der Allgemeinheit das Verhalten des Hilfebedürftigen
rechtfertigen.
Vgl. Knickrehm - Kreikebohm, Kommentar zum Sozialrecht, 2. Auflage 2011, Rn. 24; BSG
9.11.2010 – B 4 AS 27/10 R; vgl. auch Mutschler, § 144 SGB III; ABC des wichtigen
Grundes bei Winkler in: Gagel, § 144 SGB III-Anhang; ähnlich Valgolio in: Hauck/Noftz
SGB II, § 11 Rn. 74; zum SGB III BSG, 12.7.2006 – B 11 a AL 55/05 R.
Die Tatbestände des § 31 SGB II entfallen nur, wenn der erwerbsfähige
Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund für sein Verhalten darlegt und nachweist.
Wichtige Gründe können z. B. im beruflichen oder persönlichen Bereich des
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten liegen. Ein wichtiger Grund muss jedoch objektiv
vorliegen,
vgl. BSG NJW 2011, 2073, 2076; Berlit in: ZfSH/SGB 2008, 1 ff., 6; Sonnhoff in juris-PK
SGB II, Stand 15.8.2011, § 31 Rn. 104; Valgolio in: Hauck/Noftz, SGB II, Stand 11/2011, §
31 Rn. 167; Knickrehm/Hahn in: Eicher, SGB II, 3. Auflage 2013, Rn 63 ff.
Diese Definition bietet gerade keinen Raum für eine rechtsfolgenbezogene Abwägung
derart, dass etwa auch die unverhältnismäßigen Folgen einer Sanktion den Tatbestand
entfallen lassen könnten.
Auch auf Rechtsfolgenseite findet sich bei § 31a ff. SGB II kein unbestimmter
Rechtsbegriff. Im Unterschied zu § 1a AsylbLG sowie zur früheren Vorschrift des § 25
BSHG findet durch §§ 31a, 32 SGB II keine Absenkung der Leistung auf das „nach den
Umständen unabweisbar Gebotene“ bzw. das „zum Lebensunterhalt Unerlässliche“ statt,
sondern es werden exakte prozentuale Leistungskürzungen (Sanktionsstufen)
vorgegeben: um 10 % bzw. 30 %, 60 %, 100 % sowie das völlige Entfallen des ALG-II-
Anspruchs inklusive der Kosten für Krankenkasse und für Unterkunft und Heizung.
Auch hinsichtlich der Verhängung einer Sanktion sowie bezüglich der Dauer einer
Leistungskürzung ist kein Ermessen der Verwaltung (z. B. durch Einzelfallprüfung oder
Härtefallklausel) vorgesehen. § 31a SGB II etabliert sie vielmehr als zwingende
Rechtsfolge ohne Ausnahmetatbestände. § 31b Abs. 1 S. 3 SGB II sieht zusätzlich eine
starre Dauer des Minderungszeitraums von drei Monaten vor, einzig bei Unter-25-
Jährigen kann er auf (wiederum starre) sechs Wochen reduziert werden.
An diese strikten gesetzlichen Vorgaben ist die Verwaltung aufgrund des Vorrangs des
Gesetzes und sind auch die überprüfenden Gerichte in jedem Einzelfall gebunden. Eine
Möglichkeit, durch eine Einzelfallabwägung eine Sanktion nicht zu verhängen oder diese
aufgrund von Verhältnismäßigkeitserwägungen zu reduzieren
(zu dieser Möglichkeit bei Kürzungen des alten § 25 BSHG vgl. BVerwG, V C 109.66 vom
31.1.1968),
ist im SGB II nicht vorgesehen. Ausdrücklich wird durch § 21 b Abs. 2 SGB II auch das
Ausweichen auf Leistungen des SGB XII verwehrt.
Eine Auslegung, die dazu führte, dass trotz Einschlägigkeit der §§ 31a ff. SGB II keine
verminderten, sondern reguläre Leistungen entrichtet werden könnten (wie sie durch
einige Gerichte im Bereich des § 1a AsylbLG erfolgt) wäre daher offensichtlich
unzulässig.
Sie wird – soweit ersichtlich – auch weder in der Literatur noch in der Rechtsprechung
vertreten.

c) Keine verfassungskonforme „Anwendung“ durch § 31 a Abs. 3 SGB III
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Im Bereich der Sanktionen zwischen 30 % und 100 % lässt sich ebenfalls keine
verfassungskonforme Auslegung erreichen. Insbesondere durch ein Zusammenspiel der §
31a Abs. 1 SGB II i. V. m. § 31a Abs. 3 SGB II ist keine Verfassungskonformität
herstellbar.
Eine Einzelfallentscheidung der Verwaltung über die Vergabe von Sachleistungen kann
bereits per se unmöglich einen Verfassungsverstoß beheben, der in einer anderen, sie
bedingenden Rechtsnorm selbst begründet liegt.
Eine solche „verfassungskonforme Anwendung“ durch Zusammenlesen der
Sanktionsnormen mit der Sachleistungsregelung des § 31a Abs. 3 SGB II wird jedoch in
der Literatur zum Teil propagiert:
vgl. z. B. Davilla, SGb 2010, 557, 559 und Lauterbach, ZFSH/SGB 2011, 584, 585; auch
Stellungnahme des DRB zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Arbeit und
Soziales des Deutschen Bundestags vom 6.6.2011, Nr. 3. Annahme einer
Verfassungswidrigkeit insoweit: Richers/Köpp, DÖV 2010, 997, 1003 f.
Auch in der Rechtsprechung wird diese „Lösung“ zur Anwendung der Sanktionsnormen
offenbar vertreten, z. B. indem Sanktionen um 100 % für verfassungswidrig gehalten
werden, sofern „der Grundsicherungsträger nicht zugleich ergänzende Sachleistungen
oder geldwerte Leistungen gewährt“ [Hervorh. d. Verf.],
so SG Berlin vom 19.8.2009 – S 26 AS 5380/09, juris Rn. 29 f., im Anschluss an
Landessozialgericht Berlin 10. Senat vom 16.12.2008 - L 10 B 2154/08 AS ER-, Rn. 10);
vgl. auch LSG Niedersachsen, Beschluss vom 21.4.2010 – L 13 AS 100/10 B ER, Rn. 7 f.
Doch zum einen bleibt die Sanktion in Höhe von mindestens 30 % in allen darüber
liegenden Sanktionsfällen trotz der Sachleistungsvergabe bestehen. Eine Kompensation
durch Sachleistungen kommt überhaupt nur bei Sanktionen ab 40 % (bis zu einer Höhe
von ca. 46 % des Regelbedarfs) in Betracht. Da nach dem Gesetzgeber allein der volle
Regelsatz das menschenwürdige Existenzminimum sicherstellt (100 % des Regelbedarfs,
eventueller Mehrbedarfe und der Kosten für Unterkunft und Heizung nach §§ 20 ff. SGB
II), scheidet eine verfassungskonforme Anwendung bereits aus diesem Grund aus.
Zum anderen ist in diesen Fällen die Gewährleistung von Sachleistungen von der
Antragstellung durch den Betroffenen abhängig. D. h., es braucht ein aktives Verhalten
des (meist gerade aufgrund seiner fehlenden Aktivität sanktionierten) Bedürftigen als
Zwischenschritt, um überhaupt eine Kompensationsmöglichkeit zu erreichen. Selbst
dann liegt die Bewilligung der Sachleistungen noch im Ermessen der
Verwaltungsbehörde.
Das in § 31a Abs. 3 S. 1 SGB II festgelegte Ermessen bei der Sachleistungsgewährung,
wonach „der Träger auf Antrag in angemessenem Umfang ergänzende Sachleistungen
oder geldwerte Leistungen erbringen (kann)“ [Hervorh. d. Verf.], lässt sich schwerlich
als gebundene Entscheidung lesen.
Eine solche Auffassung, das „kann“ im Gesetzestext als „muss“ auszulegen,
widerspräche dem eindeutigen Wortlaut der Norm und überschreitet damit die Grenze
zulässiger Auslegung.
Außerdem hat der Gesetzgeber eine Ermessenregelung gerade beabsichtigt. Denn nach §
31a Abs. 3 S. 2 SGB II „hat“ der Träger in Fällen, in denen minderjährige Kinder im
Haushalt des Bedürftigen leben, die Leistungen zu erbringen. Hier wurde der Verwaltung
vom Gesetzgeber also in bewusstem Gegensatz zum Vorsatz kein Ermessenspielraum
zugestanden. Dem entspricht die Gesetzesbegründung, in der explizit festgehalten
wurde, dass die „Erbringung von Sachleistungen an Bedarfsgemeinschaften mit
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minderjährigen Kindern als Verpflichtung zur Leistungserbringung“ [Hervorh. d. Verf.]
auszugestalten sei.

Bundestags-Drucksache 17/3404, S. 112.
Daraus ergibt sich im Umkehrschluss, dass eine zwingende Sachleistungsvergabe eben
gerade nicht für die übrigen Haushalte gelten sollte.
Eine Ermessensreduzierung auf Null bei der Sachleistungsvergabe zumindest im Fall
einer 100-%-Sanktion anzunehmen – wie in der Literatur und Rechtsprechung zum Teil
befürwortet – scheidet gleichfalls aus. Sie könnte ebenfalls lediglich zur Abmilderung
der (von Grund auf verfassungswidrigen) Folgen einer hohen Leistungskürzung führen,
den Verfassungsverstoß selbst jedoch nicht beseitigen.
Ebenso scheidet es aufgrund des eindeutigen Wortlauts („auf Antrag“) aus, in diesen
Fällen Sachleistungen etwa ohne Antrag zu gewähren.
Auch die Gewährung staatlicher Leistungen über „Umwege“ durch kompensatorische
Zuschläge an die übrigen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft
(vgl. zu diesem Vorschlag Geiger, info also 1/2010, S. 1 ff. (9)),
würde bloß zu einer Umgehung der unmissverständlichen gesetzlichen Regelung führen.
Wenn das Verwaltungshandeln jedoch nur dann das Existenzminimum sicherstellt, wenn
es gerade nicht auf Grundlage sondern entgegen einer leistungskürzenden Rechtsnorm
Leistungen gewährt, kann es offensichtlich nicht zu einer verfassungskonformen
Auslegung der leistungskürzenden Rechtsnorm führen. Im Gegenteil ist dann in
Wirklichkeit deren Nichtanwendung im Einzelfall die Voraussetzung für die
Sicherstellung des menschenwürdigen Existenzminimums.
Die an dieser Stelle lediglich angedeuteten, teilweise geradezu akrobatischen
„Lösungen“ der rechtswissenschaftlichen Literatur zur verfassungskonformen Auslegung
der Sanktionsnormen laufen im Ergebnis allesamt auf die Aufrechterhaltung bestimmter
notwendiger Leistungen trotz des tatbestandlichen Eingreifens der §§ 31a ff. SGB II
hinaus. Sie führen damit zu einer Umgehung des Wortlauts der Norm und laufen der
gesetzgeberischen Intention zuwider, die gerade in der engen und ausnahmslosen
Verknüpfung der staatlichen Leistungsgewährung mit Pflichten des Hilfebedürftigen
liegt und damit bewusst von den individuellen Bedarfen der Sanktionierten abstrahiert.

d) Zwischenergebnis:
Nach alledem scheidet eine verfassungskonforme Auslegung der streitgegenständlichen
Normen aus.

4. Ergebnis
§ 31a i. V. m. § 31 und § 31b SGB II sowie § 32 SGB II [§ 32 ggf, streichen!] verstoßen
gegen Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG, Art. 3 Abs. 1 GG, Art. 12 Abs. 1 GG und sind
verfassungswidrig. Sie sind nicht verfassungskonform auslegbar.
Das Gericht hat das Verfahren gemäß Art. 100 Abs. 1 GG i. V. m. § 80 Abs. 1 BVerfGG
auszusetzen und dem Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vorzulegen, ob die §§
31, 31a, 31b, 32 SGB II vereinbar sind mit dem Grundgesetz, insbesondere mit Art. 1 Abs.
1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG, Art. 12 Abs. 1 GG und Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG und Art. 3 Abs. 1
GG. [bei Ü-25-Sanktionen Art. 3 bitte streichen!]
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III. Annahmevoraussetzungen

Die Voraussetzungen für die Annahme der Verfassungsbeschwerde zur Entscheidung
sind gegeben.
Die Annahme der Verfassungsbeschwerde ist im vorliegenden Fall zur Durchsetzung des
hier als verletzt angezeigten Grundrechts auf Menschenwürde erforderlich.
Die vorstehend geltend gemachte Verletzung von Grundrechten ist auch von besonderem
Gewicht. Sie ist zur Durchsetzung der Rechte angezeigt.

Ralph Boes, Berlin, den 12.07.2018
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Landessozialgericht Berlin-Brandenburg 

Az: L 3IAS 671118 B ER  
Az.: $ 134 AS 3535118 ER 
Sozialgericht Berlin 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

Ralph Boes, 
Spanheimstraße 11, 13357 Berlin, 

- Antragsteller und Beschwerdegegner - 

gegen 

Jobcenter Berlin Mitte, 
Seydelstraße 2-5, 10117 Berlin, 

- Antragsgegner und Beschwerdeführer - 

hat der 31. Senat des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg am 07. Juni 2018 
durch den Vorsitzenden Richter am Landessozialgericht Baumann, die Richterin am 
Landessozialgericht Ernst und den Richter am Landessozialgericht Ney beschlossen: 

Auf die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss 
des Sozialgerichte Berlin vom 05. April 2018 wird dieser 
aufgehoben. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs vom 23. März 2018 gegen den 
Bescheid vom .20. Februar 2018 bzw. nunmehr nach Erlass des 
Widerspruchsbescheides vom 11. April 2018 der Antrag auf 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage vom 10. Mai 
2018 gegen diesen Wlderspruchsbescheld wird abgelehnt 

Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten. 
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Gründe 

Der Antragsteller, der von dem Antragsgegner Leistungen nach dem Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB II) erhält, begehrt nach - Erlass des 

Widerspruchsbescheides und - Erhebung der Klage die Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung seiner Klage vom 10. Mai 2018. 

Nachdem der Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung am 11. Mai 2017 

scheiterte, ersetzte der Antragsgegner die Eingliederungsvereinbarung mit 

Verwaltungsakt vom II. Mai 2017. Der Verwaltungsakt sollte ab 11. Mai 2017 bis auf 

weiteres gelten. Im Hinblick auf die Fortschreibung des ersetzenden 

Verwaltungsaktes führte der Antragsgegner aus, die Inhalte dieses Bescheides 

würden regelmäßig überprüft und im gegebenen Falle mit neuem ersetzenden 

Verwaltungsakt fortgeschrieben. Dies erfolge insbesondere, wenn eine wesentliche 

Änderung in den persönlichen Verhältnissen des Antragstellers eine Anpassung der 

vereinbarten Maßnahmen, Leistungen des Jobcenters und seiner Pflichten 

erforderlich machen würde. Das gleiche gelte, wenn das Ziel der Integration in den 

Arbeitsmarkt nur aufgrund von Anpassungen und Änderungen erreicht bzw. 

beschleunigt werden könne. Zur Integration in Arbeit war unter anderem die Pflicht 

des Antragstellers aufgenommen worden, während der Gültigkeitsdauer der 

Eingliederungsvereinbarung im Turnus von 2 Monaten - beginnend mit dem Erlass 

als Verwaltungsakt (sofern notwendig) - jeweils mindestens 8 (pro Woche eine) 

Bewerbungsbemühungen um sozialversicherungspflichtige und geringfügige 

Beschäftigungsverhältnisse zu unternehmen und hierüber im Anschluss an den oben 

genannten jeweiligen Zeitraum erstmals am 14. Juli 2017 und anschließend immer 

zum 14. jedes zweiten Folgemonats (im einzelnen genannte) Nachweise vorzulegen. 

Im Gegenzug verpflichtete sich der Antragsgegner die Bewerbungsaktivitäten durch 

Übernahme von angemessenen nachgewiesenen Kosten für schriftliche, per Post 

versandte Bewerbungen nach Maßgabe des § 16 Abs. 1 SGB II i.V.m. § 44 SGB III, 

sofern der Antragsteller diese zuvor beantragt habe, zu unterstützen. Weiter ist dazu 

ausgeführt, die Erstattung der Bewerbungskosten erfolge in pauschalierter Form mit 
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5 € pro nachgewiesener Bewerbung bis zu einem jährlichen Höchstbetrag von 260 E. 

Bei E-Mail-Bewerbungen erfolge eine pauschalierte Erstattung i.H.v. 1 € pro 

Bewerbung. In der Rechtsfolgenbelehrung wurde der Antragsteller über die 

Möglichkeit der Verhängung von Sanktionen und deren Ausgestaltung belehrt. 

Der Antragsgegner bewilligte dem Antragsteller - wegen der Ausübung einer 

selbstständigen Tätigkeit als Dozent vorläufig - mit Bescheid vom 8. Dezember 2017 

Leistungen nach dem SGB II für die Zeit vom 1. Januar 2018 bis zum 30. Juni 2018 

in Höhe von monatlich 789,98 E. 

Nachdem der Antragsteller weder am 14. Juli 2017, am 14. September 2017 noch 

am 14. November 2017 Bewerbungsbemühungen nachgewiesen hatte, hörte der 

Antragsgegner ihn mit Schreiben vom 8. Dezember 2017 zu einer beabsichtigten 

Sanktion an und wies ihn darauf hin, dass voraussichtlich ein Wegfall des 

Auszahlungsanspruchs für 3 Monate eintreten werde, da es sich um eine wiederholte 

Pflichtverletzung handle. Ein konkreter Pflichtverstoß wurde in diesem 

Anhörungsschreiben nicht genannt. 

Mit Bescheid vom 20. Februar 2018 stellte der Antragsgegner den vollständigen 

Wegfall des Arbeitslosengeldes II (Regelbedarf und Leistungen für Unterkunft und 

Heizung) für die Zeit vom 1. März 2018 bis zum 31. Mai 2018 fest und hob den 

vorläufigen Bewilligungsbescheid vom 8. Dezember 2017 insoweit ganz auf. Auch in 

diesem Bescheid wurde der konkrete geahndete Pflichtverstoß — fehlender Nachweis 

der Bewerbungsbemühungen am 14. Dezember 2017 — nicht genannt. 

Gegen den ihm am 24. Februar 2018 zugestellten Bescheid erhob der Antragsteller 

am 23. März 2018 Widerspruch und beantragte am 26. März 2018 beim Sozialgericht 

Berlin die Anordnung der aufschiebenden Wirkung seines Widerspruchs. 

Mit Beschluss vom 5. April 2018 ordnete das Sozialgericht Berlin die aufschiebende 

Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers von 23. März 2018 gegen den 

Minderungsbescheid des Beklagten vom 20. Februar 2018 an und führte zur 

Begründung unter anderem aus, der streitgegenständ liche Anderungsbescheid 

beruhe auf der Ermächtigungsgrundlage des § 31 a Abs. 1 S. 3 SGB 11 i.V.m. § 31 
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Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB II. Die Rechtmäßigkeit des Minderungsbescheides setze daher 

unter anderem voraus, dass der Antragsteller sich geweigert habe, eine Pflicht zu 

erfüllen, die in dem die Eingliederungsvereinbarung ersetzenden Verwaltungsakt 

festgelegt worden sei. Maßgeblich für die Pflichten des Antragstellers sei vorliegend 

der die Eingliederungsvereinbarung ersetzende Verwaltungsakt des Antragsgegners 

vom 11. Mai 2017. Nach zutreffender Ansicht sei bei einem Pflichtenverstoß nach 

§ 31 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB II inzident zu prüfen, ob der Verwaltungsakt rechtmäßig 

sei. Erweise sich der Verwaltungsakt als rechtswidrig, führe dies zur Rechtswidrigkeit 

der Minderung. Insofern komme es nach zutreffender Auffassung auch nicht darauf 

an, ob der Eingliederungsverwaltungsakt inzwischen bestandskräftig geworden sei 

(so auch Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 24. November 

2017, L 7 AS 1519/15 B ER, Rn. 40, zitiert nach juris; Sonnhoff, in: SchlegelNoelzke, 

jurisPK-SGB II, 4. Aufl. 2015, § 31 Rn. 55; Eicher/Luik/Knickrehm/Hahn, SGB II, 4. 

Aufl. 2017, § 31 Rn. 21 mit weiteren Nachweisen, auch zur Gegenansicht, die bei 

Bestandskraft keine lnzidentprüfung vornehmen will). Der 

Eingliederungsverwaltungsakt erweise sich bei summarischer Prüfung als 

rechtswidrig, weil das Fehlen einer Befristung oder zumindest einer festen 

Überprüfungsfrist im vorliegenden Fall ermessensfehlerhaft gewesen sei: Komme 

eine Eingliederungsvereinbarung nach § 15 Abs. 2 SGB II nicht zu Stande, sollten 

die ansonsten in der Eingliederungsvereinbarung zu treffenden Regelungen nach 

§ 15 Abs. 3 S. 3 SGB II durch Verwaltungsakt getroffen werden. Der die 

Vereinbarung ersetzende Verwaltungsakt habe denselben Inhalt aufzuweisen wie die 

Eingliederungsvereinbarung, solle also die in § 15 Abs. 2 S. 2 SGB II vorgesehenen 

Bestimmungen enthalten. Insbesondere solle der Eingliederungsverwaltungsakt 

danach regeln, welche Bemühungen erwerbstätige Leistungsberechtigte in welcher 

Häufigkeit zur Eingliederung in Arbeit mindestens unternehmen sollten und in 

welcher Form diese Bemühungen auch nachzuweisen seien. Nach § 15 Abs. 3 S. 1 

SGB II solle die Eingliederungsvereinbarung regelmäßig, spätestens jedoch nach 

Ablauf von 6 Monaten, gemeinsam überprüft und fortgeschrieben werden. Für den 

hier vorliegenden Fall der Ersetzung einer Eingliederungsvereinbarung durch 

Verwaltungsakt fehle im Gesetz zwar eine ausdrückliche Regelung. Insofern sei 

davon auszugehen, dass dem Antragsgegner ein Ermessen im Hinblick auf die 

Geltungsdauer und Überprüfungspflichten eines Eing liederungsverwaltungsaktes 

zukomme. Soweit ein Leistungsträger ermächtigt sei, nach seinem Ermessen zu 
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handeln, sei sein Handeln rechtswidrig, wenn er die gesetzlichen Grenzen dieses 

Ermessens überschritten oder von dem Ermessen in einer dem Zweck des 

Ermessens nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht habe (§ 54 Abs. 2 S. 1 

SGG sowie § 39 Abs. 1 S. 1 8GB 1 zu Ermessensleistungen). Das Gericht habe also 

zu prüfen, ob der Träger sein Ermessen überhaupt ausgeübt habe, er die 

gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten oder er von dem Ermessen in 

einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht 

habe (so mit Verweis aufs 54 Abs. 2 S. 2 SGG: BSG, Urteil vom 29. April 2015, B 14 

AS 19/14 R, Rn. 35 mit weiteren Nachweisen, zitiert nach juris; zu den 

Ermessensfehlern siehe auch: Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. 

Aufl. 2014, § 54 Rn. 26 ff.). Im vorliegenden Fall liege ein Ermessensfehigebrauch 

vor, d. h. der Antragsgegner habe zwar Ermessenserwägungen im Hinblick auf die 

Geltungsdauer und Überprüfungsfristen für den Eingliederungsverwaltungsakt 

angestellt; diese seien indes unzureichend, weil relevante Ermessensgesichtspunkte 

nicht berücksichtigt worden seien. Der Antragsgegner sei verpflichtet, bei seiner 

Ermessensentscheidung im Hinblick auf die Geltungsdauer des 

Eingliederungsverwaltungsaktes zu berücksichtigen, dass der Gesetzgeber für den 

Fall einer Eingliederungsvereinbarung in aller Regel einen Zeitraum von höchstens 6 

Monaten ohne Überprüfung für angemessen halte (noch weitergehend Berlit, in: 

LPK-SGB II, 6. Aufl. 2017, § 15 Rn. 62, wonach bei einem 

Eingliederungsverwaltungsakt der in § 15 Abs. 3 S. 1 geregelte 

Überprüfungsmechanismus nicht greife und die Regelüberprüfungs(höchst)frist, die 

Höchsifrist für die einseitig festzulegende Laufzeit wäre; vergleiche auch Bayerisches 

Landessozialgericht, Beschluss vom 8. Juni 2017, L 16 AS 291/17 B ER, wonach ein 

Eingliederungsverwaltungsakt rechtswidrig sei, wenn die gesetzlich vorgeschriebene 

Überprüfungsfrist von 6 Monaten ohne Ermessensausübung überschritten werde). 

Daher hätte der Antragsgegner im vorliegenden Fall den Gültigkeitszeitraum des 

Eingliederungsverwaltungsaktes entweder auf 6 Monate beschränken oder 

zumindest einen zwingenden 6-monatigen Überprüfungsturnus (mit entsprechender 

Anhörung des Antragstellers) vorsehen müssen. Einen solchen Überprüfungsturnus 

sähen auch die Fachlichen Weisungen des Antragsgegners vor (vergleiche Fachliche 

Weisungen zu § 15 SGB II, Stand 20. Oktober 2016, Rn. 15.46). Ein längerer 

Gültigkeits- oder Überprüfungsturnus dürfe nur ausnahmsweise zulässig sein, z.B. 

wenn mit einer Veränderung der Verhältnisse mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht zu 
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rechnen sei. Hiervon sei jedoch im vorliegenden Fall schon deshalb nicht 

auszugehen, weil insbesondere die dem Antragsteller auferlegte aktive Suche nach 

Stellenangeboten und die Bewerbungen auf Vermittlungsvorschläge sowie die 

Zuweisung zu einer Arbeitsgelegenheit beim Träger Bildungsmarkt Waldenser GmbH 

ab dem 1. Juni 2017 auch nach der Vorstellung des Antragsgegners zu einer 

Veränderung der Verhältnisse habe führen sollen. Aber selbst wenn ein solcher 

Ausnahmefall vorgelegen haben sollte, wären entsprechende 

Ermessenserwägungen des Antragsgegners erforderlich gewesen, die nicht 

ersichtlich seien. 

Der Minderungsbescheid sei auch deswegen rechtswidrig, weil er gegen das 

Bestimmtheitsgebot nach § 33 SGB X verstoße, da er nicht hinreichend genau 

benenne, für welchen Pflichtenverstoß der Antragsteller sanktioniert werden solle. 

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts müsse der Verfügungssatz 

eines Verwaltungsaktes nach seinem Regelungsgehalt in sich widerspruchsfrei sein 

und den Betroffenen bei Zugrundelegung der Erkenntnismöglichkeiten eines 

verständigen Empfängers in die Lage versetzen, die in ihm getroffene Rechtsfolge 

vollständig, klar und unzweideutig zu erkennen und sein Verhalten daran 

auszurichten (BSG, Urteil vom 29. November 2012, B 14 AS 196/11 R, Rn. 16, zitiert 

nach juris; BSG, Urteil vom 10. September 2013, B 4 AS 89/12 R, Rn. 15, zitiert nach 

juris). Der Wille der Behörde müsse für die Beteiligten des Verwaltungsverfahrens 

unzweideutig erkennbar und dürfe nicht unterschiedlichen subjektiven Bewertungen 

zugänglich sein (BSG, Urteil vom 29. Januar 1997, 11 RAr 43/96, Rn. 15 zitiert nach 

juris). Wie sich aus dem Wortlaut von § 31 b Abs. 1 S. 1 SGB II ergebe, enthalte ein 

Minderungsbescheid auch eine Feststellung der Pflichtverletzung. Daher müsse sich 

einem Minderungsbescheid - notfalls durch Auslegung - der feststellende 

Verfügungssatz entnehmen lassen, welche Pflichtverletzung vorläge und Grund für 

die Minderung sein solle. Diese Anforderung sei vorliegend nicht erfüllt. Dem 

Minderungsbescheid lasse sich nicht entnehmen, welcher Pflichtenverstoß in 

welchem Zeitraum als Grund für die Minderung herangezogen werde. Nach dem 

Eingliederungsverwaltungsakt vom 11. Mai 2017 sei der Antragsteller unter anderem 

verpflichtet gewesen, während der Gültigkeitsdauer des 

Eingliederungsverwaltungsaktes im Turnus von 2 Monaten jeweils mindestens 8 (pro 

Woche eine) Bewerbungsbemühungen um sozialversicherungspflichtige und 
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geringfügige Beschäftigungsverhältnisse zu unternehmen und hierüber im Anschluss 

an den oben genannten jeweiligen Zeitraum Nachweise vorzulegen. Den erstmaligen 

Nachweis sollte der Antragsteller zum 14. Juli2017 und anschließend immer zum 14. 

jedes zweiten Folgemonats vorlegen. Die Vorlage von Unterlagen war daher nach 

dem Eingliederungsverwaltungsakt fällig zum 14. Juli 2017, zum 14. September 

2017, zum 14. November 2017 sowie zum 14. Januar 2018. Dem 

Änderungsbescheid lasse sich bei dieser Sachlage lediglich entnehmen, dass in der 

Eingliederungsvereinbarung vom 11. Mai 2017 vereinbart worden sei, dass der 

Antragsteller Bemühungen zur Aufnahme einer Arbeit nachweisen müsse. Als 

Eigenbemühungen seien 8 Bewerbungen vereinbart worden. Der Antragsteller sei 

trotz schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen der Vereinbarung nicht 

nachgekommen, da er die vereinbarten Bewerbungsbemühungen nicht 

nachgewiesen habe. Dem Änderungsbescheid lasse sich hingegen nicht entnehmen, 

durch welches Verhalten in welchem Zeitraum der Antragsteller den Pflichtverstoß 

begangen haben solle. Es werde insbesondere nicht mitgeteilt in welchen Monaten 

der Antragsteller ausreichende Eigenbemühungen unterlassen haben solle. Dies 

wäre aber erforderlich gewesen, da insbesondere die Nichtvorlage von 

Bewerbungsnachweisen zum 14. Juli 2017, zum 14. September 2017, zum 14. 

November 2017 sowie zum 14. Januar 2018 jeweils gesonderte Pflichtverletzungen 

darstellen würden, die auch jeweils gesonderte Sanktionen rechtfertigen könnten, 

sofern man die Rechtmäßigkeit des Eingliederungsverwaltungsaktes unterstelle. Bei 

dieser Sachlage dürfe der Minderungsbescheid nicht offen lassen, auf welchen 

Zeitraum sich der sanktionierte Pflichtenverstoß genau beziehe, weil anderenfalls 

offenbliebe, für welchen von mehreren möglichen Pflichtverstößen der vorliegende 

Minderungsbescheid eine Sanktionierung vornehme. Die genaue Angabe des 

sanktionierten Pflichtverstoßes und des Zeitraums, in dem der Pflichtverstoß 

begangen worden sein solle, sei ferner deswegen erforderlich, weil hiervon die 

Rechtmäßigkeit des Minderungsbescheides abhänge. So sei nach § 31 b Abs. 1 S. 5 

8GB II die Feststellung der Minderung nur innerhalb von 6 Monaten ab dem 

Zeitpunkt der Pflichtverletzung zulässig. Die Berechnung der Frist sei aber nur 

möglich, wenn der Minderungsbescheid hinreichend genau mitteile, in welchem 

Zeitraum der Pflichtenverstoß erfolgt sein solle. Die hinreichende Bestimmtheit 

ergebe sich auch nicht aus der Entstehungsgeschichte des Minderungsbescheides. 

Zwar sei der Antragsteller mit Anhörungsschreiben vom 8. Dezember 2017 zum 
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möglichen Eintritt einer Sanktion angehört worden. Das Anhörungsschreiben sei 

jedoch erkennbar lückenhaft. Weder würden die Eigenbemühungsverpflichtungen, 

gegen die verstoßen worden sein solle, mitgeteilt, noch lasse sich dem 

Anhörungsschreiben entnehmen, wann der entsprechende Pflichtenverstoß 

aufgetreten sein solle. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 11. April 2018 ist der Widerspruch des Antragstellers 

vom 23. März 2018 gegen den Bescheid vom 20. Februar 2018 zurückgewiesen 

worden. Hier ist unter anderem ausgeführt worden, der Antragsteller sei mit dem 

Eingliederungsverwaltungsakt vom 11. Mai 2017 verpflichtet worden, im Turnus von 

2 Monaten jeweils mindestens 8 (pro Woche eine) Bewerbungsbemühungen um 

sozialversicherungspflichtige und geringfügige Beschäftig ungsverhältnisse zu 

unternehmen und diese sodann ihm gegenüber nachzuweisen. Der Antragsteller 

habe daher auch zum 14. November 2017 Bewerbungsnachweise vorzulegen 

gehabt. Dieser Verpflichtung sei er nicht nachgekommen. 

Gegen den ihm am 10. April 2018 zugestellten Beschluss hat der Antragsgegner am 

13. April 2018 Beschwerde bei dem Landessozialgericht Berlin-Brandenburg 

eingelegt. Zur Begründung führt er unter anderem aus, eine inzidente Prüfung der 

Rechtmäßigkeit des Eingliederungsverwaltungsaktes sei ausgeschlossen, da dieser 

von dem Antragsteller nicht angefochten und damit bestandskräftig geworden sei. Er 

begründet diese Auffassung unter anderem mit dem Urteil des Bundessozialgerichts 

vom 23. Juni 2016 (B 14 AS 30/15 R), in dem das Bundessozialgericht ausgeführt 

habe, dass eine Eingliederungsvereinbarung über die Prüfung, ob Nichtigkeitsgründe 

vorliegen, nicht auch darauf hin zu prüfen sei, ob sie rechtswidrig sei. Dieser 

Prüfungsmaßstab müsse auch für einen die Eingliederungsvereinbarung 

ersetzenden Verwaltungsakt gelten. Etwas anderes folge auch nicht aus der 

Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 29. April 2015 (B 14 AS 19/14 R), in 

dem die Minderung von Leistungen nach dem SGB II aufgrund eines 

Meldeversäumnisses streitig gewesen sei. Die Meldeaufforderung, die unstreitig als 

Verwaltungsakt zu qualifizieren sei, habe sich bereits erledigt gehabt, bevor 

überhaupt der Verwaltungsakt habe in Bestandskraft erwachsen können. In einem 

solchen Fall gebiete die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG eine 

inzidente Prüfung im anschließenden Sanktionsverfahren. Anders liege es jedoch bei 
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einem Eingliederungsverwaltungsakt, der regelmäßig eine längere Gültigkeitsdauer 

habe, so dass er sich vor Eintritt der Bestandskraft nicht im Sinne des § 39 Abs. 2 

SGB X erledigt habe. In diesen Fällen bestehe - und habe auch bei dem 

Antragsteller - die Möglichkeit (bestanden), gegen den Eingliederungsverwaltungsakt 

mittels Widerspruchs gesondert vorzugehen und bei Erfolglosigkeit nachfolgend 

Klage zu erheben. Die Gefahr der Verletzung des Grundrechts aus Art. 19 Abs. 4 S. 

1 GG ohne inzidente Rechtmäßigkeitsprüfung bestehe in dieser Fallkonstellation 

gerade nicht. 

Der Sanktionsbescheid vom 20. Februar 2018 sei auch hinreichend bestimmt 

- gewesen. Die Bestimmtheit beziehe sich sowohl auf den Verfügungssatz der 

Entscheidung als auch auf den Adressaten eines Verwaltungsaktes. Insofern 

verlange das Bestimmtheitserfordernis, dass der Verfügungssatz eines 

Verwaltungsaktes nach seinem Regelungsgehalt in sich widerspruchsfrei sei und den 

- unzweifelhaft erkennbaren - Betroffenen bei Zugrundelegung der 

Erkenntnismöglichkeiten eines verständigen Empfängers in die Lage versetzen 

müsse, sein Verhalten daran auszurichten. Diesen Anforderungen genüge der hier 

streitige Bescheid. Aus den Verfügungssatz „Für die Zeit vom 1. März 2018 bis 31. 

Mai 2018 (Minderungszeitraum) wird ein vollständiger Wegfall ihres 

Arbeitslosengeldes festgestellt. Ihr Arbeitslosengeld II mindert sich um 798,98 € 

monatlich." sei eindeutig und unzweifelhaft erkennbar, welche Regelung gegenüber 

dem Antragsteller habe getroffen werden sollen. Anders als das Sozialgericht meine, 

ergebe sich die mangelnde Bestimmtheit des Verfügungssatzes insbesondere auch 

nicht daraus, dass darin nicht genannt werde, welcher konkrete Pflichtverstoß in 

welchem Zeitraum dem Antragsteller zur Last gelegt werde. Die Benennung der 

Pflichtverletzung unter Angabe des Zeitraums stelle den Grund für die festgestellte 

Leistungsminderung dar. Sie betreffe damit nicht den Verfügungssatz, d.h. nicht die 

Regelung selbst, sondern vielmehr die Begründung der getroffenen Regelung im 

Sinne des § 35 SGB X. Auf die Begründung beziehe sich jedoch nicht das 

Bestimmtheitserfordernis des § 33 Abs. 1 8GB X (LSG Berlin-Brandenburg, 

Beschluss vom 11. April 2013, L 20 AS 578/13 B ER). Sollte der Bescheid vom 20. 

Februar 2018 an einem Begründungsmangel gelitten haben, wäre dieser jedenfalls 

durch die konkrete Benennung der den Leistungswegfall begründen Pflichtverletzung 
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im Widerspruchsbescheid vom 11. April 2018 nach Maßgabe von § 41 Abs. 1 Nr. 2, 

Abs. 2 SGB X geheilt worden. 

Der Antragsgegner beantragt, 

den Beschluss des Sozialgerichts Berlin vom 5. April 2018 

aufzuheben und den Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 

Wirkung des Widerspruchs bzw. der Klage abzulehnen. 

Der Antragsteller beantragt, 

die Beschwerde des Antragsgegners zurückzuweisen. 

Er begehrt insbesondere eine Entscheidung zu der Frage, ob er trotz verhängter 

Sanktionen verpflichtet ist, weiterhin Bewerbungsbemühungen zu unternehmen und 

ob insbesondere der Satz „Die Zumutbarkeit der Verpflichtung scheitert nicht an einer 

fehlenden Eigenleistungsfähigkeit" zutrifft. 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Rechtsstreits wird auf den Inhalt 

der Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsvorgänge des Beklagten 

verwiesen, der Gegenstand der Beratung und Entscheidung gewesen ist. 

Der Antrag des Antragstellers ist zunächst - nach 	Erlass des 

Widerspruchsbescheides vom 11. April 2018 und Klageerhebung am 10. Mai 2018 - 

dahingehend auszulegen, dass er nunmehr die Anordnung der aufschiebenden 

Wirkung seiner Klage vom 10. Mai 2018 begehrt. Eine solche Änderung des 

Antrages auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs in einen 

Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage ist 

entsprechend § 99 Abs. 3 Nr. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne weiteres zulässig, 

wenn der Widerspruchsbescheid inzwischen erlassen und Anfechtungsklage 

erhoben worden ist. Dies gilt zur Überzeugung des Senats jedenfalls bei 
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unvertretenen Antragstellern gerade dann, wenn sich dem Vorbringen des 

Antragstellers nichts anderes entnehmen lässt, da eine solche Änderung in deren 

- 

	

	 wohiverstandenem Interesse ist (Keller, in: Meyer-Ladewig/KeIler/Leitherer 12. Aufl. 

2017 § 86 b Rn. 9 b, mit weiteren Nachweisen). 

Die Beschwerde des Antragsgegners ist zulässig und begründet. 

Zutreffend hat das Sozialgericht Berlin ausgeführt, dass der streitgegenständliche 

Minderungsbescheid auf der Ermächtigungsgrundlage des § 31 a Abs. 1 S. 3 SGB II 

i.V.m. § 31 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB II beruht und die Rechtmäßigkeit dieses 

Bescheides-daher unter anderem voraussetzt; dass der Antragsteller sich geweigert 

hat, eine Pflicht zu erfüllen, die in dem Eingliederungsverwaltungsakt festgelegt ist. 

Ob der Eingliederungsverwaltungsakt rechtmäßig ist oder nicht, ist wegen dessen 

Bestandskraft nicht zu prüfen (§ 77 Sozialgerichtsgesetz - SGG). Hier ist unstreitig 

gegen den Eingliederungsverwaltungsakt kein Widerspruch eingelegt worden. Das 

Prüfprogramm beschränkt sich im vorliegenden Fall daher darauf zu prüfen, ob die 

bestandskräftig auferlegten Pflichten tatsächlich erfüllt oder verletzt sind. Dass eine 

Verletzung der im Eing liederungsverwaltungsakt auferlegten Pflichten vorliegt, ist 

unstreitig, weil der Antragsteller keine Bewerbung vorgenommen hat. 

Der Senat kann offenlassen, ob eine Inzident-Prüfung in Betracht kommt, wenn der 

Eingliederungsverwaltungsakt noch nicht bestandskräftig ist, weil er angefochten 

wurde oder sich vor Entscheidung über seine Rechtmäßigkeit durch Zeitablauf 

erledigt hat und unter diesem Gesichtspunkt keine Bestandskraft eintreten konnte, da 

ein solcher Fall nicht vorliegt. Ob in diesem Fall der Ausgang einer Anfechtungs-

oder jedenfalls denkbaren Fortsetzungsfeststellungsklage gegen den 

Eingliederungsverwaltungsakt abzuwarten wäre, bevor über die Rechtmäßigkeit des 

Sanktionsbescheides entschieden werden könnte, oder aber gegebenenfalls parallel 

eine lnzidentprüfung erfolgen könnte, muss deshalb hier nicht entschieden werden. 

Nichts anderes ergibt sich daraus, dass eine Meinung in Rechtsprechung und 

Literatur in Widerspruch gegen den Sanktionsbescheid auch einen 

Überprüfungsantrag nach § 44 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) im 
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Hinblick auf den bestandskräftigen Eingliederungsverwaltungsakt sehen will (S. 

Knickrehm/Hahn, in: Eicher/Luikl, SGB II, 4. Auflage, § 31 Rn. 21 mit weiteren 

Nachweisen). Soweit bereits ein solcher Antrag - ohne eine Entscheidung der 

zuständigen Behörde - die gerichtliche Prüfung des bestandskräftigen 

Eingliederungsverwaltungsakts ermöglichen soll (5. Knickrehm/Hahn, a.a.O.), 

begegnet diese Auffassung erheblichen Bedenken und ist abzulehnen, denn erst die 

getroffene Korrekturentscheidung nach §§ 44 ff. SGB X bewirkt die formale 

Rechtsfolge der Durchbrechung der Bindungswirkung des ursprünglichen 

Verwaltungsaktes nach § 77 SGG. Der bloße Antrag auf Überprüfung der 

Rechtmäßigkeit eines bestandskräftigen Bescheides beseitigt seine materielle 

Bestandskraft noch nicht. Im Übrigen fehlt es für eine Gerichtsentscheidung über den 

bestandskräftigen Eingliederungsverwaltungsakt auch an den 

Sachentscheidungsvoraussetzungen/Prozessvoraussetzungen im Hinblick auf die in 

Betracht kommenden Klagearten. Es ist nämlich nicht ersichtlich, welche 

Zulässigkeitsvoraussetzungen der in §§ 54, 55 SGG genannten Klagearten im 

Hinblick auf den bestandskräftigen Eingliederungsverwaltungsakt gegeben sein 

sollen (vergleiche zu den besonderen Prozessvoraussetzungen: Keller, in: Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 12. Aufl., vor § 51 Rn. 15). 

Der Senat kann daher offenlassen, ob der Eingliederungsverwaltungsakt rechtswidrig 

ist, auch wenn einiges für die vom Sozialgericht vertretene Rechtsauffassung, die 

sich unter anderem auf einen Beschluss des Bayerischen Landessozialgerichts vom 

8. Juni 2017 (L 16 AS 291/17 B ER, zitiert nach juris) stützt spricht. Er ist jedenfalls 

bestandskräftig und legte damit für den Kläger verbindliche Pflichten fest. 

Der Antragsteller kann sich auch nicht auf einen wichtigen Grund im Sinne des § 31 

Abs. 1 S. 2 SGB II für die Pflichtverletzung berufen. Insbesondere steht die 

behauptete fehlende Eigenleistungsfähigkeit den verlangten 

Bewerbungsbemühungen nicht entgegen. 

Nach dem Eingliederungsverwaltungsakt war der Antragsteller verpflichtet, sich 

wöchentlich einmal zu bewerben und hierüber alle 2 Monate entsprechende 

Nachweise bei dem Antragsgegner vorzulegen. Soweit der Antragsteller insoweit 

ausführt, diese Pflicht sei ihm nicht zumutbar, da er in mehreren Zeiträumen, für die 
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der Eingliederungsverwaltungsakt galt, sanktioniert gewesen sei und daher nicht 

über die finanziellen Mittel verfügt habe, Bewerbungen zu schreiben und an 

potenzielle Arbeitgeber zu versenden, kann der Senat dem schon deshalb nicht 

folgen, weil es dem Antragsteller offensichtlich völlig problemlos möglich ist, 

mehrseitige Schreiben per Fax und per Post sowohl im vorliegenden als auch in 

einer Vielzahl anderer Gerichtsverfahren dem Gericht zu übersenden. Warum es ihm 

zwar - trotz seiner knappen finanziellen Mittel - möglich ist, Schreiben an das Gericht 

zu senden, dies im Falle einer Bewerbung jedoch anders sein soll, erschließt sich 

dem Senat nicht. Im Übrigen gibt es mittlerweile eine Vielzahl von Stellenangeboten, 

auf die eine Onlinebewerbung möglich ist, die nur geringe - bzw. gar keine 

-zus 

nicht möglich sein sollte, seine aus dem Eingliederungsverwaltungsakt folgende 

Pflicht, sich einmal wöchentlich zu bewerben durch Onlinebewerbungen 

nachzukommen, ist nicht ersichtlich. Der Antragsteller hatte damit keinen wichtigen 

Grund für sein Verhalten. 

Damit sind die Voraussetzungen des § 31 Abs.1 S. 1 Nr. 1 SGB II erfüllt, denn der 

Antragsteller hat sich geweigert, eine Pflicht zu erfüllen, die in dem 

Eingliederungsverwaltungsakt festgelegt worden ist, so dass der Antragsgegner 

zutreffend die in § 31 a Abs. 1 S. 1, 3 SGB II festgelegte Rechtsfolge ausgesprochen 

und das Arbeitslosengeld II wegen eines erneuten Verstoßes vollständig gemindert 

hat. Der Verstoß war auch wiederholt (Bescheide voml8. April und 13. Juli 2017). 

Soweit das Sozialgericht auch Zweifel an der Bestimmtheit des 

Minderungsbescheides hat, hat der Antragsgegner dagegen zutreffend eingewandt, 

dass der Verfügungssatz ausreichend bestimmt war und es sich „lediglich" um einen 

Begründungsmangel gehandelt hat, der im Widerspruchsbescheid vom 11. April 

2018 geheilt worden ist, denn dort hat der Antragsgegner den sanktionierten 

Pflichtverstoß zutreffend benannt. 

Nach alledem ist auf die Beschwerde des Antragsgegners der Beschluss des 

Sozialgerichts Berlin vom 5. April 2018 aufzuheben und der Antrag auf Anordnung 

der aufschiebenden Wirkung der Klage vom 10. Mai 2018 gegen den 

Widerspruchsbescheid vom 11. April 2018 abzulehnen. 
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Die Kostenentscheidung bezüglich der einstweiligen Anordnung beruht auf einer 

entsprechenden Anwendung von § 193 SOG. 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar, § 177 SOG. 

Baumann 
	

Ney 
	

Ernst 





jobeenter 
Berlin Mitte 

Jobcenter BeIIIFI Mitte, 10086 Berlin 
Ihr Zeichen: 
Ihre Nachricht: 
Mein Zeichen: 220-955Al23521 
Kundennummer 955Al23521 
(B.IJ.derMtwo(tbmeengeben) 

Ralph Boes BG-Nummer. 	962041/0026589 
Spanheimstr. 11 	 EIf 6 	'A  
13357 Berlin Name: 	Frau von Neu' 

ki Pik Senilcerufnr 	030 555545 2222 
TeIefax 	030 555545 6602 
Datum: 	Februar 2018 

Minderung Ihres Arbeitslosengelds II (Sanktion) 

Sehr geehrter Herr Boes, 

für die Zeit vom 1. März 2018 bis 31. Mai 2018 (Minderungszeitraum) wird ein vollständiger 
Wegfall Ihres Arbeitslosengelds II festgestellt. 

Ihr Arbeitslosengeld II mindert sich um 798,98 Euro monatlich. 

Im Einzelnen sind von der Minderung. betroffen: 
• der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 20 Zweites Buch Sozialge-

setzbuch - SGB II) 
• die Leistungen für Unterkunft und Heizung (§ 22 SGB II). 

Der vorangegangene Bewilligungsbescheid vom 8. Dezember 2017 wird insoweit für die Zeit 
vom 1. März 2018 bis 31 ‚Mai 2018 ganz aufgehoben ( 48 Absatz 1 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch - 8GB X). 	 0 

Gutscheine oder geldwerte Leistungen werden nicht gewährt 

Begründung: 

In Ihrer Eingliederungsvereinbarung vom 11. Mai 2017 wurde vereinbart,'dass Sie Ihre selb-
ständigen Bemühungen zur Aufnahme einer Arbeit nachweisen müssen. Als Eigenbemühun-
gen wurden 8 Bewerbungen vereinbart. 
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Sie sind trotz schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen der Vereinbarung nicht nachge-
kommen, da Sie da Sie die vereinbarten Bewerbungsbemühungen nicht nachgewiesen ha-
ben. 

Ihr Verhalten haben Sie wie folgt begründet: 

Aufgrund der bisherigen Sanktionierung sei es Ihnen nicht möglich, Bewerbungen vorzustre-
cken. 
Diese Gründe konnten nicht anerkannt werden, da die Zumutbarkeit der Verpflichtung zu Ei-
genbemühungen nicht an der fehlenden Eigenleistungsfähigkeit scheitert. 
Auch in den vorhandenen Unterlagen ließ sich kein wichtiger Grund erkennen. 

Da Sie mehrfach Ihren Pflichten nicht nachgekommen sind (vorangegangene Pflichtverlet-
zungen am 5. Februar 2017 und 1. Juni2017), fällt Ihr Arbeitslosengeld II für den Minde-
rungszeitraum vollständig weg. 

Sie haben sich bisher auch nicht bereit erklärt, zukünftig Ihren Pflichten nachzukommen. 
Deshalb ist es nicht gerechtfertigt den Wegfall Ihres Arbeitslosengelds II in eine Minderung 
um 60 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs umzuwandeln (§ 31 Absatz 1 Nummer 1 in 
Verbindung mit § 31a Absatz 1 und § 31b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - SGB II). 

Ergänzende Sachleistungen: 

Ihr Arbeitslosengeld II mindert sich in Folge dieser Sanktion für die Zeit vom 1. März 2018 bis 
31. Mai 2018 um insgesamt mehr als 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs. 

Mit dem Schreiben vom 8. Dezember 2017 wurden Sie angehört und darüber informiert, 
dass Ihnen auf Antrag Gutscheine oder geldwerte Leistungen gewährt werden können. 

Da Sie bisher keine Gutscheine oder geldwerte Leistungen beantragt haben, werden Ihnen 
keine gewährt. 

Sie können Ihnen aber auf Antrag noch während der Zeit vom 1. März 2018 bis 31. Mai 2018 
erbracht werden, frühestens jedoch ab dem Monat der Antragstellung, wenn Sie darauf an-
gewiesen sind. In diesem Fall wenden Sie sich bitte an das Jobcenter Mitte Berlin (Müller-
straße 16, 13353 Berlin). 

Bitte beachten Sie: 

Wenn Sie Ihre Pflichten wiederholt verletzen, wird Ihr Arbeitslosengeld II für die Dauer von 
drei Monaten erneut vollständig entfallen. 

Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nicht mehr vor, wenn seit Beginn des letzten Minde-
rungszeitraumes ein Jahr vergangen ist. 

Auch während des Wegfalls Ihres Arbeitslosengeld II besteht die Verpflichtung, Meldetermi-
nen nachzukommen (§ 59 SGB II in Verbindung mit §§ 309 und 310 SGB III). Falls Sie dies 
unterlassen, können daraus Rechtsnachteile entstehen. 

Für Zeiträume in denen kein Arbeitslosengeld II gezahlt wird, sind Sie nicht mehr in der Kran-
ken- und Pflegeversicherung pflichtversichert. Werden Ihnen Gutscheine und/oder geldwerte 
Leistungen gewährt, lebt in dem Zeitraum, für den Gutscheine und/oder geldwerte Leistun-
gen gewährt werden, der Versicherungsschutz wieder auf. 

Nähere Informationen entnehmen Sie bitte den beigefügten wichtigen Hinweisen. 

-3- 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann jeder Betroffene oder ein von diesem bevollmächtigter Dritter 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erheben. Für Minderjährige oder 
nicht geschäftsfähige Personen handelt deren gesetzlicher Vertreter. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der im Briefkopf genannten Stelle einzulegen. 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 

von Nell 

Anlagen: 
Hinweise 
Gesetzestexte (§§ 31, 31 a und 31 b) zu Ihrer Information 



§ 31 SGB II 	Pflichtverletzungen 

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten, wenn sie trotz schriftlicher Belehrung über die 
Rechtsfolgen oder deren Kenntnis 

1. sich weigern, in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem sie ersetzenden Verwaltungsakt nach § 15 Ab-
satz 3 Satz 3 festgelegte Pflichten zu erfüllen, insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemühungen 
nachzuweisen, 

2. sich weigern, eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit nach § 16d oder ein nach § 16e geför-
dertes Arbeitsverhältnis aufzunehmen, fortzuführen oder deren Anbahnung durch ihr Verhalten verhindern, 

3. eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten, abbrechen oder Anlass für den Ab-
bruch gegeben haben. 

Dies gilt nicht, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund für ihr Verhalten darlegen und 
nachweisen. 

(2) Eine Pflichtverletzung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten ist auch anzunehmen, wenn 

1. sie nach Vollendung des 18. Lebensjahres ihr Einkommen oder Vermögen in der Absicht vermindert haben, 
die Voraussetzungen für die Gewährung oder Erhöhung des Arbeitslosengeldes II herbeizuführen, 

2. sie trotz Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis ihr unwirtschaftliches Verhalten fortsetzen, 

3. ihr Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht oder erloschen ist, weil die Agentur für Arbeit das Eintreten einer 
Sperrzeit oder das Erlöschen des Anspruchs nach den Vorschriften des Dritten Buches festgestellt hat oder 

4. -sie die im Dritten Buch genannten Voraussetzungen ftr das ntreteaeiner.Sp rrzit 	'ndidaaBuban 
oder Erlöschen eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld begründen. 	- 

§ 31a SGB II Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen 

(1) Bei einer Pflichtverletzung nach § 31 mindert sich das Arbeitslosengeld II in einer ersten Stufe um 30 Prozent des 
für die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs. Bei der ersten wieder- 

- holten Pflichtverletzung nach § 31 mindert sich das Arbeitslosengeld II um 60 Prozent des für die erwerbsfähige 
leistungsberechtigte Person nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs. Bei jeder weiteren wiederholten Pflichtverlet-
zung nach § 31 entfällt das Arbeitslosengeld II vollständig. Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nur vor, wenn 
bereits zuvor eine Minderung festgestellt wurde. Sie liegt nicht vor, wenn der Beginn des vorangegangenen Minde-
rungszeitraums länger als ein Jahr zurückliegt. Erklären sich erwerbsfähige Leistungsberechtigte nachträglich be-
reit, ihren Pflichten nachzukommen, kann der zuständige Träger die Minderung der Leistungen nach Satz 3 ab 
diesem Zeitpunkt auf 60 Prozent des für sie nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs begrenzen. - 

(2) Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten,die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist das Arbeitslo-
sengeld II bei einer Pflichtverletzung nach § 31 auf die für die Bedarfe nach § 22 zu erbringenden Leistungen be-
schränkt. Bei wiederholter Pflichtverletzung nach § 31 entfällt das Arbeitslosengeld II vollständig. Absatz 1 Sätze 4 
und 5 gelten entsprechend. Erklären sich erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, nachträglich bereit, ihren Pflichten nachzukommen, kann der Träger unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles ab diesem Zeitpunkt wieder die für die Bedarfe nach § 22 zu erbringenden Leistungen 
gewähren. 

(3) Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 Prozent des nach § 20 maßgebenden Regelbe-
darfs kann der Träger auf Antrag in angemessenem Umfang ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistun-
gen erbringen. Der Träger hat Leistungen nach Satz 1 zu erbringen, wenn Leistungsberechtigte mit minderjährigen 
Kindern in einem Haushalt leben. Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mindestens 60 Prozent des 
für den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs soll das Arbeitslosergeld II, 
soweit es für den Bedarf für Unterkunft und rleizun nach §-22 Absatz r erbracht wird an dcn Ve m.eter oder an-
dere Empfangsberechtigte gezahlt werden. 	- 	 - 	 - 

(4) Für nichterwerbsfähige Leistungsberechtigte gilt Absatz 1 und 3 bei Pflichtverletzungen nach § 31 Absatz 2 Num-
mer 1 und 2 entsprechend. 

§ 31 b SGB II Beginn und Dauer der Minderung 

(1) Der Auszahlungsanspruch mindert sich mit Beginn des Kalendermonats, der auf das Wirksamwerden des Verwal-
tungsaktes folgt, der die Pflichtverletzung und den Umfang der Minderung der Leistung feststellt. In den Fällen des 
§ 31 Absatz 2 Nummer 3 tritt die Minderung mit Beginn der Sperrzeit oder mit dem Erlöschen des Anspruchs nach 
de,m Dritten Buch ein. Der Minderungszeitraum beträgt drei Monate. Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, 
die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, kann der Träger die Minderung des Auszahlungsanspruchs in 
Höhe der Bedarfe nach den §§ 20 und 21 unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls auf sechs Wo-
chen verkürzen. Die Feststellung der Minderung ist nur innerhalb von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der 
Pflichtverletzung zulässig. 

(2) Während der Minderung des Auszahlungsanspruchs besteht kein Anspruch auf ergänzende Hilfe zum Lebensun-
terhalt nach den Vorschriften des Zwölften Buches. 
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§ 159 SOB 111 Ruhen bei Sperrzeit 

(1) Hat die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer sich versicherungswidrig verhalten, ohne dafür einen wichtigen 
Grund zu haben, ruht der Anspruch für die Dauer einer Sperrzeit. Versicherungswidriges Verhalten liegt vor, wenn 

1. die oder der Arbeitslose das Beschäftigungsverhältnis gelöst oder durch ein arbeitsvertragswidriges Verhalten 
Anlass für die Lösung des Beschäftigungsverhältnisses gegeben oder dadurch vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig die Arbeitslosigkeit herbeigeführt hat (Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe), 

2. die bei der Agentur für Arbeit als arbeitsuchend gemeldete (5 38 Absatz 1) oder die arbeitslose Person trotz 
Belehrung über die Rechtsfolgen eine von der Agentur für Arbeit unter Benennung des Arbeitgebers und der 
Art der Tätigkeit angebotene Beschäftigung nicht annimmt oder nicht antritt oder die Anbahnung eines sol-
chen Beschäftigungsverhältnisses, insbesondere das Zustandekommen eines Vorstellungsgespräches, durch 
ihr Verhalten verhindert (Sperrzeit bei Arbeitsablehnung), 

3. die oder der Arbeitslose trotz Belehrung über die Rechtsfolgen die von der Agentur für Arbeit geforderten Ei-
genbemühungen nicht nachweist (Sperrzeit bei unzureichenden Eigenbemühungen), 

4. die oder der Arbeitslose sich weigert, trotz Belehrung über die Rechtsfolgen an einer Maßnahme zur Aktivie-
rung und beruflichen Eingliederung (5  45) oder einer Maßnahme zur beruflichen Ausbildung oder Weiterbil-
dung oder einer Maßnahme zur Teilhabe am Arbeitsleben teilzunehmen (Sperrzeit bei Ablehnung einer beruf-
lichen Eingliederungsmaßnahme), 

5. die oder der Arbeitslose die Teilnahme an einer in Nummer 4 genannten Maßnahme abbricht oder durch 
maf3nahmewidriges Verhalten Anlass für den Ausschluss aus einer dieser Maßnahmen gibt (Sperrzeit bei Ab-
bruch einer beruflichen Eingliederungsmaßnahme), 

6. die oder der Arbeitslose einer Aufforderung der Agentur für Arbeit, sich zu melden oder zu einem ärztlichen 
oder psychologischen Untersuchungstermin zu erscheinen (5  309), trotz Belehrung über die Rechtsfolgen 
nicht nachkommt oder nicht nachgekommen ist (Sperrzeit bei Meldeversäumnis), 

7. die oder der Arbeitslose der Meldepflicht nach § 38 Absatz 1 nicht nachgekommen ist (Sperrzeit bei verspäte-
ter Arbeitsuchendmeldung). 

Die Person, die sich versicherungswidrig verhalten hat, hat die für die Beurteilung eines wichtigen Grundes maß-
gebenden Tatsachen darzulegen und nachzuweisen, wenn diese Tatsachen in ihrer Sphäre oder in ihrem Verant-
wortungsbereich liegen. 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 



Wichtige Hinweise: 

Eine Pflichtverletzung liegt insbesondere vor, wenn Sie ohne wichtigen Grund - trotz einer schriftlichen 
Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis -‚ 

• sich weigern Ihre in einer Einghederungsvereinbarung festgelegten Pflichten zu erfüllen, insbesondere 
im ausreichenden Umfang Eigenbemühungen nachzuweisen, 

• sich weigern eine zumutbare Arbeit, Ausbildung oder Arbeitsgelegenheit aufzunehmen oder fortzufüh-
ren (auch eine Verhinderung deren Anbahnung durch ihr Verhalten), 

• sich weigern eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit anzutreten, abbrechen oder An-
lass zum Abbruch geben, 

• ein unwirtschaftliches Verhalten fortsetzen. 

Eine Pflichtverletzung liegt auch vor, wenn Sie ohne wichtigen Grund 
• nach Vollendung des 18. Lebensjahres Ihr Einkommen oder Vermögen in der Absicht vermindern die 

Voraussetzung für die Gewährung oder Erhöhung des Auszahlungsanspruchs herbeizuführen, 
• einen Tatbestand für den Eintritt einer Sperrzeit nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch erfüllen, die 

zum Ruhen oder Erlöschen eines Anspruches auf Arbeitslosengeld führen würde. Insbesondere, wenn 
Sie ein Beschäftigungsverhältnis lösen oder durch arbeitsvertragswidriges Verhalten Anlass für die Lö-
sung -eines Beschäftigungsverhältnisses geben. 

Jede wiederholte Pflichtverletzung führt grundsätzlich für die Dauer von drei Monaten zum Wegfall des 
Auszahlungsanspruchs. Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nicht mehr vor, wenn seit Beginn des vo-
rangegangenen Sanktionszeitraums ein Jahr vergangen ist. 

Bei einer wiederholten Pflichtverletzung kann im Ausnahmefall - unter der Voraussetzung, dass Sie sich 
bereit erklären künftig Ihren Pflichten nachzukommen - die Sanktion auf die Zahlung der Leistungen für 
Unterkunft und Heizung begrenzt werden. 

Auch während der Minderung oder des Wegfalls des Auszahlungsanspruchs besteht die Verpflichtung, 
sich auf Aufforderung zu melden. Dies gilt auch für die Meldepflicht nach einem Zuständigkeitswechsel (z. 
B. bei Umzug in eine andere Stadt). 

Überschneidet sich der Minderungszeitraum mit einer Minderung wegen der Verletzung der Meldepflichten, 
wird im Uberschneidungszeitraum der Minderungsbetrag wegen der Meldepflichtverletzung von den Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung abgesetzt. 

Bei einer Minderung des Auszahlungsanspruchs um mehr als 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs 
können auf Antrag in angemessenem Umfang ergänzende Sachleistungen und geldwerte Leistungen - 
insbesondere in Form von Lebensmittelgutscheinen - gewährt werden. Diese sind zu erbringen, wenn min-
derjährige Kinder im Haushalt leben. 

Bei einem vollständigen Wegfall des Arbeitslosengeldes II werden im Minderungszeitraum keine 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung abgeführt. Werden Ihnen Gutscheine oder geldwer-
te Leistungen gewährt, lebt in-dieser -Zeit der Versicherungsschutz wieder-auf. -- 

Während der Minderung oder des Wegfalls der Leistung besteht kein Anspruch auf ergänzende Hilfe zum 
Lebensunterhalt durch den Träger der Sozialhilfe. 

Bitte beachten Sie, dass der Sanktionsbescheid bei Beendigung des Leistungsbezugs seine Gültigkeit 
nicht verliert, d.h. dass bei einer erneuten Leistungsbewilligung die angegebenen Minderungsbeträge für 
den (restlichen) Minderungszeitraum weiterhin zu berücksichtigen sind. 

Der Minderungszeitraum kann in bestimmten Fällen auf sechs Wochen verkürzt werden. 

Hinweise zu Sanktionen enthält auch das Merkblatt Grundsicherung für Arbeitsuchende (Arbeitslo-
sengeld ll/Sozialgeld). 
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Jobcenter Beilin Mitte, Seydeletr. 2 -5, 10117 Berlin 

Mit Posizustellunasurkirnde 
Herrn 
Ralph Boes 
Spanheimstr. 11 
13357 Berlin am 

EINGEGANGEI 

1 Z Ap1 2OS 

Widerspruchsbescheid 

wegen 

11. April 2018 

139.8 - 96204110026589- W-96204-01671118 

des Herrn Ralph Boes 

Spartheimstr. 11, 13357 Berlin 

23. März 2018 

23. März 2018 

20. Februar 2018 

220-955A1 23521 

vollständigen Wegfalls des Arbeitslosengeldes II für die Zeit vom 
01. März 2018 bis 31. Mai 2018 

Datum: 

Geschäftszeichen: 

Auf den Widerspruch 

wohnhaft 

vom 

eingegangen am 

gegen den Bescheid vorn 

Geschäftszeichen: 

trifft die Rechtsbehelfsstellefolgende 

Entscheidung 

Der Bescheid vom 20. Februar 2018 wird dahingehend zu berichtigt, dass sich das Arbeitslosengeld II 
des Widerspruchsführers nicht - wie angegeben - um 798,98 EUR monatlich, sondern, vielmehr um 
79,98 EUR monatlich mindert. 

Der Widerspruch wird als unbegründet zurückgewiesen. 

Im Widerspruchsverfahren ggf. entstandene notwendige Aufwendungen können nicht erstattet wer-
den. 
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Begründung 

Der allein lebende Widerspruchsführer bezieht vom Jobcenter Berlin Mitte fortlaufend Leistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). 

Nach dem Nichtzustandekommen einer Eingliederungsvereinbarung erließ das Jobcenter unter dem 

11.05.2017 einen diese ersetzenden Verwaltungsakt, der von dem Widerspruchsführer nicht mittels 

Widerspruchs angegriffen wurde. Die Gültigkeitsdauer des Eingliederungsverwaltungsakts wurde für 

die Zeit vom 11.05.2017 bis „auf weiteres" festgesetzt. 

Darin heißt es u. a.: 

4 5. Zur Integration in Arbeit 

Sie unternehmen während der Gültigkeitsdauer der Eingliederungsvereinbarung im Turnus von 2 Mo-

naten - beginnend mit dem Erlass als Verwaltungsakt (sofern notwendig) - jeweils mindestens 8 (pro 

Woche eine) Bewerbungsbemühungen um sozialversicherungspflichtige und geringfügige Beschäfti-

gungsverhältnisse und legen hierüber im Anschluss an den oben genannten jeweiligen Zeitraum fol-

gende Nachweise vor: Tabelle über Eigenbemühungen mit Angaben zum Datum der Bewerbung, 

Benennung des Arbeitgebers und der Stelle auf die die Bewerbung gerichtet war, einer Aussage dazu 

ob die Stelle in Vollzeit oder Teilzeit ausgestaltet war, ob es sich um eine sozialversicherungspflichti-

ge Stelle handelte oder nicht, sofern bereits bekannt Rückmeldungen des Arbeitgebers. Der erstmali-

ge Nachweis erfolgt zum 14.07.17, anschließend immer zum 14. Jedes zweiten Folgemonats. [...]" 

Mit Bescheid vom 08.12.2017 (BI. 1983 ff. d. Verwaltungsakte) gewährte das Jobcenter dem Wider-

spruchsführer vorläufige Grundsicherungsleitungen für die Zeit vom 01.01.2018 bis 30.06.2018 in 

Höhe von monatlich 789,98 EUR. 

Nachdem der Widerspruchsführer (auch) zum 14.11.2017 keinerlei Eigenbemühungen nachgewiesen 

hatte, teilte, ihm das Jobcenter mit Schreiben vom 08.12.2017 mit, dass voraussichtlich ein Wegfall 

des Auszahlungsanspruchs für drei Monate eintreten werde, da es sich um eine wiederholte Pflicht-

verletzung handele und gab ihm insoweit bis zum 01.01.2018 Gelegenheit zur Äußerung und zur Dar-

legung eines wichtigen Grundes für sein Verhalten. 

Mit Bescheid vom 20.02.2018 (BI. 1997 ff. d. Verwaltungsakte), auf dessen Begründung Bezug ge- 

nommen wird, stellte das Jobcenter den vollständigen Wegfall des Arbeitslosengeldes II (Regelbedarf 

und Leistungen für Unterkunft und Heizung) für die Zeit vom 01.03.2018 bis 31.05.2018 fest und hob 

den vorläufigen Bewilligungsbescheid vom 08.12.2017 insoweit ganz auf. Der Bescheid wurde dem 
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Widerspruchsführer mittels Postzustellungsurkunde am 24.02.2018 zugestellt (BI. 2000, 2000R d. 

Verwaltungsakte). 

Hiergegen richtet sich der mit Schreiben vom 23.03.2018 erhobene Widerspruch, auf dessen Be-

gründung Bezug genommen wird. 

Der mit dem Widerspruch angefochtene Bescheid ist durch die Widerspruchsstelle in sachlicher und 

rechtlicher Hinsicht überprüft worden. Die Verwaltungsvorgänge sind hierzu beigezogen worden. Sie 

waren Gegenstand der Prüfung 

Der form- und fristgerecht erhobene Widerspruch ist nach dem Ergebnis dieser Überprüfung zulässig, 

er ist jedoch nicht begründet. 

Der angefochtene Bescheid war zunächst nach Maßgabe von § 38 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB X) dahingehend zu berichtigen, dass sich das Arbeitslosengeld II des Widerspruchsführers 

nicht - wie angegeben - um 798,98 EUR monatlich, sondern vielmehr um 789,98 EUR monatlich 

mindert. Es handelt sich insoweit lediglich um einen Zahlendreher, mithin um eine offenbare Unrich-

tigkeit im Sinne des § 38 SGB X, da objektiv erkennbar ist, dass ein vollständiger Wegfall des Arbeits-

losengeldes II festgestellt wurde und dem Widerspruchsführer zuvor - mit Bescheid vom 08.12.2017 

- Leistungen u. a. für den Minderungszeitraum März 2018 bis Mai 2018 Leistungen in Höhe von mo-

natlich insgesamt 789,98 EUR gewährt wurden. Das Arbeitslosengeld II kann denklogisch nur in der 

Höhe der gewährten Leistungen vollständig wegfallen. 

Der Bescheid vom 20.02.2018 ist rechtmäßig und verletzt den Widerspruchsführer daher nicht in sei-

nen Rechten. 

Der Bescheid ist nicht deshalb rechtswidrig, weil er nicht hinreichend bestimmt ist. Gemäß § 33 Abs. 

1 SGB X muss ein Verwaltungsakt inhaltlich hinreichend bestimmt sein. Dabei bezieht sich die Be-

stimmtheit sowohl auf den Verfügungssatz der Entscheidung als auch auf den Adressaten eines Ver-

waltungsaktes. Insofern verlangt das Bestimmtheitserfordernis, dass der Verfügungssatz eines Ver-

waltungsaktes nach seinem Regelungsgehalt in sich widerspruchsfrei ist und - den unzweifelhaft er-

kennbaren - Betroffenen bei Zugrundelegung der Erkenntnismöglichkeiten eines verständigen Emp-

fängers in die Lage versetzen muss, sein Verhalten daran auszurichten. Mithin muss aus dem Verfü-

gungssatz für die Beteiligten vollständig, klar und unzweideutig erkennbar sein, was die Behörde will 

(siehe nur Bundessozialgericht - BSG -‚ Urt. v. 15.12.2010 - B 14 AS 92/09 R). 

Diesen Anforderungen genügt der hier streitige Bescheid. 
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Aus dem Verfügungssatz „für die Zeit vom 1. März 2018 bis 31. Mai 2018 (Minderungszeitraum) wird 

ein vollständiger Wegfall Ihres Arbeitslosengeldes festgestellt. Ihr Arbeitslosengeld II mindert sich um 

798,98 Euro monatlich." ist eindeutig und unzweifelhaft erkennbar, welche Regelung gegenüber dem 

Widerspruchsführer getroffen werden soll. 

Die mangelnde Bestimmtheit des Verfügungssatzes ergibt sich auch nicht daraus, dass darin, nicht 

benannt wird, welcher konkrete Pflichtverstoß im welchem Zeitraum dem Widerspruchsführer zur Last 

gelegt wird. Die Benennung der Pflichtverletzung unter Angabe des Zeitraums stellt den Grund für die 

Leistungsminderung dar. Sie betrifft nicht den Verfügungssatz, d. h. nicht die Regelung selbst, son-

dern vielmehr die Begründung der getroffenen Regelung. Auf die Begründung bezieht sich jedoch 

nicht das Bestimmtheitserfordernis des § 33 Abs. 1 SGB X (LSG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 

11.04.2013 - L 20 AS 578/13 B ER). 

Rechtsgrundlage für den Wegfall des Arbeitslosengeldes II ist § 31a Abs. 1 SGB 11 i. V. m. § 31 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 1 SGB II. 

Gemäß § 31 Abs. 1 Satz 'l Nr. 1 SGB II verletzen erwerbsfähige Leistungsberechtigte ihre Pflichten, 

wenn sie sich trotz schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis sich weigern, in 

der Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzenden Verwaltungsakt nach § 15 Absatz 3 

Satz 3 SGB II festgelegte Pflichten zu erfüllen, insbesondere, in ausreichendem Umfang Eigenbemü-

hungen nachzuweisen. Dies gilt nicht, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte einen wichtigen 

Grund für ihr Verhalten darlegen und nachweisen (§ 31 Abs. 1 Satz 2 SGB II). 

Gemäß § 31a Abs. 1 Satz 1 SGB II mindert sich bei einer Pflichtverletzung nach § 31 SGB II das Ar -

beitslosengeld II in einer ersten Stufe um 30 Prozent des für die erwerbsfähige leistungsberechtigte 

Person nach § 20 SGB II maßgebenden Regelbedarfs. Nach Maßgabe von § 31a Abs. 1 Satz 2 SGB 

II mindert sich bei der ersten wiederholten Pflichtverletzung nach § 31 das Arbeitslosengeld II um 60 

Prozent des für die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person nach § 20 maßgebenden Regelbe-

darfa. Bei jeder weiteren wiederholten Pflichtverletzung nach § 31 entfällt das Arbeitslosengeld II voll-

ständig (§ 31a Abs. 1 Satz 3 SGB II). 

Gemessen an diesen gesetzlichen Vorgaben ist der vollständige Wegfall des Arbeitslosengeldes II für 

die Zeit vom 01.03.2018 bis 31 .05.2018 nicht zu beanstanden. 

Der Widerspruchsführer wurde mit dem Eingliederungsverwaltungsakt vom 11.05.2017 verpflichtet, 

im Turnus von 2 Monaten - beginnend mit dem Erlass der Eingliederungsvereinbarung als Verwal- 

tungsakt - jeweils mindestens acht (pro Woche eine) Bewerbungsbemühungen um sozialversiche- 
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rungspflichtige und geringfügige Beschäftigungsverhältnisse zu unternehmen und diese sodann ge-

genüber dem Jobcenter in näher beschriebener Wiese nachzuweisen. Der Widerspruchsführer hatte 

daher auch zum 14.11.2017 Bewerbungsnachweise vorzulegen. 

Dieser Verpflichtung ist der Widerspruchsführer nicht nachgekommen. 

Mit dieser konkreten Benennung der den Leistungswegfall begründenden Pflichtverletzung wäre im 

Übrigen auch ein etwaiger Begründungsmangel in dem angefochtenen Bescheid nach Maßgabe von 

§ 41 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 SGB X geheilt. 

Ob der Eingliederungsverwaltungsakt vom 11.05.2017 rechtswidrig ist, weil möglicherweise keine 

hinreichende Ermessenserwägungen hinsichtlich deren Gültigkeitsdauer angestellt wurden, kann of-

fenbleiben. Der Eingliederungsverwaltungsakt wurde von dem Widerspruchsführer nicht mittels Wi-

derspruchs angefochten und wurde somit bestandskräftig. Damit bindet er gemäß § 77 Sozialge-

richtsgesetz (SGG) die Beteiligten. Die Minderung des Arbeitslosengeldes II nach § 31 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 SGB II setzt allein eine Pflicht aufgrund eines wirksamen, also bekannt gegebenen und nicht 

nichtigen Eingliederungsverwaltungsaktes voraus. Eine inzidente Prüfung der Rechtmäßigkeit des 

Eingliederungsverwaltungsaktes. ist im Rahmen der Sanktion ist ausgeschlossen (SG Dortmund, Be-

schI. v. 13.07.2016 - S 32 AS 317/16 ER; SG Landshut, Urt. v. 23.10.2012 - 5 11 AS 178/11; SG Ber-

lin, Urt. v. 09.07.2014 —5 205 AS 30970/13; Burkiczak, in: BeckOK, 47. Edition, Stand: 01.12.2017, § 

31 Rn. 11). 

Der Widerspruchsführer wurde über die Rechtsfolgen einer erneuten Pflichtverletzung auch belehrt. 

Eine Rechtsfolgenbelehrung muss konkret, verständlich, richtig und vollständig sein (zu diesen Anfor-

derungen siehe BSG, Urt. v. 09.11.2010 - B 4 AS 27/10 R). In dem Bescheid vom 1307.2017 (BI. 

1918 ff. d. Verwaltungsakte), mit dem bereits ein vollständiger Wegfall des Arbeitslosengeldes II fest-

gestellt worden war, wurde der Widerspruchsführer darauf hingewiesen, dass ein wiederholter Pflicht-

verstoß wiederum den vollständigen Wegfall des Arbeitslosengeldes II für die Dauer von drei Mona-

ten zur Folge haben werde. 

Dem Widerspruchsführer stand auch kein wichtiger Grund im Sinne des § 31 Abs. 1 Satz 2 SGB II für 

die Nichtvorlage von Bewerbungsnachweisen zur Seite. Wichtige Gründe können alle Umstände des. 

Einzelfalls sein, die unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen des Hilfebedürftigen in Abwä-

gung mit etwa entgegenstehenden Belangen der Allgemeinheit das Verhalten des Hilfebedürftigen 

rechtfertigen (BSG, Urt. v. 09.11.2010 - B 4 AS 27/10 R). Ausweislich des insoweit eindeutigen Wort-

lauts der Norm hat der erwerbsfähige Hilfebedürftige das Vorliegen eines wichtigen Grundes nachzu- 

weisen. 



Daran fehlt es hier. 

Soweit der Widerspruchsführer geltend macht, aufgrund der entsprechenden Regelung in dem Ein-

gliederungsverwaltungsakt vom 11.05.2017 hätte er die Bewerbungskosten verauslagen müssen, 

was ihm insbesondere in Hinblick auf die bereits erfolgte Leistungsminderung nicht möglich gewesen 

sei, kann er damit nicht gehört werden. Insoweit hätte er beim Jobcenter einen Vorschuss auf Bewer-

bungskosten beantragen und bei etwaiger Ablehnung dieses Begehren im Wege des einstweiligen 

Rechtsschutzes verfolgen können. Abgesehen davon war die fehlende Finanzierbarkeit von Bewer-

bungen auch nicht ursächlich für die unterbliebenen Eigenbemühungen. Der Widerspruchsführer wei-

gert sich prinzipiell, ihm durch das Jobcenter auferlegten Verpflichtungen nachzukommen, so dass 

selbst bei gesicherter Finanzierung keinerlei Kontaktversuche unternommen worden wäre (so SG 

Berlin, Beschl. v. 06.11.2015 - S 43 AS 21549/15 ER; dem Widerspruchsführer bekannt). 

Es lag auch eine weitere wiederholte Pflichtverletzung des Widerspruchsführers im Sinne des § 31a 

Abs. 1 Satz 3 SGB II vor. 

Mit Bescheiden 18.04.2017 (betreffend den Zeitraum 05/2017 bis 07/2017) und vom 13.07.2017 (be-

treffend den Zeitraum 08/2017 bis 10/2017) wurden zwei vorangegangene - gleichartige - Pflichtver-

stöße sanktioniert (Minderung des Arbeitslosengeldes um 60 % und des für den Widerspruchsführer 

maßgebenden Regelbedarfs bzw. vollständiger Wegfall des Arbeitslosengeldes II). Zudem war .  zum 

Zeitpunkt der hier streitigen weiteren wiederholten Pflichtverletzung seit Beginn des vorangegange-

nen Sanktionszeitraumes noch nicht ein Jahr vergangen. 

Dass weder der Bescheid vom 18.04.2017 noch der Bescheid vom 13.07.2017 bestandskräftig sind - 

die Bescheide sind Streitgegenstand bei dem Sozialgericht Berlin noch anhängiger Klagen zu den 

Aktenzeichen S 77 AS 9474/17 und 5 114 AS 15084/17 -‚ ist dabei unschädlich (vgl. Knick-

rehm/Hahn, in: Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl. 2017, § 31a Rn. 12; Lauterbach, in: Gagel, SGB II, 68. EL 

Dez. 2017, § 31a Rn. 7) 

Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der vorangegangenen Sanktionsbescheide 18.04.2017 Und 

13.07.2017, die - wegen der fehlenden Bestandskraft - inzident zu prüfen ist (vgl. Knickrehm/Hahn, in: 

Eicher/Luik, SGB II, § 31a Rn.12), bestehen diesseits nicht. 

Zudem wurde die Rechtmäßigkeit des Bescheides vom 18.04.2017 durch das Sozialgericht Berlin mit 

Beschluss vom 26.06.2017 - 5 135 AS 7323/17 ER - bestätigt; in Bezug auf den Bescheid vom 

13.07.2017 ist am 22.09.2017 ein zurückweisender Beschluss im verfahren 5 114 AS 10912/17 ER 
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ergangen. 

Darüber hinaus sind auch die Rechtsfolgen zutreffend festgestellt worden. Bei einer weiteren wieder-

holten Pflichtverletzung entfällt das Arbeitslosengeld II vollständig. 

Die Begrenzung der Minderung der Leistungen gemäß § 31a Abs. 1 Satz 6 SGB II auf 60% des für 

den Widerspruchsführer maßgebenden Regelbedarfs kommt nicht in Betracht. Dies würde dessen 

nachträgliche Erklärung voraussetzen, seinen Pflichten nachzukommen (vgl. Knickrehm/Hahn, in: 

Eicher/Luik, SGB II, § 31a Rn. 21). 

An einer solchen ernsthaften Erklärung fehlt es vorliegend. Der Widerspruchsführer hat nach seinem 

Pflichtenverstoß zu keinem Zeitpunkt die Bereitschaft gezeigt, Bewerbungsnachweise vorzulegen. 

Nach § 31 b Abs. 1 Satz 1 SGB II mindert sich der Auszahlungsanspruch mit Beginn des Kalender-

monats, der auf das Wirksamwerden des Verwaltungsaktes folgt, der die Pflichtverletzung und den 

Umfang der Minderung der Leistung feststellt. Gemäß § 31b Abs. 1 Satz 3 SGB II beträgt der Minde-

rungszeitraum drei Monate. 

Dem Widerspruchsführer wurde der Sanktionsbescheid vom 20.02.2018 mit Postzustellungsurkunde 

am 24.02.2018 zugestellt. Mithin war ihm der Bescheid im Februar 2018 bekannt und damit wirksam. 

Der Sanktionszeitraum umfasst daher - wie in dem streitigen Bescheid zutreffend festgestellt - die 

Kalendermonate März, April und Mai 2018. 

Des Weiteren wurde auch die Frist des § 31b Abs. 1 Satz 5 SGB II gewahrt, wonach die Feststellung 

der Minderung nur innerhalb von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der Pflichtverletzung zulässig ist. 

Die Feststellung mit Bescheid vom 20.02.2018 erfolgte fristgerecht, da seit der hier verfahrensgegen-

ständlichen Pflichtverletzung des Widerspruchsführers - Nichtvorlage von Bewerbungsnachweisen 

zum 14.11.2017 - ersichtlich noch keine sechs Monate vergangen waren. 

Schließlich war auch nicht gemäß § 31a Abs. 3 Satz 1 SGB II eine Entscheidung über ergänzende 

Sachleistungen oder geldwerte Leistungen zu treffen. Nach der genannten Vorschrift kann der Träger 

bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 Prozent des nach § 20 SGB II maßge-

benden Regelbedarfs ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbringen. Nach Maß-

gabe von § 31 a Abs. 3 Satz 2 SGB II hat der Träger Leistungen nach Satz 1 zu erbringen, wenn Leis-

tungsberechtigte mit minderjährigen Kindern in einem Haushalt leben. 
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Zwar wurde vorliegend eine Minderung des Aüszahlungsanspruchs der Leistungen des Wider-

spruchsführers um mehr als 30 % festgestellt. Die Erbringung von Sachleistungen, die im pflichtge-

mäßen Ermessen des Grundsicherungsträgers steht, ist aber - ausweislich des insoweit eindeutigen 

Wortlauts des Gesetzes - antragsabhängig und erfolgt nicht von Amts wegen. Trotz der durch das 

Anhörungsschreiben vom 08.12.2017 vermittelten Kenntnis von der Möglichkeit ergänzender Sach-

leistungen hat der Widerspruchsführer keinen entsprechenden Antrag gestellt. 

Unabhängig davon steht es dem Widerspruchsführer frei, während des Minderungszeitraumes noch 

einen Antrag auf Gewährung von Gutscheinen oder geldwerter Leistungen zu stellen. 

Ermächtigungsgrundlage für die in dem streitigen Bescheid ebenfalls verfügte Aufhebung des Be- 

scheides vom 08.12.2017 ist § 40 Abs. 1 Satz 1. SGB II i.V. m. § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X. Durch den 

Wegfall des Arbeitslosengeldes II für den Zeitraum März, April und Mai 2018 ist eine wesentliche Än-

derung der Verhältnisse eingetreten, die zwingend zur Aufhebung des Bescheides vom 08.12.2017 

für die Zukunft führte. 

Der angefochtene Bescheid vorn 20.02.2018 entspricht - auch unter Berücksichtigung des Vorbrin-

gens im Widerspruch - .der Sach- und Rechtslage. 

Der Widerspruch konnte daher keinen Erfolg haben und war zurückzuweisen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 63 Abs. 1 SGB X. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann jeder Betröffene für sich innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
beim Sozialgericht Berlin, lnvalidenstr. 52, 10557 Berlin, schriftlich, in elektronischer Form oder 
zur Niederschrift der Urkundsbeamtin / des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage erheben. 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und entweder von der verantwortenden Person qualifiziert 
elektronisch signiert ist oder von der verantwortenden Personen auf einem sicheren Ubermittlungs-
weg gern. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird. Nähere Informationen ergeben 
sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung - ERW). Über das Internetportal des Elektronischen Gerichts- und Verwaltungspostfachs 
(www.egvp.de) können weitere Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvorausset-
zungen und das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden. 

Die Klage muss gemäß § 92 des Sozialgerichtsgesetzes den Kläger, den Beklagten und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen. Zur Bezeichnung des Beklagten genügt die Angabe der Be-
hörde Die Klage soll einen bestimmten Antrag enthalten und von dem Kläger oder der zu seiner Ver-
tretung befugten Person mit Orts- und Zeitangabe unterzeichnet sein. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung und der Widerspruchs- 
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bescheid sollen in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klageschrift sind gemäß § 93 des 
Sozialgerichtsgesetzes nach Möglichkeit Abschriften für die Beteiligten beizufügen. 
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Jobcenter Berlin Mitte 
Mülierstr. 16 
13353 Berlin 

Kundennummer: 955Al23521 
Herrn 	 BG-Nummer 	962041/0026589 
Ralph Boes 

Spanheimstr. 11 	
Ersteller: Herr Wehlan 

13357 Berlin 	 Team Team 213 
Telefon: 030 5555452222 
E-Mail: JobCenter-Beflin-Mitte.Team- 

213@joboenter-ge.de  

Erstellt am: 11.05.2017 

Eingliederungsvereinbarung nach § 15 Abs.3 Satz 3 Zweites Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) 
Ersatz der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt 

Empfänger 	Herrn Ralph Boes 

Ersteller 	 Jobcenter Berlin Mitte 

gültig von 	 11.05.2017 

gültig bis 	 auf weiteres 

1. Einleitung 

Eine Eingliederungsvereinbarung zwischen Ihnen und dem oben bezeichneten Jobcenter über die zu 
Ihrer beruflichen Eingliederung erforderlichen Leistungen ist nicht zustande gekommen. Um Ihre 
beruflichen Integratlonschancen möglichst kurzfristig zu verbessern, werden die nachfolgenden 
Inhalte nach § 15 Abs. 1 Zweites Sözialgesetzbuch (508 11) als Verwaltungsakt in Form dieses 
Bescheides erlassen (§ 15 Abs. 3 S. 3 SGB II). 

Die nachstehenden Festlegungen gelten für die oben angegebene Zeitspanne, soweit 
zwischenzeitlich nichts anderes geregelt wird. 

Entfällt Ihre Hilfebedürftigkeit, sind weder Sie noch das Jobcenter an die aufgeführten Rechte und 
Pflichten weiter gebunden, ohne dass es einer gesonderten Aufhebung der 
Eingliederungsvereinbarung bedarf. 

2. Gültigkeit 

Nach § 32 Abs. 2 SGB X kann dieser Verwaltungsakt mit einer Nebenbestimmung versehen werden. 
Hiervon wurde Gebrauch gemacht, um die Gültigkeit zu konkretisieren. Dies erfolgte unter 
Berücksichtigung Ihrer Interessen, damit von vorhereln geregelt ist, wie lange Sie und das Jobcenter 
an alle hier genannten Rechte und Pflichten gebunden sind. 
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3. Ziele 

Integration auf dem 1 .Arbeitsmarkt 

4. Unterstützung durch das Jobcenter 

Das Jobcenter Berlin Mitte bietet durch einen persönlichen Ansprechpartner Unterstützung und 
Beratung bei der Integration in Arbeit an und steht Ihnen bei Beratungsanhiegen im Zusammenhang 
mit Ihrer beruflichen Weiterentwicklung nach Terminvereinbarung jederzeit zur Verfügung. 

Das Jobcenter unterstützt Ihre eigenen Bewerbungsaktivitäten durch Übernahme von 
angemessenen nachgewiesenen Kosten für schriftliche, per Post versandte Bewerbungen nach 
Maßgabe des § 16 Abs. 1 SGB II i.V.m. § 44 SGB III, sofern Sie diese zuvor beantragt haben. Die 
Erstattung der Bewerbungskosten erfolgt in pauschalierter Form mit 5,00 Euro pro nachgewiesener 
Bewerbung bis zu einem jährlichen Höchstbetrag von 260,00 Euro. Bewerbungen, die vor 
erstmaliger Beantragung erstellt und versandt.wurden, sind nicht erstattungsfähig. Bei E-Mail 
Bewerbungen erfolgt eine pauschalierte Erstattung in Höhe von 1 € pro Bewerbung. Dies hat keinen 
Einfluss auf die Jahreshöchstgrenze von 260 € für Bewerbungskostenerstattungen. Darüber hinaus 
besteht jederzeit die Möglichkeit Bewerbungskosten auch nach tatsächlichen Kosten und gegen 
konkrete Kostennachweise zur Erstattung zu beantragen. 

Das Jobcenter unterstützt Ihre Bewerbungsaktivitäten nach Maßgabe des § 16 Abs. 1 SGB II i.V.m. § 
44 SGB III durch Übernahme von angemessenen und nachgewiesenen Fahrkosten zu 
Vorstellungsgesprächen, sofern die Kostenübernahme vor Fahrtantritt durch Sie beantragt wurde. 

Das Jobcenter kann Sie bei Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung durch die 
Gewährung von Einstiegsgeld nach § 16b SGB II fördern, sofern die beantragte Förderung zur 
Eingliederung auf dem Arbeitsmarkt notwendig und die Beschäftigung zur Überwindung der 
Hilfebedürftigkeit geeignet ist. 

Für Sie besteht grundsätzlich die Möglichkeit, dass Ihr potenzieller Arbeitgeber für Sie einen 
Eingliederungszuschuss (§ 16 Abs. 1 SGB II i.V.m. §§ 88ff., 131 SGB III) beantragen kann. Dafür ist 
seitens des Arbeitgebers eine Antragstellung vor der Arbeitsaufnahme erforderlich. Ein 
Rechtsanspruch auf diese Leistung besteht jedoch nicht. Zur Kommunikation gegenüber potentiellen 
Arbeitgebern füge ich Ihnen einen Förderscheck zur Beigabe in Ihren Bewerbungsunterlagen bei. 

Das Jobcenter unterbreitet Ihnen Vermittlungsvorschläge, soweit geeignete Stellenangebote 
vorliegen. Die hiermit eventuell entstehende Bewerbungskosten können nach vorheriger 
Antragstellung im Rahmen des Vermittlungsbudget und in angemessenem Umfang übernommen 
werden. 

Darüber hinaus erhalten Sie zur Unterstützung und der Förderung des Erhalts Ihrer Erwerbsfähigkeit 
das für sie verbindliche Angebot einer Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwandsentschädigung beim 
Träger Bildungsmarkt Waldenser GmbH. Als Konkretisierung dieser Zuweisung erhalten Sie das 
Angebot einer Stelle im Bereich Büro-Verwaltung, diese ist jedoch nur als beispielhaft anzusehen. 
Der Träger agiert in Kooperation mit dem Jobcenter Berlin Mitte im Projekt "Matchpoint", was eine 
höchstmögliche Flexibilität der Art der Tätigkeit, eines individuell sowie bedarfs- und 
fähigkeitsbezogenen Einsatzes innerhalb der Zuweisung ermöglicht. Die Zuweisung erfolgt zum 
Beginndatum 01 .06.2017 und ist auf einen Zeitraum von 9 Monaten bezogen. 

5. Zur Integration in Arbeit 

Herr Boes, Sie verpflichten sich, jegliche Möglichkeiten zu nutzen, um die Hilfebedürftigkeit zu 
beenden. 

Sie bewerben sich zeitnah, d.h. spätestens am dritten Tage nach Erhalt eines vom Jobcenter 
übersandten VrmittIungsvorschlages. Als Nachweis über Ihre unternommenen Bemühungen füllen 
Sie die dem Vermittlungsvorschlag beigefügte Antwortmöglichkeit aus und legen diese bitte der 
Arbeitsvermittlung vor. 
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Sie unternehmen während der Gültigkeitsdauer der Eingliederungsvereinbarung im Turnus von 2 
Monaten - beginnend mit dem Erlass als Verwaltungsakt (sofern notwendig) - jeweils mindestens 8 
(pro Woche eine) Bewerbungsbemühungen um sozialversicherungspflichtige und geringfügige 
Beschäftigungsverhältnisse und legen hierüber im Anschluss an den oben genannten jeweiligen 
Zeitraum folgende Nachweise vor: Tabelle über Eigenbemühungen mit Angaben zum Datum der 
Bewerbung, Benennung des Arbeitgebers und der Stelle auf die die Bewerbung gerichtet war, einer 
Aussage dazu ob die Stelle in Vollzeit oder Teilzeit ausgestaltet war, ob es sich um eine 
sozialversicherungspflichtige Stelle handelte oder nicht, sofern bereits bekannt Rückmeldungen des 
Arbeitgebers. Der erstmalige Nachweis erfolgt zum 14.07.17, anschließend immer zum 14. jedes 
zweiten Folgemonats. 

Bei der Stellensuche sind auch befristete Stellenangebote und Stellenangebote von Zeitarbeitsfirmen 
einzubeziehen. 

Herr Boes wird sich auf Grund der o. g. Zuweisung zu einer Arbeitsgelegenheit mit 
Mehraufwandsentschädigung vor dem geplanten Beginntermin beim Träger vorstellen, dort eine 
konkretes Einsatzfeld abstimmen und die angebotene Maßnahme ab dem 01 .06.2017 aktiv 
verfolgen. 

6. Teilnahme an Maßnahmen 

Sie nehmen an der zuvor beschriebenen Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwandsentschädigung für 
zusätzliche, wettbewerbsneutrale und im öffentlichen Interesse liegende Arbeiten gemäß § 16d SGB 
II teil. Die Ihnen am 11.05.2017 ausgehändigte Zuweisung enthält soweit bereits spezifizierbar die 
konkreten Angaben zur Arbeitsgelegenheit (u. a. Maßnahmeträger, Kurzbezeichnung der 
Maßnahme, Dauer, beispielhafte Benennung der Art der Tätigkeit, zeitlicher Umfang, Höhe der 
Mehraufwandsentschädigung). 
Wenn Sie die Arbeitsgelegenheit - entsprechend dem gesondert zugehenden Zuweisungsbescheid - 
nicht antreten, vorzeitig beenden oder Anlass zum Abbruch geben (z. B. durch unentschuldigtes 
Fehlen, unangemessenes Verhalten gegenüber anderen Teilnehmenden und Vorgesetzten), ist das 
Jobcenter verpflichtet eine Sanktion (vgl. Rechtsfolgenbelehrung auf der Zuweisung) zu prüfen. 

Widerspruchsrecht (Rechtsbehelfsbelehrung) 
7. Ergänzende Rechtsfolgenbelehrung zur Teilnahme an Maßnahmen 
Zu Ihren Pflichten gehört, die in dieser Eingliederungsvereinbarung angebotene Arbeitsgelegenheit 
aufzunehmen oder fortzuführen. Ein Zuwiderhandeln ist als Pflichtverstoß (Weigerung eine 
Arbeitsgelegenheit aufzunehmen oder fortzuführen) zu werten. Auch Verhalten, welches das 
Zustandekommen der Arbeitsgelegenheit verhindert, ist ein Verstoß gegen Ihre Pflichten. Bezüglich 
der Rechtsfolge der Minderung des Arbeitslosengeld II wird auf die nachfolgende 
Rechtsfolgenbelehrung verwiesen. 

8. Arbeitsunfähigkeit 

Arbeitsunfähigkeit ist anzuzeigen 

Die Anzeige einer Arbeitsunfähigkeit erfolgt grundsätzlich ggü. dem Träger der Grundsicherung nach 
dem 5GB II, während Maßnahmeteilnahmen ggü. dem jeweiligen Maßnahmeträger. Auf freiwilliger 
Basis kann eine solche Anzeige auch während Maßnahmeteilnahmen noch zusätzlich an den Träger 
der Grundsicherung erfolgen. 

9. Fortschreibung des ersetzenden Verwaltungsaktes 

Die Inhalte dieses Bescheides werden regelmäßig überprüft und im gegebenen Falle mit neuem 
ersetzenden Verwaltungsakt fortgeschrieben. 

Dies erfolgt insbesondere, wenn eine wesentliche Änderung in Ihren persönlichen Verhältnissen eine 
Anpassung der vereinbarten Maßnahmen, Leistungen des Jobcenters und Ihrer Pflichten erforderlich 
macht. Das Gleiche gilt, wenn das Ziel der Integration in den Arbeitsmarkt nur aufgrund von 
Anpassungen und Änderungen erreicht bzw. beschleunigt werden kann. 
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10. Aufhebung des ersetzenden Verwaltungsaktes 

Erklären Sie sich innerhalb der Geltungsdauer des Verwaltungsaktes doch zum Abschluss einer 
Eingliederungsvereiilbarung bereit, so wird der Verwaltungsakt für die Zukunft aufgehoben und eine 
Eingliederungsvereinbarung mit Ihnen abgeschlossen. 

11. Rechtsfolgenbelehrung 

Die §§ 31 bis 31b Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) sehen bei Verstößen gegen die in der 
Eingliederungsvereinbarung festgelegten Pflichten Leistungsminderungen vor. Das Arbeitslosengeld 
II kann danach - auch mehrfach nacheinander - gemindert werden oder vollständig entfallen. 

Bei einem erstmaligen Verstoß gegen die festgelegten Eingliederungsbemühungen wird das 
Arbeitslosengeld II um einen Betrag in Höhe von 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs zur 
Sicherung des Lebensunterhalts nach § 20 SGB II gemindert. Bei einem wiederholten Pflichtverstoß 
wird das Arbeitslosengeld II um einen Betrag in Höhe von 60 Prozent des maßgebenden 
Regelbedarfs gemindert, bei weiteren wiederholten Pflichtverstößen entfällt das Arbeitslosengeld II 
vollständig. 

Ihr Arbeitslosengeld II wurde zuletzt wegen eines ersten wiederholten Pflichtverstoßes um einen 
Betrag in Höhe von 60 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs gemindert (vgl. Bescheid vom 
18 04 2017) Jeder weitere wiederholte Pflichtverstoß (Verstoß gegen die in Nr. 5 Zur Integration in 
Arbeit" festgelegten Einglied&ungsbemühungen) wird daher den vollständigen Wegfall des Ihnen 
zustehenden Arbeitslosengeldes II zur Folge haben. In diesem Fall werden auch keine Beiträge zur 
Kranken- und Pflegeversicherung abgeführt. Der Versicherungsschutz bleibt dennoch erhalten, 
anfallende Beiträge müssen Sie jedoch selbst zahlen. Sind Sie hierzu nicht in der Lage, entstehen 
Beitragsrückstärlde, die jedoch für die Dauer der Hilfebedürftigkeit keine negativen Auswirkungen 
hinsichtlich der Leistungen durch die gesetzliche Kranken-/Pflegeversicherung haben. 

Der Wegfall dauert drei Monate (Sanktionszeitraum) und beginnt mit dem Kalendermonat nach 
Zugang des Sanktionsbescheides. Während dieser Zeit besteht kein Anspruch auf ergänzende Hilfen 
nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (Sozialhilfe). 

in wiederholter Pflichtverstoß liegt nicht vor, wenn der Beginn des vorangegangenen 
Sanktionszeitraums länger als ein Jahr zurückliegt (Ablauf der Jahresfrist am 30.04.2018) 

Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn Sie für Ihr Verhalten einen wichtigen Grund darlegen und 
nachweisen. Folglich tritt keine Leistungsminderung ein. Ein nach Ihrer Auffassung wichtiger Grund, 
der jedoch nach objektiven Maßstäben nicht als solcher anerkannt werden kann, verhindert nicht den 
Eintritt der Leistungsminderung. 

Wichtige Hinweise: 

Sanktionszeiträume aufgrund der Verletzung von Meldepflichten und Verstößen gegen festgelegte 
Eingliederungsbemühungen können sich überschneiden. In den Überschneidungsmonaten werden 
die Minderungsbeträge addiert. 

Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 Prozent des maßgebenden 
Regelbedarfs können auf Antrag ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbracht 
werden. Diese sind grundsätzliöh zu erbringen, wenn minderjährige Kinder im Haushalt leben. 
Beachten Sie aber, dass Sie vorrangig Ihr Einkommen und verwertbares Vermögen zur Sicherung 
des Lebensunterhaltes einsetzen müssen. 
Bei einer Gewährung von Sachleistungen oder geldwerten Leistungen werden Beiträge zur Kranken-
und Pflegeversicherung weiterhin erbracht. 
Erklären Sie sich nachträglich bereit, Ihren Pflichten nachzukommen, kann die im Briefkopf genannte 
Stelle unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles, die Minderung auf 60 Prozent des 
maßgebenden Regelbedarfs begrenzen. 

Den festgelegten Eingliederungsbemühungen müssen Sie auch während eines Sanktionszeitraumes 
nachkommen, auch wenn Ihr Arbeitslosengeld II wegen eines Pflichtverstoßes vollständig 
weggefallen ist. 
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Auch die Verpflichtung, sich bei der im Briefkopf genannten Stelle persönlich zu melden oder auf 
Aufforderung zu einer ärztlichen oder psychologischen Untersuchung zu erscheinen, bleibt während 
des Sanktionszeitraumes bestehen. 

Die maßgeblichen gesetzlichen Vorschriften können Sie bei der im Briefkopf genannten Stelle 
einsehen. 

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
erheben. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der im Briefkopf genannten Stelle 
einzulegen. Für Minderjährige oder nicht geschäftsfähige Personen handelt deren gesetzlicher 
Vertreter. Der Widerspruch kann auch durch ein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft im Namen des 
Betroffenen eingelegt werden, soweit es hierzu bevollmächtigt ist. Der Widerspruch kann auch durch 
einen sonstigen hierzu bevollmächtigten Dritten eingelegt werden. Sollten Sie Widerspruch einlegen, 
beachten Sie bitte, dass dieser keine aufschiebende Wirkung hat. Das heißt, Sie sind trotz Ihres 
Widerspruchs an Ihre Pflichten aus dieser durch Verwaltungsakt ergangenen 
Eingliederungsvereinbarung gebunden. 

11.05.2017 
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